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Textgegenüberstellung (Kunsttext1) 

Entwurf – Stand: 26.7.2024 

 

Gesetz 
über Erleichterungen zum Ausbau der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen – 

Sammelgesetz 

 

Artikel I 

Gesetz über allgemeine Bestimmungen zu Vorhaben der Energiewende 
(Allgemeines-Energiewende-Gesetz – AEG) 

§ 1 
Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz regelt in Angelegenheiten, die in Gesetzgebung Landessache sind, allgemeine 
Bestimmungen über Vorhaben der Energiewende. Insbesondere enthält es – unbeschadet besonderer 
Bestimmungen in den einschlägigen Materiengesetzen des Landes – allgemeine Bestimmungen zur 
Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/2001 zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren 
Quellen (Erneuerbaren-Energien-Richtlinie). 

(2) Durch dieses Gesetz werden Angelegenheiten, die in Gesetzgebung und Vollziehung Bundessache 
sind, nicht berührt. 

§ 2 
Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieses Gesetzes und im Sinne der auf dieses Gesetz verweisenden Materiengesetze des 
Landes bezeichnet 

 a) „Beschleunigungsgebiet für erneuerbare Energie“ einen bestimmten Standort oder ein bestimmtes 
Gebiet an Land oder in Binnengewässern, der bzw. das nach den Bestimmungen des 
Raumplanungsgesetzes oder nach bundesrechtlichen Vorschriften als für die Errichtung von 
Anlagen zur Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen besonders geeignet ausgewiesen 
wurde; 

 b) „Biogas“ gasförmige Kraft- und Brennstoffe, die aus Biomasse hergestellt werden; 

 c) „Biomasse“ den biologisch abbaubaren Teil von Produkten, Abfällen und Reststoffen biologischen 
Ursprungs der Landwirtschaft, einschließlich pflanzlicher und tierischer Stoffe, der Forstwirtschaft 
und damit verbundener Wirtschaftszweige, einschließlich der Fischerei und der Aquakultur sowie 
den biologisch abbaubaren Teil von Abfällen, darunter auch Industrie- und Haushaltsabfälle 
biologischen Ursprungs; 

 d) „Energie aus erneuerbaren Quellen“ oder „erneuerbare Energie“ Energie aus erneuerbaren, 
nichtfossilen Energiequellen, das heißt Wind, Sonne (Solarthermie und Photovoltaik) und 
geothermische Energie, Umgebungsenergie, Wasserkraft, Energie aus Biomasse, Deponiegas, 
Klärgas und Biogas; 

 e) „Energiespeicher am selben Standort“ eine Kombination aus einer Energiespeicheranlage und 
einer Anlage zur Erzeugung von erneuerbarer Energie, die an denselben Netzanschlusspunkt 
angeschlossen sind; 

 f) „Fernwärme“ oder „Fernkälte“ die Verteilung thermischer Energie in Form von Dampf, heißem 
Wasser oder kalten Flüssigkeiten von zentralen oder dezentralen Produktionsquellen über ein Netz 
an mehrere Gebäude oder Anlagen zur Nutzung von Raum- oder Prozesswärme oder -kälte;  

 g) „geothermische Energie“ Energie, die in Form von Wärme unter der festen Erdoberfläche 
gespeichert ist; 

 h) „Repowering“ die Modernisierung von Kraftwerken, die erneuerbare Energie produzieren, 
einschließlich des vollständigen oder teilweisen Austauschs von Anlagen oder Betriebssystemen 
und -geräten zum Austausch von Kapazität oder zur Steigerung der Effizienz oder der Kapazität 
der Anlage; 

                                                           
1 Die beabsichtigten Änderungen sind im Korrekturmodus ersichtlich gemacht. 
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 i) „Solarenergieanlagen“ Anlagen zur Umwandlung von Sonnenenergie in thermische oder 
elektrische Energie, insbesondere Solarthermie- und Photovoltaikanlagen; 

 j) „Umgebungsenergie“ natürlich vorkommende thermische Energie und in der Umwelt innerhalb 
eines begrenzten Gebiets angesammelte Energie, die in der Umgebungsluft, mit Ausnahme von 
Abluft, oder in Oberflächengewässern oder Abwässern gespeichert sein kann. 

 k) „Vorhaben der Energiewende“ die Errichtung, den Betrieb oder die Änderung von Anlagen zur 
Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen, Anlagen zur Umwandlung von Strom in 
Wasserstoff oder synthetisches Gas, ortsfesten Energiespeicheranlagen einschließlich 
Pumpspeicherkraftwerken, elektrische Leitungsanlagen sowie qualitätsgesicherte Fernwärme- und 
Fernkältenetze und Wasserstoffleitungsanlagen. 

(2) Auch sonstige in diesem Gesetz und in den auf dieses Gesetz verweisenden Materiengesetzen des 
Landes verwendete Begriffe sind, soweit sie in der Erneuerbaren-Energien-Richtlinie vorkommen, im 
Sinne dieser Richtlinie zu verstehen. 

§ 3 
Anlaufstelle, Verfahrenshandbuch 

(1) Die Bezirkshauptmannschaft übt im Hinblick auf Verfahren betreffend Vorhaben der 
Energiewende die Funktion einer Anlaufstelle im Sinne des Art. 16 Abs. 3 der Erneuerbaren-Energien-
Richtlinie aus. Die Anlaufstelle leistet auf Ersuchen der verfahrenseinleitenden Person im Hinblick und 
während des gesamten administrativen Verfahrens Beratung und Unterstützung. 

(2) Die Anlaufstelle hat darauf hinzuwirken, dass die festgelegten Fristen für die Durchführung der 
Bewilligungs- bzw. Anzeigeverfahren von den zuständigen Behörden eingehalten werden. Zu diesem 
Zweck ist die Anlaufstelle berechtigt, bei den Behörden Zeitpläne über die voraussichtliche 
Verfahrensdauer und die Verfahrensabwicklung anzufordern und Personen nach Abs. 1 zur Verfügung zu 
stellen. Wird eine Behörde von der Anlaufstelle um Auskunft über den Verfahrensstand ersucht, hat sie 
dieser die Informationen so schnell wie möglich zur Verfügung zu stellen. 

(3) Die Anlaufstelle hat für Personen im Sinne des Abs. 1 ein Verfahrenshandbuch für Vorhaben 
betreffend Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie durch Veröffentlichung auf ihrer Homepage im 
Internet bereit zu stellen; das entsprechende Verfahrenshandbuch wird der Anlaufstelle von der 
Landesregierung zur Verfügung gestellt. Im Verfahrenshandbuch ist auf kleinere Vorhaben betreffend 
erneuerbare Energie und auf Vorhaben von Eigenversorgern betreffend Erzeugung von erneuerbarer 
Elektrizität und Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften gesondert einzugehen; auf die zuständige 
Anlaufstelle ist hinzuweisen. 

§ 4 
Streitbeilegung 

Zeigen sich im Zuge eines landesgesetzlich geregelten Bewilligungs- bzw. Anzeigeverfahrens große 
Interessenkonflikte zwischen der verfahrenseinleitenden Person und den sonstigen Parteien oder 
Beteiligten, kann die nach dem Materiengesetz zuständige Behörde das Verfahren auf Ersuchen der 
verfahrenseinleitenden Person zur Einschaltung eines Mediationsverfahrens unterbrechen; das 
Mediationsverfahren hat auf Kosten jener Partei zu erfolgen, welche um Unterbrechung ersucht hat. Der 
§ 16 Abs. 2 des Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes 2000 ist sinngemäß anzuwenden. 

§ 5 
Besondere Bestimmungen in Materiengesetzen 

(1) Besondere Bestimmungen zu Vorhaben der Energiewende ergeben sich aus den einschlägigen 
Materiengesetzen des Landes, insbesondere dem Gesetz über Naturschutz und Landschaftsentwicklung, 
dem Elektrizitätswirtschaftsgesetz, dem Starkstromwegegesetz, dem Raumplanungsgesetz und dem 
Baugesetz. 

(2) Die besonderen Bestimmungen in den Materiengesetzen sind unter Berücksichtigung der 
allgemeinen Bestimmungen dieses Gesetzes anzuwenden. 
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Artikel II 

Gesetz über Naturschutz und Landschaftsentwicklung 

LGBl.Nr. 22/1997, 58/2001, 38/2002, 1/2008, 72/2012, 44/2013, 9/2014, 58/2016, 70/2016, 2/2017, 
78/2017, 67/2019, 19/2020, 24/2020, 91/2020, 50/2021, 76/2021, 4/2022, 48/2023, 8/2024 

I. Hauptstück 
Ziele und Grundsätze 

... 

II. Hauptstück 
Umfassender Naturschutz 

1. Abschnitt 
Erhebung und Entwicklung von Natur- und Landschaftsräumen 

... 

2. Abschnitt 
Naturschutz und Landschaftsentwicklung in der 

Privatwirtschaftsverwaltung 

... 

3. Abschnitt 
Naturschutzabgabe 

... 

III. Hauptstück 
Abwehr besonderer Gefahren 

1. Abschnitt 
Artenschutz und Schutz von Mineralien und Fossilien 

§ 15 
Allgemeines 

(1) Wildwachsende Pflanzen einschließlich ihrer Lebensräume dürfen nicht mutwillig beschädigt oder 
vernichtet werden. 

(2) Freilebende Tiere in allen ihren Entwicklungsformen dürfen nicht mutwillig beunruhigt, verfolgt, 
gefangen genommen, verletzt oder getötet werden. Die Ausübung der Jagd und der Fischerei bleiben von 
dieser Bestimmung unberührt. 

(3) Seltene Mineralien und Fossilien dürfen nicht mutwillig zerstört oder beschädigt werden. Das 
Sammeln von Mineralien und Fossilien unter Verwendung technischer Hilfsmittel, Sprengmittel oder 
sonstiger chemischer Hilfsmittel ist verboten. Strengere Bestimmungen für Schutzgebiete, 
Biosphärenparks, Naturparks, Naturdenkmale oder Höhlen gemäß §§ 26 bis 30 bleiben unberührt. 

(4) Die Landesregierung kann durch Verordnung unter Berücksichtigung von Rechtsakten im Rahmen 
der Europäischen Union die zur Erhaltung seltener oder bedrohter Arten sowie von Mineralien 
erforderlichen Schutzmaßnahmen näher umschreiben. Darin kann auch angeordnet werden, dass bestimmte 
Maßnahmen zum Schutz des Lebensraumes von Tieren und Pflanzen zu setzen oder zu unterlassen sind, 
wie etwa Bestimmungen über das Abbrennen der Bodendecke, von Hecken und Gebüsch, oder über die 
Vornahme von Düngungen im Bereich von besonders schutzwürdigen Waldrändern und Hecken, und 
können zeitliche Beschränkungen festgesetzt werden. 

(5) In einer Verordnung nach Abs. 4 kann festgelegt werden, dass bestimmte Maßnahmen zum Schutz 
von Tieren und Pflanzen und deren Lebensraum einer Zulassung der Behörde bedürfen. Insbesondere kann 
die Behörde ermächtigt werden, unter bestimmten Voraussetzungen, je nach Betroffenheit mit Verordnung 
oder auf Antrag oder von Amts wegen mit Bescheid, eine Ausnahme von den Vorschriften nach Abs. 1, 2 
und 4 im Hinblick auf eine nach Art. 12 oder 13 der Richtlinie 92/43/EWG zur Erhaltung der natürlichen 
Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen („FFH-Richtlinie“) oder nach Art. 5 oder 6 der 
Richtlinie 2009/147/EG über die Erhaltung der wild lebenden Vogelarten („Vogelschutzrichtlinie“) 
geschützte Art zuzulassen, soweit dies mit den Abs. 6 und 7 und den Art. 16 der FFH-Richtlinie bzw. Art. 9 
der Vogelschutzrichtlinie vereinbar ist. Die Landesregierung kann diesbezügliche Erfordernisse in der 
Verordnung näher regeln. 
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(6) Hinsichtlich einer nach Art. 12 oder 13 der FFH-Richtlinie geschützten Art kann eine Ausnahme 
nach Abs. 5 jedenfalls nur aus nachstehenden Gründen und nur zugelassen werden, sofern es keine andere 
zufriedenstellende Lösung gibt und die Populationen der betroffenen Art in ihrem natürlichen 
Verbreitungsgebiet trotzdem ohne Beeinträchtigung in einem günstigen Erhaltungszustand verweilen 
können:  

 a) zum Schutz der wild lebenden Tiere und Pflanzen und zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume,  

 b) zur Verhütung ernster Schäden insbesondere an Kulturen und in der Tierhaltung sowie an Wäldern, 
Fischgründen und Gewässern sowie an sonstigen Formen von Eigentum,  

 c) im Interesse der Volksgesundheit und der öffentlichen Sicherheit oder aus anderen zwingenden 
Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich solcher sozialer oder 
wirtschaftlicher Art oder positiver Folgen für die Umwelt,  

 d) zu Zwecken der Forschung und des Unterrichts, der Bestandsauffüllung und Wiederansiedlung 
und der für diese Zwecke erforderlichen Aufzucht, einschließlich der künstlichen Vermehrung von 
Pflanzen, 

 e) um unter strenger Kontrolle, selektiv und in beschränktem Ausmaß die Entnahme oder Haltung 
einer begrenzten und von den zuständigen einzelstaatlichen Behörden spezifizierten Anzahl von 
Exemplaren bestimmter Tier- und Pflanzenarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie zu erlauben. 

(7) Hinsichtlich einer nach Art. 5 oder 6 der Vogelschutzrichtlinie geschützten Art kann eine 
Ausnahme nach Abs. 5 jedenfalls nur aus nachstehenden Gründen und nur zugelassen werden, sofern es 
keine andere zufriedenstellende Lösung gibt: 

 a) im Interesse der Volksgesundheit und der öffentlichen Sicherheit,  

 b) im Interesse der Sicherheit der Luftfahrt,  

 c) zur Abwendung erheblicher Schäden an Kulturen, Viehbeständen, Wäldern, Fischereigebieten und 
Gewässern,  

 d) zum Schutz der Pflanzen- und Tierwelt,  

 e) zu Forschungs- und Unterrichtszwecken, zur Aufstockung der Bestände, zur Wiederansiedlung 
und zur Aufzucht im Zusammenhang mit diesen Maßnahmen, 

 f) um unter streng überwachten Bedingungen selektiv den Fang, die Haltung oder jede andere 
vernünftige Nutzung bestimmter Vogelarten in geringen Mengen zu ermöglichen. 

(8) In einer Ausnahme nach Abs. 5 sind jedenfalls die für die zugelassene Maßnahme zugelassenen 
Mittel, Einrichtungen und Methoden, und die zeitlichen und örtlichen Umstände, unter denen die Ausnahme 
zugelassen wird, anzugeben. Erforderlichenfalls kann darin auch bestimmt werden, dass die zugelassene 
Maßnahme nur von einer oder mehreren näher bezeichneten fachlich geeigneten Personen durchgeführt 
werden darf. Wird eine Ausnahme mit Bescheid zugelassen, so hat dies erforderlichenfalls unter 
Vorschreibung von Auflagen, Bedingungen und Befristungen zu erfolgen. 

(9) Soweit nach den jagdrechtlichen Vorschriften die Zulassung von Ausnahmen betreffend den 
Schutz von Großraubwild vorgesehen ist, gelten die danach zugelassenen Ausnahmen auch nach diesem 
Gesetz als zulässig. 
... 

2. Abschnitt 
Internationaler Artenschutz 

... 

3. Abschnitt 
Gebietsschutz 

... 

§ 26a 
Europaschutzgebiete (Natura 2000 Gebiete) 

(1) Gebiete, die zur Bewahrung, Entwicklung oder Wiederherstellung eines günstigen 
Erhaltungszustandes der in ihnen vorkommenden Lebensräume des Anhangs I oder der Tier- und 
Pflanzenarten des Anhangs II der FFH-Richtlinie oder der in ihnen vorkommenden Vogelarten des 
Anhangs I der Vogelschutzrichtlinie geeignet und von gemeinschaftlicher Bedeutung sind, können durch 
Verordnung der Landesregierung gemäß § 26 zu Europaschutzgebieten erklärt werden. 

(2) Die Schutzmaßnahmen in einer Verordnung nach Abs. 1 haben unter Berücksichtigung der 
Erfordernisse der genannten Richtlinien sicherzustellen, dass Eingriffe und Nutzungen, die zu einer 
Verschlechterung der natürlichen Lebensräume und der Habitate der Arten, für die die Gebiete ausgewiesen 
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sind, insbesondere der prioritären Lebensräume und Arten, oder zu erheblichen Störungen dieser Arten 
führen können, unterlassen werden. Erforderlichenfalls kann die Landesregierung zur Erreichung dieses 
Zweckes auch privatwirtschaftliche Vereinbarungen abschließen und Managementpläne erstellen. 

(3) Pläne und Projekte, auch wenn diese Bereiche außerhalb des Schutzgebietes betreffen, die einzeln 
oder im Zusammenwirken mit anderen Plänen oder Projekten ein Europaschutzgebiet (Natura 2000 Gebiet) 
erheblich beeinträchtigen könnten, bedürfen einer Bewilligung. 

(4) Pläne im Sinne des Abs. 3 sind Unterlagen über Vorhaben betreffend die Nutzung von Flächen 
oder die Situierung von Einrichtungen. Dazu zählen nicht in die Zuständigkeit des Bundes fallende Pläne, 
ebenso nicht Pläne aufgrund des Raumplanungsgesetzes und des Straßengesetzes. Projekte im Sinne des 
Abs. 3 sind Vorhaben zur Errichtung und Änderung von Anlagen sowie zur Änderung von Nutzungen. 
Dazu zählen jedenfalls alle Vorhaben, die aufgrund dieses Gesetzes bewilligungspflichtig sind. 

(5) Auf Antrag des Projektwerbers bzw. Planerstellers hat die Behörde binnen sechs Wochen mit 
Bescheid festzustellen, ob ein Plan bzw. ein Projekt nach Abs. 4 ein Europaschutzgebiet (Natura 2000 
Gebiet) im Sinne des Abs. 3 erheblich beeinträchtigen könnte. Diese Feststellung kann auch von Amts 
wegen erfolgen. 
... 

4. Abschnitt 
Eingriffsschutz 

... 

IV. Hauptstück 
Verfahren, Beteiligung und Organisation 

1. Abschnitt 
Verfahren 

§ 34 
Antrag 

(1) Die Erteilung einer Bewilligung oder eine Feststellung nach diesem Gesetz ist bei der Behörde 
schriftlich zu beantragen. Der Antrag hat Art, Lage und Umfang des Vorhabens anzugeben. Die 
Zustimmung des Eigentümers ist, sofern die antragstellende Person nicht selbst Eigentümer des 
Grundstückes ist, anzuschließen. Dies gilt nicht bei den in § 33 Abs. 1 lit. e, f, g, h und j genannten 
Vorhaben, auch wenn sie nach den §§ 23 bis 29 bewilligungspflichtig sind; weiters gilt dies nicht für 
Vorhaben, für die es eine Enteignungsmöglichkeit nach anderen Vorschriften gibt oder für Erhebungen und 
Forschungstätigkeiten, die im Auftrag der Behörde oder der inatura Erlebnis Naturschau GmbH erfolgen, 
schließlich auch nicht im Falle eines Antrages auf Feststellung nach § 26a Abs. 5. 

(2) Alle Dienststellen des Landes haben vor der Eingabe der von ihnen oder in ihrem Auftrag erstellten 
Vorhaben, die die Interessen der Natur oder Landschaft, vor allem im Hinblick auf die Ziele des 
Naturschutzes und der Landschaftsentwicklung verletzen können, den zuständigen Amtssachverständigen 
für Natur- und Landschaftsschutz zu hören. 

(3) Dem Antrag sind die zur Beurteilung des Vorhabens erforderlichen Pläne und Beschreibungen 
anzuschließen. Sie müssen Unterlagen enthalten, die zur Beurteilung der voraussichtlichen Auswirkungen 
auf Natur oder Landschaft erforderlich sind. Die Behörde kann jedoch auch Unterlagen zur Prüfung der 
Zumutbarkeit von die Natur oder die Landschaft weniger beeinträchtigenden Alternativen sowie der durch 
das Vorhaben bewirkten Vorteile für das Gemeinwohl verlangen. 

(4) Antrag, Pläne, Beschreibungen und Unterlagen gemäß Abs. 1 und 3 können der Behörde entweder 
physisch (in Papier) oder elektronisch übermittelt werden. Je nach dem gilt: 

 a) Im Falle einer physischen Einbringung kann die Behörde je nach Erforderlichkeit innerhalb von 
zwei Wochen auch die Vorlage weiterer Ausfertigungen oder, sofern elektronisch verfügbar, auch 
die Übermittlung einer elektronischen Ausfertigung verlangen. 

 b) Im Falle der elektronischen Einbringung ist der Behörde von der antragstellenden Person mit der 
Antragstellung mitzuteilen, ob sie im Teilnehmerverzeichnis registriert ist und an der 
elektronischen Zustellung mit Zustellnachweis nach dem Zustellgesetz teilnimmt; erfolgt eine 
solche Mitteilung nicht, kann die Behörde je nach Erforderlichkeit innerhalb von zwei Wochen 
auch die Vorlage weiterer physischer Ausfertigungen verlangen; dasselbe gilt sinngemäß, wenn 
sich trotz ursprünglich gegenteiliger Mitteilung erst während des Verfahrens herausstellt, dass die 
antragstellende Person an der elektronischen Zustellung mit Zustellnachweis nicht teilnimmt. 
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(5) Der Antrag gilt nur dann als vollständig eingebracht, wenn allfällige von der Behörde gemäß 
Abs. 4 lit. a oder b rechtzeitig verlangte Ausfertigungen übermittelt werden. 

(6) Die Landesregierung kann durch Verordnung nähere Bestimmungen über die zur Beurteilung eines 
Vorhabens erforderlichen Pläne, Beschreibungen und Unterlagen sowie allfällige Anforderungen an 
Datenträger, Datenübermittlung und Datensicherheit erlassen. 

§ 35 
Bewilligung 

(1) Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn, allenfalls durch die Erteilung von Auflagen, Bedingungen 
oder Befristungen, gewährleistet ist, dass eine Verletzung der Interessen der Natur oder Landschaft, vor 
allem im Hinblick auf die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftsentwicklung, nicht erfolgen wird. 

(2) Wenn trotz Erteilung von Auflagen, Bedingungen oder Befristungen eine Verletzung der 
Interessen von Natur oder Landschaft im Sinne des Abs. 1 erfolgen wird, darf die Bewilligung nur dann 
erteilt werden, wenn eine Gegenüberstellung der sich aus der Durchführung des Vorhabens ergebenden 
Vorteile für das Gemeinwohl mit den entstehenden Nachteilen für die Natur oder Landschaft ergibt, dass 
die Vorteile für das Gemeinwohl, allenfalls unter Erteilung von Auflagen, Bedingungen oder Befristungen, 
überwiegen und dem Antragsteller keine zumutbaren, die Natur oder Landschaft weniger 
beeinträchtigenden Alternativen zur Verfügung stehen. 

(3) Bei der Bewilligung sind auch die mit der Ausübung von Tätigkeiten, zu deren Zweck das 
Vorhaben bewilligt wird, verbundenen Auswirkungen auf Natur oder Landschaft zu berücksichtigen. Bei 
der Beurteilung der Auswirkungen ist die gesamte, zusammenhängende Anlage zu berücksichtigen. 

(4) In den im Flächenwidmungsplan als Betriebsgebiete ausgewiesenen Bereichen hat sich die 
Behörde bei der Bewilligung ausschließlich danach zu richten, ob Beeinträchtigungen, Verunstaltungen 
oder Schädigungen der Landschaft vermieden werden. 

(5) In Verordnungen nach den §§ 15, 16 und 26 bis 30 dieses Gesetzes können, soweit dies zur 
Erreichung des Schutzzweckes, insbesondere auch zur Umsetzung des Rechts der Europäischen Union, 
erforderlich ist, auch strengere als in den vorangegangenen Absätzen enthaltene Voraussetzungen für die 
Erteilung von Bewilligungen aufgenommen werden. Diese sowie strengere Bewilligungsvoraussetzungen, 
die sich unmittelbar aus anderen Bestimmungen dieses Gesetzes ergeben, sind zu beachten. 

§ 36 
Anzeigeverfahren, vereinfachtes Verfahren 

(1) Für bewilligungspflichtige Vorhaben kann nach den Bestimmungen der Abs. 2 bis 4 statt eines 
Antrages nach § 34 eine schriftliche Anzeige an die Behörde erstattet werden. Dies gilt unabhängig von 
ihrem Standort nicht für die Errichtung oder Änderung von 

 a) Flugplätzen, 

 b) Sportstätten, 

 c) Seilschwebebahnen, Schrägaufzügen, Sesselliften sowie Schleppliften, 

 d) Straßen mit einer Länge von über 400 m, 

 e) Staudämmen und Staumauern sowie die Durchführung von Stauraumspülungen, 

 f) Starkstromfreileitungen, 

 g) Bodenabbauanlagen (§ 33 Abs. 1 lit. k). 

Weiters gilt das Anzeigeverfahren nicht für artenschutzrechtliche Ausnahmen mit Bescheid nach § 15 
Abs. 5, für Bewilligungen betreffend nicht heimische Arten, invasive gebietsfremde Arten und 
gentechnisch veränderte Organismen nach § 16 Abs. 1, 2 und 3 sowie für bewilligungspflichtige Vorhaben 
betreffend Europaschutzgebiete nach § 26a Abs. 3. 

(2) Die Anzeige hat Art, Lage und Umfang des Vorhabens anzugeben. Die zur Beurteilung des 
Vorhabens erforderlichen Pläne und Beschreibungen und der allfällige Zustimmungsvermerk des 
Amtssachverständigen (Abs. 3) sind anzuschließen. § 34 Abs. 4 bis 6 gilt sinngemäß. 

(3) Wenn die Behörde nicht innerhalb von vier Wochen nach Einlangen der vollständigen Anzeige 
unter Angabe des Grundes der Partei mitteilt, dass über das Vorhaben ein Bewilligungsverfahren 
durchzuführen ist, darf es ausgeführt werden. Wenn der Anzeige der Vermerk des fachlich zuständigen 
Amtssachverständigen angeschlossen ist, wonach das Vorhaben die Natur oder Landschaft nicht 
beeinträchtigt, verkürzt sich diese Frist auf zwei Wochen. 
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(4) Die Behörde hat unverzüglich den Naturschutzanwalt und die Gemeinde zu verständigen. Wenn 
der Naturschutzanwalt dies bei von ihm als schwer wiegend erachteten Eingriffen bis zum 10. Tag nach 
Einlangen der Anzeige bei der Behörde beantragt, ist ein Bewilligungsverfahren durchzuführen. 

(5) Wenn der fachlich zuständige Amtssachverständige der Behörde mitgeteilt hat, dass das Vorhaben 
die Natur oder Landschaft nicht beeinträchtigt, und wenn die Gemeinde und der Naturschutzanwalt keinen 
Einwand erhoben haben, kann die Behörde von der Durchführung eines weiteren Verfahrens für Vorhaben 
gemäß Abs. 1, deren Bewilligung beantragt wurde, absehen. 

(6) Die Behörde hat der Partei eine Bescheinigung auszustellen, dass die Anzeige zur Kenntnis 
genommen oder von einem weiteren Verfahren abgesehen wurde. 

(7) Das Recht zur Ausführung des Vorhabens erlischt drei Jahre nach Einreichung der Anzeige oder 
nach der Mitteilung der Behörde nach Abs. 6. 

... 

2. Abschnitt 
Beteiligung 

§ 46a 
Verordnungserlassungsverfahren, Öffentlichkeitsbeteiligung 

(1) Die Landesregierung hat Gemeinden vor Erlassung oder Änderung einer Verordnung nach diesem 
Gesetz anzuhören und ihnen den entsprechenden Entwurf samt allgemein verständlichem 
Erläuterungsbericht zu übermitteln, wenn sie von dieser in besonderer Weise betroffen sind. 

(2) Der Entwurf über die Erlassung oder Änderung einer Verordnung gemäß § 15 Abs. 4, § 16 Abs. 4, 
§ 26, § 26a, § 27, § 27a sowie § 47a Abs. 1 ist samt allgemein verständlichem Erläuterungsbericht von der 
Landesregierung überdies mindestens vier Wochen auf dem Veröffentlichungsportal im Internet zu 
veröffentlichen (§ 4 ALReg-G). Weiters sind die sonstigen öffentlichen Stellen, deren Interessen durch die 
Verordnung wesentlich berührt werden, sowie der Naturschutzanwalt von der Veröffentlichung zu 
verständigen. Als öffentliche Stellen gelten bei Verordnungen nach § 16 Abs. 4 die Vorarlberger 
Landwirtschaftskammer, die Vorarlberger Wirtschaftskammer, die Vorarlberger Arbeiterkammer und der 
Vorarlberger Gemeindeverband.  

(3) Die Unterlassung der Übermittlung bzw. Anhörung nach Abs. 1 bzw. der Veröffentlichung sowie 
der Verständigung nach Abs. 2 hat auf die Wirksamkeit der Verordnung keinen Einfluss.  

(4) In der Veröffentlichung und der Verständigung nach Abs. 2 ist darauf hinzuweisen, dass während 
der Zeit der Veröffentlichung natürliche und juristische Personen sowie deren Vereinigungen, 
Organisationen oder Gruppierungen, insbesondere auch Organisationen zur Förderung des 
Umweltschutzes, zum Entwurf schriftlich Stellung nehmen können. Menschen mit schwerer 
Sehbehinderung ist der Entwurf während der Stellungnahmefrist auf Verlangen zu erläutern. 

§ 46b 
Einzelfallentscheidungen, Beteiligung im Verwaltungsverfahren 

(1) Die Standortgemeinde hat in allen Verfahren nach diesem Gesetz, mit Ausnahme jener nach dem 
V. Hauptstück, der Feststellungsverfahren nach § 26a Abs. 5, der Anzeigeverfahren gemäß § 36 sowie 
unbeschadet der Abweichung nach 41 Abs. 3, Parteistellung. Sie ist berechtigt, die Einhaltung der 
Vorschriften dieses Gesetzes zur Wahrung der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftsentwicklung 
geltend zu machen.  

(2) Der Naturschutzanwalt ist an allen Verfahren nach diesem Gesetz, mit Ausnahme jener nach dem 
V. Hauptstück, der Feststellungsverfahren nach § 26a Abs. 5 sowie unbeschadet der Abweichung nach 41 
Abs. 3, zu beteiligen. Er hat das Recht auf Akteneinsicht im Umfang des § 17 AVG, auf Teilnahme an der 
mündlichen Verhandlung sowie auf Erstattung von Stellungnahmen. Ihm ist auch Gelegenheit zu geben, 
zum Ergebnis der Beweisaufnahme innerhalb einer Frist von vier Wochen Stellung zu nehmen. In den 
Stellungnahmen kann er die Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes zur Wahrung der Ziele des 
Naturschutzes und der Landschaftsentwicklung geltend machen. Die abgegebenen Stellungnahmen sind 
bei der Entscheidung in angemessener Weise zu berücksichtigen. Schriftlich erlassene Bescheide sind ihm 
zuzustellen. Hinsichtlich der Zustellung schriftlicher Ausfertigungen mündlich verkündeter Bescheide an 
den Naturschutzanwalt gilt § 62 Abs. 3 AVG sinngemäß. 

(3) Die Verfahrensrechte nach Abs. 2 zweiter bis siebter Satz kommen auch einer anerkannten 
Umweltorganisation (Abs. 4) in Bewilligungsverfahren nach § 26a Abs. 3 zu, sofern sie von ihrem Recht 
auf Verfahrensbeteiligung nach lit. d Gebrauch macht. Die Behörde hat zu diesem Zweck folgende 
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Informationen mindestens vier Wochen auf dem Veröffentlichungsportal im Internet zu veröffentlichen 
(§ 9 des Bezirksverwaltungsgesetzes): 

 a) Gegenstand des Vorhabens, 

 b) die Tatsache, dass das Vorhaben Gegenstand einer Bewilligung gemäß § 26a Abs. 3 ist, 

 c) Angaben über die Behörde, die für die Entscheidung zuständig ist, bei der einschlägige 
Informationen über das Vorhaben eingeholt werden können und an die allfällige Stellungnahmen 
schriftlich übermittelt werden können, 

 d) einen Hinweis darüber, dass während der Veröffentlichungsfrist eine anerkannte 
Umweltorganisation nach Abs. 4 schriftlich Stellung nehmen und die Verfahrensbeteiligung 
verlangen kann, sowie darüber, dass das Recht sich am Verfahren zu beteiligen sowie gegen die 
Entscheidung Beschwerde zu erheben verwirkt, wenn davon nicht oder nicht rechtzeitig Gebrauch 
gemacht wird, 

 e) sofern bereits bekannt, den Ort und die Zeit der allfälligen mündlichen Verhandlung, 

 f) Angaben über die Art möglicher Entscheidungen. 

(4) Als anerkannte Umweltorganisation im Sinne dieses Gesetzes gelten jene Organisationen, die 
gemäß § 19 Abs. 7 des Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes 2000 als Umweltorganisation anerkannt 
und zur Ausübung der Parteienrechte in Vorarlberg befugt sind. 

§ 46c 
Einzelfallentscheidungen, Beschwerde- und Revisionsrecht 

(1) Die Standortgemeinde ist in den in § 46b Abs. 1 genannten Verfahren berechtigt, zur Wahrung der 
Ziele des Naturschutzes und der Landschaftsentwicklung gegen eine Bewilligung Beschwerde beim 
Landesverwaltungsgericht (Art. 132 B-VG) und gegen eine Entscheidung des Landesverwaltungsgerichtes 
Revision beim Verwaltungsgerichtshof (Art. 133 B-VG) zu erheben.  

(2) In folgenden Angelegenheiten kommt auch dem Naturschutzanwalt und anerkannten 
Umweltorganisationen das Recht der Beschwerde (Art. 132 B-VG) gegen Entscheidungen beim 
Landesverwaltungsgericht und dem Naturschutzanwalt überdies – ausgenommen im Falle der lit. j – das 
Recht der Revision gegen eine Entscheidung des Landesverwaltungsgerichts (Art. 133 B-VG) beim 
Verwaltungsgerichtshof zu: 

 a) Neuerschließung oder Erweiterung von Schigebieten mit Seilförderanlagen zur 
Personenbeförderung (Seilbahnen) oder Schleppliften, wenn damit ein Flächenverbrauch durch 
Pistenneubau mit Geländeveränderungen von insgesamt mehr als 10 ha verbunden ist, 

 b) Errichtung von Wasserkraftanlagen (Talsperren, Flussstaue, Ausleitungen) mit einer 
Engpassleistung mit mehr als 10 MW, 

 c) Errichtung oder Änderung von Bundes- und Landesstraßen sowie Eisenbahntrassen 
(Gleiskörpern), ausgenommen solche Änderungen, bei denen die Verschiebung der Straßen- bzw. 
Trassenachse weniger als 50 m beträgt, 

 d) Errichtung oder im Hinblick auf die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftsentwicklung 
wesentliche Änderung von Flugplätzen, 

 e) Durchführung von Stauraumspülungen,  

 f) Vorhaben, für die eine artenschutzrechtliche Ausnahme mit Bescheid erforderlich ist (§ 15 Abs. 5),  

 g) Bewilligungspflichtige Vorhaben im Anwendungsbereich der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014, 
(§ 16 Abs. 2 in Verbindung mit § 47a Abs. 1),  

 h) Aussetzen oder Aussäen von nicht heimischen Arten oder gentechnisch veränderten Organismen 
(§ 16 Abs. 1 und 3),  

 i) Vorhaben betreffend Europaschutzgebiete, für die eine Bewilligung nach § 26a Abs. 3 erforderlich 
ist, 

 j) negative Feststellungsbescheide betreffend die Beeinträchtigung von Europaschutzgebieten durch 
Pläne und Projekte nach § 26a Abs. 5. 

(3) Die Behörde hat Entscheidungen nach Abs. 2, ausgenommen solche nach Abs. 2 lit. i, 
unverzüglich nach ihrer Erlassung mindestens vier Wochen auf dem Veröffentlichungsportal im Internet 
zu veröffentlichen (§ 4 ALReg-G bzw. § 9 des Bezirksverwaltungsgesetzes). Zwei Wochen nach Beginn 
der Veröffentlichung gilt die Entscheidung gegenüber anerkannten Umweltorganisationen (§ 46b Abs. 4), 
ein Feststellungsbescheid nach § 26a Abs. 5 auch gegenüber dem Naturschutzanwalt, als zugestellt. Ab 
dem Beginn der Veröffentlichung ist den Genannten Einsicht in den Verwaltungsakt zu gewähren. 
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(4) Werden in einer Beschwerde nach Abs. 1 und 2 vom Beschwerdeführer in Fällen, in denen schon 
eine Beteiligung im Verwaltungsverfahren möglich war (§ 46b), Einwendungen oder Gründe erstmals 
vorgebracht, so sind diese nur zulässig, wenn dieser begründet, warum sie nicht bereits im 
Verwaltungsverfahren geltend gemacht werden konnten, und glaubhaft macht, dass ihn am Unterbleiben 
der Geltendmachung während der Veröffentlichungsfrist kein Verschulden oder nur ein minderer Grad des 
Versehens trifft. 
... 

3. Abschnitt 
Organisation 

... 

§ 56a 
Behördliche Aufsicht 

Die Naturwächter, Gebietsbetreuer, Waldaufseher, Jagdschutzorgane und Fischereiaufseher 
unterliegen bei der Erfüllung der ihnen nach diesem Gesetz übertragenen Aufgaben der Aufsicht der 
Behörde. In Ausübung ihres Aufsichtsrechtes kann ihnen die Behörde Weisungen erteilen. Der Behörde 
sind auf Verlangen unverzüglich, längstens aber binnen zwei Wochen, alle zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen und die entsprechenden Unterlagen zu übermitteln. 

4. Abschnitt 
Besondere Bestimmungen für Vorhaben der Energiewende 

§ 56b 
Allgemeines 

(1) In diesem Abschnitt verwendete Begriffe sind im Sinne des § 2 des Allgemeinen-Energiewende-
Gesetzes zu verstehen. 

(2) In den §§ 3 und 4 des Allgemeinen-Energiewende-Gesetzes finden sich Regelungen zu 
Anlaufstelle und Streitbeilegung. 

§ 56c 
Vollständigkeit des Antrages bzw. der Anzeige 

(1) Bei Vorhaben der Energiewende hat die Behörde spätestens 30 Tage nach Einbringung die 
Vollständigkeit des Antrages bzw. der Anzeige zu bestätigen oder nach § 13 Abs. 3 des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 vorzugehen; bei bewilligungspflichtigen Vorhaben außerhalb von 
Beschleunigungsgebieten verlängert sich diese Frist auf 45 Tage. Im Falle der Untätigkeit der Behörde gilt 
die Eingabe nach Ablauf der genannten Frist als vollständig eingebracht. 

(2) Die Entscheidungspflicht der Behörde richtet sich nach § 73 des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991. In die Entscheidungsfrist sind nicht einzurechnen: 

 a) die Zeit für die Errichtung, Änderung oder das Repowering von Anlagen, ihrer Netzanschlüsse und 
der damit verbundenen erforderlichen Netzinfrastruktur; 

 b) die Dauer erforderlicher behördlicher Verfahren für umfassende Modernisierungen des Netzes, die 
notwendig sind, um die Netzstabilität, -zuverlässigkeit und -sicherheit sicherzustellen; 

 c) die Dauer alternativer Streitbeilegungsverfahren sowie von Verfahren über Rechtsbehelfe und 
Rechtsmittel. 

§ 56d 
Vorhaben in Beschleunigungs- sowie in Netz- und Speicherinfrastrukturgebieten, Erleichterungen 

(1) Für folgende Vorhaben gelten Verfahrenserleichterungen nach Maßgabe der Abs. 2 bis 8: 

 a) Errichtung, Änderung oder Repowering von Anlagen zur Erzeugung von Energie aus erneuerbaren 
Quellen und Energiespeichern am selben Standort in Beschleunigungsgebieten, 

 b) Errichtung oder Änderung von zur Integration erneuerbarer Energie in das Stromnetz 
erforderlichen Leitungs- und Speicheranlagen in Netz- und Speicherinfrastrukturgebieten. 

(2) Vorhaben nach Abs. 1 unterliegen weder den artenschutzrechtlichen Vorgaben nach § 15 Abs. 2 
und 4 noch einer Verträglichkeitsabschätzung oder Naturverträglichkeitsprüfung nach § 26a Abs. 3 und 5, 
wenn 

 a) das Vorliegen der Voraussetzungen nach Abs. 3 mit Bescheid festgestellt wird, oder 
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 b) im Falle allfälliger nachteiliger Auswirkungen mit Bescheid nach Abs. 5 Maßnahmen 
vorgeschrieben werden. 

(3) Die Behörde muss auf Antrag oder kann von Amts wegen mit Bescheid feststellen, ob das 
Vorhaben 

 a) in einem nach den Bestimmungen des Raumplanungsgesetzes oder nach bundesrechtlichen 
Vorschriften ausgewiesenen Beschleunigungsgebiet oder Netz- und Speicherinfrastrukturgebiet 
errichtet und betrieben wird, wobei geringfügige standortbezogene Abweichungen von der jeweils 
verordneten Fläche nicht beachtlich sind, 

 b) die für das Beschleunigungsgebiet oder für das Netz- und Speicherinfrastrukturgebiet nach den 
Bestimmungen des Raumplanungsgesetzes oder nach bundesrechtlichen Vorschriften festgelegten 
Minderungsmaßnahmen einhält und 

 c) voraussichtlich keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf den Artenschutz oder ein 
Europaschutzgebiet haben wird, die im Rahmen der zur Ausweisung des Beschleunigungsgebietes 
oder des Netz- und Speicherinfrastrukturgebietes durchgeführten Naturverträglichkeitsprüfung 
und Umweltprüfung noch nicht berücksichtigt worden sind. 

(4) Für die Prüfung der Voraussetzung nach Abs. 3 lit. c gilt, dass  

 a) sie hinsichtlich Umfang und Tiefe auf eine Grobprüfung zu beschränken ist; dabei ist zu prüfen, 
ob voraussichtlich erhebliche nachteilige Auswirkungen des Vorhabens auf den Artenschutz oder 
ein Europaschutzgebiet, welche in der Naturverträglichkeitsprüfung oder der Umweltprüfung 
betreffend das jeweilige Beschleunigungsgebiet oder Netz- und Speicherinfrastrukturgebiet noch 
nicht berücksichtigt wurden, mit hoher Wahrscheinlichkeit eintreten können, 

 b) bei Änderungen bestehender Anlagen (einschließlich dem Repowering) nur jene Auswirkungen 
auf den Artenschutz oder Europaschutzgebiete zu beachten sind, die sich durch die betreffende 
Änderung ergeben, und  

 c) beim Repowering bestehender Photovoltaikanlagen und Einhaltung der bereits für die bestehende 
Anlage geltenden Umweltanforderungen ohne Prüfung vom Vorliegen der Voraussetzungen nach 
Abs. 3 lit. c auszugehen ist, sofern die Anlage nicht auf neue Flächen erweitert wird. 

(5) Ergibt die Prüfung der Voraussetzung nach Abs. 3 lit. c, dass mit hoher Wahrscheinlichkeit 
nachteilige Auswirkungen im Sinne des Abs. 4 lit. a eintreten können, hat die Behörde anstelle eines 
Feststellungsbescheides geeignete und verhältnismäßige Maßnahmen vorzuschreiben, um diese zu 
verhindern oder zumindest zu verringern. Sofern bei Vorhaben in Netz- und Speicherinfrastrukturgebieten 
keine solchen Maßnahmen möglich sind, hat die Behörde geeignete Ausgleichsmaßnahmen 
vorzuschreiben, gegebenenfalls auch Ausgleichszahlungen für Artenschutzprogramme, um den 
Erhaltungszustand der betroffenen Art zu sichern oder zu verbessern. 

(6) Einem Antrag auf Erlassung eines Bescheides nach Abs. 3 sind anzuschließen: 

 a) Beschreibung des Vorhabens sowie dessen Standort, insbesondere im Hinblick darauf, ob sich das 
Vorhaben innerhalb eines Beschleunigungsgebietes oder Netz- und Speicherinfrastrukturgebietes 
befindet, 

 b) Beschreibung der voraussichtlich erheblichen nachteiligen Auswirkungen des Vorhabens auf den 
Artenschutz und ein Europaschutzgebiet, Angaben über die Einhaltung der für das 
Beschleunigungsgebiet oder das Netz- und Speicherinfrastrukturgebiet festgelegten Regeln für 
Minderungsmaßnahmen sowie eine Beurteilung, ob durch die festgelegten 
Minderungsmaßnahmen oder allenfalls zusätzliche Maßnahmen erhebliche Auswirkungen auf den 
Artenschutz und ein Europaschutzgebiet verhindert oder zumindest erheblich verringert werden 
können, 

 c) Beschreibung der ökologischen Empfindlichkeit der geografischen Räume, die durch das 
Vorhaben voraussichtlich erheblich nachteilig beeinträchtigt werden sowie Angaben zu allfälligen 
voraussichtlich erheblichen Auswirkungen auf den Artenschutz und ein Europaschutzgebiet eines 
anderen Staates, 

 d) auf Verlangen der Behörde zusätzliche zur Beurteilung des Vorliegens der Voraussetzungen nach 
Abs. 3 erforderliche Informationen. 

(7) Die Behörde hat spätestens binnen 45 Tagen ab Einlagen eines vollständigen Antrages nach Abs. 3 
zu entscheiden. Bei Anträgen betreffend Repowering von Bestandsanlagen, Errichtung oder Änderung von 
Anlagen zur Erzeugung von erneuerbarem Strom mit einer Nennleistung von unter 150 kW sowie 
Errichtung oder Änderung von Leitungs- und Speicheranlagen gilt eine kürzere Frist von höchstens 30 
Tagen. 
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(8) Gegen Bescheide nach Abs. 3 und 5 kommt der Standortgemeinde, dem Naturschutzanwalt und 
anerkannten Umweltorganisationen ein Beschwerderecht und den beiden erstgenannten überdies ein 
Revisionsrecht in sinngemäßer Anwendung des § 46c zu. 

§ 56e 
Vorhaben außerhalb von Beschleunigungs- sowie von Netz- und Speicherinfrastrukturgebieten, 

Erleichterungen 

(1) Für die in den Abs. 2 und 6 genannten Vorhaben außerhalb von Beschleunigungs- sowie von Netz- 
und Speicherinfrastrukturgebieten gelten 

 a) bei Vorliegen der Voraussetzungen nach Abs. 2 die Erleichterungen des konzentrierten 
Bewilligungsverfahrens nach Maßgabe der Abs. 2 bis 5, 

 b) bei Vorliegen der Voraussetzungen nach Abs. 6 die dort genannte Erleichterung im Hinblick auf 
den Artenschutz. 

(2) Sofern für ein Vorhaben der Energiewende oder für das Repowering solcher Anlagen außerhalb 
von Beschleunigungsgebieten oder außerhalb von Netz- und Speicherinfrastrukturgebieten eine 
Naturverträglichkeitsprüfung nach § 26a Abs. 3 durchzuführen ist, sind in diesem Verfahren die nach den 
landesrechtlichen Verwaltungsvorschriften für die Ausführung des betreffenden Vorhabens erforderlichen 
materiellen Genehmigungsbestimmungen mit anzuwenden (konzentriertes Bewilligungsverfahren). Dabei 
sind die landesrechtlichen Verwaltungsvorschriften über die Behördenzuständigkeit und über das 
Verfahren mit Ausnahme jener der Parteistellung nicht anzuwenden. 

(3) Nach Einlangen des Antrages auf Erteilung einer Bewilligung nach § 26a Abs. 3 ist dieser 
unverzüglich jenen Behörden zur Kenntnis zu bringen, die nach den mit anzuwendenden Vorschriften 
zuständig wären und mitzuteilen, dass zum betreffenden Antrag ein konzentriertes Bewilligungsverfahren 
nach Abs. 2 durchgeführt wird. 

(4) Die Standortgemeinde ist in Verfahren nach Abs. 2 im Rahmen ihrer Parteistellung nach § 46b 
Abs. 1 auch berechtigt, die Einhaltung baurechtlicher Vorschriften geltend zu machen. 

(5) Eine im Verfahren nach Abs. 2 erteilte Bewilligung ersetzt die, nach den mit anzuwendenden 
landesrechtlichen Verwaltungsvorschriften für die Ausführung des jeweiligen Vorhabens erforderlichen 
Bewilligungen und sonstigen Berechtigungen. 

(6) Sofern bei der Errichtung, Änderung oder dem Repowering von Anlagen zur Erzeugung von 
Energie aus erneuerbaren Quellen außerhalb von Beschleunigungsgebieten die erforderlichen Maßnahmen 
getroffen werden, um mit der Ausführung des Vorhabens verbundene Beunruhigungen frei lebender Tiere 
so gering wie möglich zu halten oder Tötungen derselben so weit wie möglich zu verhindern, liegt kein 
Verstoß gegen das Beunruhigungsverbot oder Tötungsverbot nach § 15 Abs. 2 vor. 

§ 56f 
Überragendes öffentliches Interesse 

(1) Bei sämtlichen in einem Bewilligungs- oder Anzeigeverfahren nach diesem Gesetz 
durchzuführenden Interessenabwägungen ist davon auszugehen, dass Vorhaben betreffend Anlagen zur 
Erzeugung von erneuerbarer Energie, Leitungsanlagen sowie Speicheranlagen einschließlich 
Pumpspeicherkraftwerken im überragenden öffentlichen Interesse gelegen sind und der öffentlichen 
Gesundheit und Sicherheit dienen. 

(2) Die Landesregierung kann durch Verordnung bestimmte Gebiete oder bestimmte Arten von 
Technologien oder Projekte mit bestimmten technischen Eigenschaften von der Anwendung des Abs. 1 
ausnehmen, sofern dies im Hinblick auf die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftsentwicklung 
erforderlich ist. Soweit sich eine solche Ausnahme auf Interessenabwägungen in Verfahren nach den §§ 15 
Abs. 5 und 26a Abs. 3 bezieht, sind die festgelegten Prioritäten im integrierten nationalen Energie- und 
Klimaplan für Österreich gemäß der Verordnung (EU) 2018/1999 über das Governance-System für die 
Energieunion und für den Klimaschutz entsprechend zu berücksichtigen. Die Bestimmung des § 46a gilt 
sinngemäß. 

§ 56g 
Solar- und Photovoltaikanlagen sowie Wärmepumpen 

(1) Die Behörde hat über einen Antrag nach § 34 betreffend die Errichtung oder Änderung einer der 
nachfolgend genannten Anlagen innerhalb von drei Monaten ab Vorliegen des vollständigen Antrages mit 
Bescheid zu entscheiden: 

 a) Solar- und Photovoltaikanlagen auf Bauwerken oder anderen künstlichen Strukturen 
(ausgenommen auf künstlichen Wasserflächen), 
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 b) Energiespeicher am selben Standort in bzw. auf Bauwerken oder anderen künstlichen Strukturen 
(ausgenommen auf künstlichen Wasserflächen) und 

 c) Erdwärmepumpen. 

(2) Weiters hat die Behörde über einen Antrag nach § 34 betreffend die Errichtung oder Änderung 
einer der nachfolgend genannten Anlagen innerhalb eines Monats ab Vorliegen des vollständigen Antrages 
mit Bescheid zu entscheiden: 

 a) Solar- und Photovoltaikanlagen im Sinne des Abs. 1 lit. a, deren Kapazität 100 kW nicht übersteigt 
und  

 b) andere als in Abs. 1 lit. c genannte Wärmepumpen mit einer Leistung von weniger als 50 MW. 

(3) Die Abs. 1 und 2 gelten sinngemäß, wenn aufgrund einer Anzeige nach § 36 ein 
Bewilligungsverfahren nach § 35 durchzuführen ist; die Frist beginnt ab Vorliegen der vollständigen 
Anzeige. 

(4) Eine Anlage im Sinne des Abs. 2 lit. a, deren Kapazität die bestehende, durch die 
verfahrenseinleitende Person nachzuweisende Kapazität des Anschlusses an das Verteilernetz nicht 
überschreitet, gilt als nach § 35 Abs. 1 bewilligt (Bewilligungsfiktion) bzw. darf nach § 36 Abs. 3 
ausgeführt werden, wenn die Behörde nicht innerhalb eines Monats ab Vorliegen des vollständigen 
Antrages bzw. der vollständigen Anzeige mit Bescheid darüber entschieden oder eine Bescheinigung nach 
§ 36 Abs. 6 ausgestellt hat. 

(5) Die Behörde hat der verfahrenseinleitenden Person, der Standortgemeinde und dem 
Naturschutzanwalt ohne unnötigen Aufschub eine schriftliche Bescheinigung über den Eintritt der 
Bewilligungsfiktion nach Abs. 4 auszustellen; weiters ist die Bescheinigung in sinngemäßer Anwendung 
des § 46c Abs. 3 zu veröffentlichen. Im Anzeigeverfahren ist der verfahrenseinleitenden Person ebenfalls 
eine schriftliche Bescheinigung über die Berechtigung zur Ausführung nach Abs. 4 auszustellen; diese gilt 
als Bescheinigung nach § 36 Abs. 6. 

(6) Auf eine durch Bewilligungsfiktion erfolgte Bewilligung nach Abs. 4 sind § 46c Abs. 1 bis 3 sowie 
die §§ 68 bis 70 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 sinngemäß anzuwenden. Eine 
solche Bewilligung gilt mit Ablauf der Frist nach Abs. 4 als erlassen, wobei die maßgebliche 
Beschwerdefrist mit Zustellung der Bescheinigung über die Bewilligungsfiktion (Abs. 5) zu laufen beginnt. 

§ 56h 
Veröffentlichung 

Erledigungen in Bewilligungsverfahren, Mitteilungen nach § 36 Abs. 6 sowie Bescheinigungen nach 
§ 56g Abs. 5 betreffend Vorhaben der Energiewende sind unverzüglich nach ihrer Erlassung mindestens 
vier Wochen auf dem Veröffentlichungsportal im Internet zu veröffentlichen (§ 4 des Gesetzes über das 
Amt der Landesregierung bzw. § 9 des Bezirksverwaltungsgesetzes). 

V. Hauptstück 
Straf- und Schlussbestimmungen 

1. Abschnitt 
Strafbestimmungen 

... 

2. Abschnitt 
Schlussbestimmungen 

…  
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Artikel III 

Gesetz über die Erzeugung, Übertragung und Verteilung von elektrischer Energie 
(Elektrizitätswirtschaftsgesetz) 

LGBl.Nr. 59/2003, 2/2006, 51/2007, 12/2010, 55/2011, 44/2013, 38/2014, 27/2019, 24/2020, 76/2020, 
4/2022, 14/2022, 16/2024 

I. Hauptstück 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 
Allgemeines, Ziele 

(1) Die Erzeugung, Übertragung und Verteilung von elektrischer Energie hat nach den Bestimmungen 
dieses Gesetzes zu erfolgen. 

(2) Die Bestimmungen dieses Gesetzes gelten auch für den Bodensee, soweit dort Hoheitsrechte des 
Landes ausgeübt werden können. 

(3) Dieses Gesetz dient folgenden Zielen: 

 a) der Bevölkerung und Wirtschaft des Landes kostengünstige Elektrizität in hoher Qualität zur 
Verfügung zu stellen; 

 b) eine Marktorganisation für die Elektrizitätswirtschaft gemäß dem EG-Vertrag und den 
Grundsätzen des Elektrizitätsbinnenmarktes zu schaffen; 

 c) das Potential der Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) und KWK-Technologien gemäß Anlage II des 
Elektrizitätswirtschafts- und – organisationsgesetzes 2010 (ElWOG 2010) als Mittel zur 
Energieeinsparung und Gewährleistung der Versorgungssicherheit nachhaltig zu nutzen; 

 d) durch die Schaffung geeigneter Rahmenbedingungen die Netz- und Versorgungssicherheit zu 
erhöhen und nachhaltig zu gewährleisten; 

 e) die Weiterentwicklung der Erzeugung von elektrischer Energie aus erneuerbaren Energiequellen 
unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Energieeffizienz an erster Stelle gemäß Art. 2 Z. 18 
der Verordnung (EU) 2018/1999 über das Governance-System für die Energieunion und für den 
Klimaschutz zu unterstützen und den Zugang zum Elektrizitätsnetz für solche Energie zu 
gewährleisten; 

 f) einen Ausgleich für gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen im Allgemeininteresse zu schaffen, die 
den Elektrizitätsunternehmen auferlegt wurden und die sich auf die Sicherheit (einschließlich der 
Versorgungssicherheit), die Regelmäßigkeit, die Qualität und den Preis der Lieferungen sowie den 
Umweltschutz beziehen; 

 g) das öffentliche Interesse an der Versorgung mit elektrischer Energie, insbesondere aus heimischen, 
erneuerbaren Ressourcen, bei der Bewertung von Infrastrukturprojekten zu berücksichtigen. 

... 

§ 4a 
Anlaufstelle, Verfahrenshandbuch 

(1) Die Bezirkshauptmannschaft übt die Funktion einer Anlaufstelle im Sinne des Art. 16 Abs. 1 und 
2 der Richtlinie (EU) 2018/2001 zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen aus. 
Die Anlaufstelle leistet auf Ersuchen einer antragstellenden Person während des gesamten 
Bewilligungsverfahrens Beratung und Unterstützung im Hinblick auf die Beantragung und die Erteilung 
der elektrizitätsrechtlichen Bewilligung nach diesem Gesetz; weiters auch hinsichtlich der sonst noch 
erforderlichen Bewilligungen oder Genehmigungen für die Errichtung oder den Betrieb von Anlagen zur 
Produktion von Energie aus erneuerbaren Quellen, die nach anderen Gesetzen vorgesehen sind.  

(2) Wird eine Behörde von der Anlaufstelle um Auskunft über den Verfahrensstand in Verfahren nach 
Abs. 1 ersucht, hat sie dieser die Informationen so schnell wie möglich zur Verfügung zu stellen. 

(3) Die Anlaufstelle hat für antragstellende Personen ein Verfahrenshandbuch für Vorhaben zur 
Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen durch Veröffentlichung auf ihrer Homepage im Internet 
bereit zu stellen; das entsprechende Verfahrenshandbuch wird der Anlaufstelle von der Landesregierung 
zur Verfügung gestellt. Im Verfahrenshandbuch ist auf kleinere Vorhaben und Vorhaben von 
Eigenversorgern betreffend Erzeugung von Elektrizität aus erneuerbaren Energiequellen gesondert 
einzugehen; auf die zuständige Anlaufstelle ist hinzuweisen. 
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II. Hauptstück 
Errichtung und Betrieb von Erzeugungsanlagen 

1. Abschnitt 
Errichtung und Betrieb, Allgemeine Bestimmungen 

§ 5 
Bewilligungspflicht 

(1) Die Errichtung und der Betrieb einer Erzeugungsanlage mit einer Engpassleistung von mehr als 
100 kW, im Falle einer Photovoltaikanlage von mehr als 500 kWpeak, bedarf neben den nach anderen 
Vorschriften erforderlichen Bewilligungen der elektrizitätsrechtlichen Bewilligung. Die 
Bewilligungspflicht besteht nicht für Erzeugungsanlagen, die einer Bewilligung oder Anzeige nach der 
Gewerbeordnung 1994, dem Abfallwirtschaftsgesetz 2002, dem Mineralrohstoffgesetz, dem 
Wasserrechtsgesetz 1959 oder dem Eisenbahngesetz 1957 bedürfen, und für die Aufstellung, Bereithaltung 
und den Betrieb mobiler Erzeugungsanlagen. 

(2) Wird eine bewilligte Erzeugungsanlage so geändert, dass sich neue oder größere Gefährdungen 
oder Belästigungen im Sinne des § 9 Abs. 1 lit. b ergeben können, so ist auch die Änderung der Anlage – 
einschließlich der Modernisierung (Repowering) – im Sinne des Abs. 1 bewilligungspflichtig. Diese 
Bewilligung hat auch die bereits bewilligte Anlage zu umfassen, soweit sich die Änderung auf sie auswirkt. 

(3) Weist eine nach Abs. 1 zweiter Satz bewilligte oder angezeigte Erzeugungsanlage nicht mehr den 
Charakter einer gewerbe-, abfall-, berg-, wasser- oder eisenbahnrechtlichen Anlage auf, so hat dies der 
Betreiber der Anlage der bisher zuständigen Behörde und der nunmehr zur Bewilligung zuständigen 
Behörde anzuzeigen. Ab dem Einlangen dieser Anzeige gilt die Bewilligung oder Anzeige gemäß Abs. 1 
zweiter Satz als Bewilligung nach diesem Gesetz. 

§ 6 
Antrag auf Erteilung der elektrizitätsrechtlichen Bewilligung 

(1) Die elektrizitätsrechtliche Bewilligung ist bei der Behörde schriftlich zu beantragen. 

(2) Dem Antrag sind folgende Beilagen anzuschließen: 

 a) ein technischer Bericht mit Angaben über Zweck, Umfang, Betriebsweise und technische 
Ausführung der geplanten Erzeugungsanlage, insbesondere über Antriebsart, Leistungsausmaß, 
Stromart (Gleichstrom, Wechselstrom, Drehstrom) Frequenz und Maschinenspannung, 

 b) ein Plan im Katastermaßstab, aus welchem der Standort der Erzeugungsanlage und die betroffenen 
Grundstücke mit ihren Parzellennummern ersichtlich sind, 

 c) ein Verzeichnis der von der Erzeugungsanlage berührten fremden Anlagen, wie Eisenbahnen, 
Versorgungsleitungen und dergleichen, mit Namen und Anschrift der Eigentümer oder der 
zuständigen Verwaltungen, 

 d) ein Verzeichnis der Grundstücke, auf welchen die Erzeugungsanlage errichtet werden soll, und der 
angrenzenden Grundstücke mit Namen und Anschriften der Eigentümer sowie des beanspruchten 
öffentlichen Gutes unter Angabe der zuständigen Verwaltungen, 

 e) die Zustimmungserklärungen der in der lit. d angeführten Eigentümer und Verwaltungen, soweit 
sie erlangt werden konnten, 

 f) Angaben über den Beitrag der Erzeugungskapazitäten zur Erreichung des Zieles der Europäischen 
Union, die Deckung des Bruttoenergieverbrauches durch Energie aus erneuerbaren Energiequellen 
zu erhöhen, 

 g) Angaben über den Beitrag von Erzeugungskapazitäten zur Verringerung der Emissionen, 

 h) bei thermischen Erzeugungsanlagen mit einer thermischen Gesamtnennleistung von mehr als 
20 MW die Kosten-Nutzen-Analyse nach Abs. 3. 

(3) Bei thermischen Erzeugungsanlagen mit einer thermischen Gesamtnennleistung von mehr als 
20 MW ist eine Kosten-Nutzen-Analyse gemäß Anhang IX Teil 2 der Richtlinie 2012/27/EU zur 
Energieeffizienz durchzuführen. Dabei sind bei einer neuen Anlage die Kosten und der Nutzen von 
Vorkehrungen für den Betrieb der Anlage als hocheffiziente KWK-Anlage und bei der erheblichen 
Modernisierung einer vorhandenen Anlage die Kosten und der Nutzen einer Umrüstung zu einer 
hocheffizienten KWK-Anlage zu bewerten. Eine Modernisierung ist erheblich, wenn deren Kosten mehr 
als 50 % der Investitionskosten für eine neue vergleichbare Anlage betragen. Die Landesregierung kann 
mit Verordnung nähere Bestimmungen zur Methodik der Kosten-Nutzen-Analyse samt den zugrunde zu 
legenden Annahmen und dem zeitlichen Rahmen der wirtschaftlichen Analyse erlassen, wenn dies zur 
Umsetzung von Rechtsvorschriften der Europäischen Union erforderlich ist. 
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(4) Wenn die im Abs. 2 angeführten Unterlagen eine ausreichende Beurteilung des Projektes nicht 
zulassen, kann die Behörde die Vorlage weiterer Unterlagen verlangen. Die Behörde kann von der 
Beibringung einzelner im Abs. 2 angeführter Unterlagen absehen, sofern diese für das 
Bewilligungsverfahren entbehrlich sind. 

(5) Antrag und Unterlagen nach Abs. 2 und 4 können der Behörde entweder physisch (in Papier) oder 
elektronisch übermittelt werden. Je nach dem gilt: 

 a) Im Falle einer physischen Einbringung kann die Behörde je nach Erforderlichkeit innerhalb von 
zwei Wochen auch die Vorlage weiterer Ausfertigungen oder, sofern elektronisch verfügbar, auch 
die Übermittlung einer elektronischen Ausfertigung verlangen. 

 b) Im Falle der elektronischen Einbringung ist der Behörde von der antragstellenden Person mit der 
Antragstellung mitzuteilen, ob sie im Teilnehmerverzeichnis registriert ist und an der 
elektronischen Zustellung mit Zustellnachweis nach dem Zustellgesetz teilnimmt; erfolgt eine 
solche Mitteilung nicht, kann die Behörde je nach Erforderlichkeit innerhalb von zwei Wochen 
auch die Vorlage weiterer physischer Ausfertigungen verlangen; dasselbe gilt sinngemäß, wenn 
sich trotz ursprünglich gegenteiliger Mitteilung erst während des Verfahrens herausstellt, dass die 
antragstellende Person an der elektronischen Zustellung mit Zustellnachweis nicht teilnimmt. 

(6) Der Antrag gilt nur dann als vollständig eingebracht, wenn allfällige von der Behörde gemäß 
Abs. 5 lit. a oder b rechtzeitig verlangte Ausfertigungen übermittelt werden. 

(7) Die Landesregierung kann durch Verordnung nähere Bestimmungen über die zur Beurteilung eines 
Vorhabens erforderlichen Pläne und Unterlagen sowie allfällige Anforderungen an Datenträger, 
Datenübermittlung und Datensicherheit erlassen. 

§ 7 
Bewilligungsverfahren 

(1) Die Behörde hat, ausgenommen in den Fällen des § 8, aufgrund eines Antrages auf Erteilung der 
elektrizitätsrechtlichen Bewilligung eine mündliche Verhandlung durchzuführen. Gegenstand, Zeit und Ort 
der Verhandlung sind den Nachbarn durch Anschlag an der Amtstafel der Gemeinde (§ 41 AVG) und durch 
Anschlag in den der Anlage unmittelbar benachbarten Häusern bekannt zu geben; die Eigentümer der 
betroffenen Häuser haben derartige Anschläge in ihren Häusern zu dulden. Der Antragsteller, der 
Grundeigentümer und die Eigentümer der angrenzenden Grundstücke sind persönlich zu laden. 

(2) Nachbarn sind alle Personen, die durch die Errichtung, den Bestand oder den Betrieb einer 
Erzeugungsanlage gefährdet oder belästigt oder deren Eigentum oder sonstige dingliche Rechte gefährdet 
werden könnten. Nicht als Nachbarn gelten Personen, die sich nur vorübergehend in der Nähe der 
Erzeugungsanlage aufhalten und nicht im Sinne des vorherigen Satzes dinglich berechtigt sind. Als 
Nachbarn gelten jedoch die Inhaber von Einrichtungen, in denen sich, wie etwa in Beherbergungsbetrieben, 
Krankenanstalten und Heimen, regelmäßig Personen vorübergehend aufhalten, hinsichtlich des Schutzes 
dieser Personen, und die Erhalter von Schulen hinsichtlich des Schutzes der Schüler, der Lehrer und der 
sonst in den Schulen ständig beschäftigten Personen. 

(3) Die Gemeinden, die von der Erzeugungsanlage betroffen werden, sind im Bewilligungsverfahren 
zu hören. 

(4) Die mündliche Verhandlung ist nach Möglichkeit mit nach anderen Gesetzen erforderlichen 
mündlichen Verhandlungen zu verbinden. 

(5) In Verfahren betreffend die Errichtung und den Betrieb oder die Änderung einer Erzeugungsanlage 
(§ 5), die mit Energien aus erneuerbaren Energiequellen betrieben wird oder nach dem Prinzip der Kraft-
Wärme-Kopplung arbeitet, sind zur Straffung und Beschleunigung des Verfahrens von der Behörde 
geeignete Zeitpläne aufzustellen. Für die Entscheidungsfrist gilt § 73 AVG, im Falle des vereinfachten 
Verfahrens unter Berücksichtigung des § 8.  

(6) Zeigen sich im Zuge eines Bewilligungsverfahrens große Interessenskonflikte zwischen der 
antragstellenden Person und den sonstigen Parteien oder Beteiligten, so kann die Behörde das Verfahren 
auf Ersuchen der antragstellenden Person zur Einschaltung eines Mediationsverfahrens unterbrechen; das 
Meditationsverfahrens hat auf Kosten der antragstellenden Person zu erfolgen. Der § 16 Abs. 2 des 
Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes 2000 ist sinngemäß anzuwenden. 

§ 8 
Vereinfachtes Verfahren 

(1) Ergibt sich aus dem Bewilligungsantrag und dessen Beilagen, dass die Erzeugungsanlage 

 a) ausschließlich zur Notstromversorgung bestimmt ist, 
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 b) mit Sonnenenergie betrieben wird (Photovoltaikanlage) oder 

 c) mit anderen erneuerbaren Energiequellen betrieben wird oder nach dem Prinzip der Kraft-Wärme-
Kopplung arbeitet und die Engpassleistung höchstens 500 kW beträgt, 

so hat die Behörde das Projekt durch Anschlag an der Amtstafel der Gemeinde und durch Anschlag in den 
der Anlage unmittelbar benachbarten Häusern mit dem Hinweis bekannt zu geben, dass in die 
Projektsunterlagen innerhalb eines bestimmten, mindestens zwei Wochen umfassenden, jedoch vier 
Wochen nicht überschreitenden Zeitraumes bei der Behörde Einsicht genommen werden kann und dass die 
Nachbarn innerhalb dieses Zeitraumes von ihrem Anhörungsrecht Gebrauch machen können; die 
Eigentümer der betroffenen Häuser haben derartige Anschläge zu dulden. Nach Ablauf der in der 
Bekanntmachung angeführten Frist hat die Behörde unter Bedachtnahme auf die eingelangten Äußerungen 
der Nachbarn mit Bescheid festzustellen, dass es sich um eine Anlage gemäß lit. a, b oder c handelt, und 
erforderlichenfalls Auflagen zum Schutz der gemäß § 9 Abs. 1 wahrzunehmenden Interessen 
vorzuschreiben; dieser Bescheid gilt als Genehmigungsbescheid für die Erzeugungsanlage. Die Behörde 
hat diesen Bescheid binnen drei Monaten nach Einlangen des Antrages und der erforderlichen Unterlagen 
zum Antrag zu erlassen. Können auch durch Auflagen die gemäß § 9 Abs. 1 wahrzunehmenden Interessen 
nicht hinreichend geschützt werden, so ist der Bewilligungsantrag abzuweisen. 

(2) Bewilligungspflichtige Änderungen – einschließlich der Modernisierung (Repowering) – sind dem 
vereinfachten Verfahren zu unterziehen, wenn die Erzeugungsanlage einschließlich der geplanten 
Änderungen die im Abs. 1 lit. a, b oder c festgelegten Voraussetzungen erfüllt. 

§ 9 
Voraussetzungen für die Erteilung der elektrizitätsrechtlichen Bewilligung 

(1) Die Erteilung der elektrizitätsrechtlichen Bewilligung setzt voraus, dass 

 a) die eingesetzte Primärenergie bestmöglichst genutzt und verwertet und einer allfälligen Kosten-
Nutzen-Analyse nach § 6 Abs. 3 Rechnung getragen wird, und 

 b) nach dem Stand der Technik sowie dem Stand der medizinischen und der sonst in Betracht 
kommenden Wissenschaften erwartet werden kann, dass 

 1. durch die Errichtung und den Betrieb der Anlage oder durch die Lagerung von Betriebsmitteln 
oder Rückständen und dergleichen eine Gefährdung des Lebens oder der Gesundheit von 
Menschen oder eine Gefährdung des Eigentums oder sonstiger dinglicher Rechte der Nachbarn 
ausgeschlossen ist und 

 2. Belästigungen von Nachbarn durch Geruch, Lärm, Rauch, Staub, Erschütterung, 
Schwingungen, Blendungen oder in anderer Weise auf ein zumutbares Maß beschränkt bleiben. 

(2) Unter einer Gefährdung des Eigentums im Sinne des Abs. 1 lit. b Z. 1 ist die Möglichkeit einer 
Minderung des Verkehrswertes des Eigentums nicht zu verstehen. 

(3) Ob Belästigungen der Nachbarn im Sinne des Abs. 1 lit. b Z. 2 zumutbar sind, ist danach zu 
beurteilen, wie sich die durch die Erzeugungsanlage verursachten Änderungen der tatsächlichen örtlichen 
Verhältnisse auf ein gesundes, normal empfindliches Kind und einen gesunden, normal empfindlichen 
Erwachsenen negativ auswirken. 

(4) Stand der Technik im Sinne dieses Gesetzes ist der auf den einschlägigen wissenschaftlichen 
Erkenntnissen beruhende Entwicklungsstandard fortschrittlicher technologischer Verfahren, Einrichtungen 
und Betriebsweisen, deren Funktionstüchtigkeit erprobt und erwiesen ist. Bei der Bestimmung des Standes 
der Technik sind insbesondere vergleichbare Verfahren, Einrichtungen oder Betriebsweisen heranzuziehen. 

§ 10 
Erteilung der elektrizitätsrechtlichen Bewilligung 

(1) Die elektrizitätsrechtliche Bewilligung ist zu erteilen, wenn die Voraussetzungen gemäß § 9 erfüllt 
sind. Wenn diese Voraussetzungen ansonsten nicht gegeben wären, hat die Behörde im 
Bewilligungsbescheid bestimmte geeignete Auflagen vorzuschreiben. Können sie auch durch solche 
Auflagen nicht erfüllt werden, ist die elektrizitätsrechtliche Bewilligung zu versagen. Die 
vorzuschreibenden Auflagen haben erforderlichenfalls auch Maßnahmen für den Fall der Unterbrechung 
des Betriebes und der Auflassung der Anlage zu umfassen. 

(2) Die Behörde kann zulassen, dass bestimmte Auflagen erst ab einem dem Zeitaufwand der hiefür 
erforderlichen Maßnahmen entsprechend festzulegenden Zeitpunkt nach Inbetriebnahme der Anlage oder 
von Teilen der Anlage eingehalten werden müssen, wenn dagegen keine Bedenken vom Standpunkt der im 
§ 9 Abs. 1 umschriebenen Interessen besteht. 
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(3) Die sich aus der elektrizitätsrechtlichen Bewilligung ergebenden Rechte und Pflichten gehen auf 
jeden Erwerber der Erzeugungsanlage über. Der Erwerber hat der Behörde den Rechtsübergang 
unverzüglich anzuzeigen. 

§ 11 
Nachträgliche Vorschreibungen 

(1) Ergibt sich nach der Bewilligung der Erzeugungsanlage, dass die gemäß § 9 Abs. 1 zu wahrenden 
Interessen trotz Einhaltung der in der elektrizitätsrechtlichen Bewilligung vorgeschriebenen Auflagen nicht 
hinreichend geschützt sind, so hat die Behörde die nach dem Stand der Technik und dem Stand der 
medizinischen oder der sonst in Betracht kommenden Wissenschaften erforderlichen anderen oder 
zusätzlichen Auflagen vorzuschreiben. Die Behörde hat solche Auflagen nicht vorzuschreiben, wenn sie 
unverhältnismäßig sind, vor allem wenn der mit der Erfüllung der Auflagen verbundene Aufwand nicht im 
Verhältnis zu dem mit den Auflagen angestrebten Erfolg steht. 

(2) Zugunsten von Personen, die erst nach der Bewilligung der Erzeugungsanlage Nachbarn geworden 
sind, sind Auflagen gemäß Abs. 1 nur soweit vorzuschreiben, als sie zur Vermeidung einer Gefährdung des 
Lebens oder der Gesundheit dieser Menschen notwendig sind. 

(3) Die Behörde hat ein Verfahren gemäß Abs. 1 von Amts wegen oder auf Antrag eines Nachbarn 
einzuleiten. Der Nachbar muss in seinem Antrag glaubhaft machen, dass er als Nachbar vor den 
Auswirkungen der Erzeugungsanlage (§ 9 Abs. 1 lit. b) nicht hinreichend geschützt ist, und nachweisen, 
dass er bereits im Zeitpunkt der Bewilligung der Erzeugungsanlage oder Änderung der Erzeugungsanlage 
Nachbar im Sinne des § 7 Abs. 2 war. 

(4) Durch die Einbringung eines Antrages gemäß Abs. 3 erlangt der Nachbar Parteistellung. Der 
Nachbar ist nicht gemäß § 76 Abs. 1 AVG zur Kostentragung verpflichtet, wenn aufgrund seines Antrages 
andere oder zusätzliche Auflagen vorgeschrieben wurden. 

§ 12 
Beginn und Ende des Betriebes 

(1) Der Bewilligungsinhaber hat die Betriebsfertigstellung der bewilligten Erzeugungsanlage der 
Behörde anzuzeigen. Mit dieser Anzeige erhält er das Recht, mit dem Betrieb zu beginnen. 

(2) Der Bewilligungsinhaber hat eine Betriebsunterbrechung, die voraussichtlich länger als ein Jahr 
dauern wird, und die Stilllegung der bewilligten Erzeugungsanlage innerhalb eines Monats nach Eintritt 
der Betriebsunterbrechung oder der Stilllegung der Behörde anzuzeigen. 

§ 13 
Erlöschen der elektrizitätsrechtlichen Bewilligung 

(1) Die elektrizitätsrechtliche Bewilligung erlischt, wenn 

 a) mit dem Bau nicht innerhalb von drei Jahren ab Eintritt der Rechtskraft der Bewilligung begonnen 
wird, 

 b) die Voraussetzungen für die Inbetriebnahme nach Ablauf von fünf Jahren ab Eintritt der 
Rechtskraft der Bewilligung noch nicht vorliegen, 

 c) der Betrieb nicht innerhalb eines Jahres nach Vorliegen der Voraussetzungen für die 
Inbetriebnahme aufgenommen wird, 

 d) der Bewilligungsinhaber gemäß § 12 Abs. 2 anzeigt, dass die Erzeugungsanlage stillgelegt wird, 
oder 

 e) der Betrieb der Erzeugungsanlage ohne sachlich ausreichenden Grund durch mehr als fünf Jahre 
unterbrochen wurde. 

(2) Die Fristen nach Abs. 1 lit. a bis c und e können von der Behörde verlängert werden, wenn die 
Planungs- oder Bauarbeiten oder betriebstechnische Gründe dies erfordern. 

(3) Das Erlöschen der elektrizitätsrechtlichen Bewilligung ist bescheidmäßig festzustellen. 
Gleichzeitig hat die Behörde, wenn und soweit es im öffentlichen Interesse gelegen ist, dem Inhaber die 
Beseitigung der Erzeugungsanlage binnen angemessener Frist aufzutragen. Soweit dies wirtschaftlich 
zumutbar ist, kann auch die Wiederherstellung des früheren Zustandes aufgetragen werden. 

§ 14 
Vorarbeiten 

(1) Zur Vornahme von Vorarbeiten für die Errichtung einer Erzeugungsanlage hat die Behörde auf 
Antrag die vorübergehende Inanspruchnahme fremder Grundstücke zu bewilligen. 
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(2) Im Antrag ist die Art und Dauer der beabsichtigten Vorarbeiten anzugeben. Weiters ist dem Antrag 
eine Übersichtskarte in geeignetem Maßstab beizuschließen, in welcher das von den Vorarbeiten berührte 
Gebiet ersichtlich zu machen ist. 

(3) In der Bewilligung ist dem Antragsteller das Recht einzuräumen, fremde Grundstücke zu betreten 
und auf diesen die zur Vorbereitung des Bauentwurfs der Erzeugungsanlage erforderlichen 
Bodenuntersuchungen und sonstigen technischen Arbeiten vorzunehmen. Bei der Erteilung der 
Bewilligung ist auf Belange der Land- und Forstwirtschaft sowie des Natur- und Landschaftsschutzes durch 
Vorschreibung von Auflagen Rücksicht zu nehmen. 

(4) Bei der Durchführung der Vorarbeiten hat der Berechtigte mit möglichster Schonung bestehender 
Rechte vorzugehen und darauf Bedacht zu nehmen, dass der bestimmungsgemäße Gebrauch der 
betroffenen Grundstücke nach Möglichkeit nicht behindert wird. 

(5) Die Bewilligung ist zu befristen. Die Frist ist unter Bedachtnahme auf die Art und den Umfang 
sowie die geländemäßigen Voraussetzungen der Vorarbeiten festzusetzen. Sie kann verlängert werden, 
soweit die Vorbereitung des Bauentwurfs dies erfordert. 

(6) Den Gemeinden, in welchen die Vorarbeiten durchgeführt werden sollen, hat die Behörde eine 
Ausfertigung der Bewilligung zuzustellen. Diese ist unverzüglich auf dem Veröffentlichungsportal im 
Internet zu veröffentlichen (§ 32e des Gemeindegesetzes). Die Veröffentlichungsfrist beträgt zwei Wochen. 
Mit den Vorarbeiten darf erst nach Ablauf der Veröffentlichungsfrist begonnen werden. 

(7) Sofern Vorarbeiten vorgenommen werden sollen, mit welchen erhebliche Beschädigungen der 
Oberfläche oder des Bewuchses eines Grundstückes oder der darauf befindlichen Anlagen verbunden sind, 
wie bei Erdbohrungen oder Ausästungen, hat der zur Vornahme der Vorarbeiten Berechtigte, unbeschadet 
der Bestimmungen des Abs. 6, den Eigentümer oder den Nutzungsberechtigten des betroffenen 
Grundstückes mindestens zwei Wochen vorher vom beabsichtigten Beginn der Vorarbeiten in Kenntnis zu 
setzen. 

(8) Der zur Vornahme der Vorarbeiten Berechtigte hat 

 a) die Eigentümer der betroffenen Grundstücke sowie 

 b) die an diesen Grundstücken dinglich Berechtigten mit Ausnahme der Hypothekargläubiger 

für alle mit den Vorarbeiten unmittelbar verbundenen Beschränkungen ihrer zum Zeitpunkt der 
Bewilligung ausübbaren Rechte angemessen zu entschädigen. 

(9) Wenn eine Einigung über die Entschädigung nach Abs. 8 nicht zustande kommt, kann der 
Berechtigte bei sonstigem Verlust des Anspruchs spätestens drei Jahre nach Beendigung der Vorarbeiten 
die Festsetzung der Entschädigung bei der Behörde beantragen. Die Behörde hat die Entschädigung mit 
Bescheid festzusetzen. 

§ 15 
Enteignung 

(1) Die Behörde hat auf Antrag die für die Errichtung und den Betrieb einer Erzeugungsanlage, die 
mit erneuerbaren Energiequellen betrieben wird, notwendigen Enteignungen auszusprechen, wenn ihre 
Errichtung im öffentlichen Interesse (§ 1 Abs. 3) liegt, die vorgesehene Situierung aus zwingenden 
technischen oder wirtschaftlichen Gründen geboten ist und nach keiner anderen gesetzlichen Bestimmung 
eine Enteignung möglich ist. 

(2) Die Enteignung kann umfassen 

 a) die Einräumung von Dienstbarkeiten an Grundstücken, 

 b) die Abtretung des Eigentums an Grundstücken oder 

 c) die Abtretung, Einschränkung oder Aufhebung anderer dinglicher Rechte an Grundstücken und 
solcher Rechte, deren Ausübung an einen bestimmten Ort gebunden ist. 

(3) Von der Enteignung nach Abs. 2 lit. b ist von der Behörde nur Gebrauch zu machen, wenn die 
anderen im Abs. 2 angeführten Maßnahmen nicht ausreichen. 

(4) Die Person, auf deren Antrag die Enteignung erfolgt (Abs. 1), hat den Enteigneten für alle durch 
die Enteignung verursachten vermögensrechtlichen Nachteile angemessen zu entschädigen. 

(5) Der Enteignete kann im Zuge des Verfahrens die Einlösung der durch Dienstbarkeiten oder andere 
dingliche Rechte gemäß Abs. 2 in Anspruch genommenen unverbauten Grundstücke oder Teile von solchen 
gegen Entschädigung verlangen, wenn diese durch die Belastung die zweckmäßige Benützbarkeit verlieren. 
Verliert ein Grundstück durch die Enteignung eines Teiles desselben für den Eigentümer die zweckmäßige 
Benützbarkeit, so ist auf Verlangen des Eigentümers das ganze Grundstück einzulösen. 
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§ 16 
Enteignungs- und Entschädigungsverfahren 

(1) Für die Enteignung und die Entschädigung nach § 15 gelten, soweit dieses Gesetz nichts anderes 
bestimmt, die nachfolgenden Bestimmungen des Eisenbahn-Enteignungsentschädigungsgesetzes, BGBl. 
Nr. 71/1954, zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 111/2010, sinngemäß: 

 a) die Bestimmungen über Gegenstand und Umfang der Entschädigung, ausgenommen die §§ 7 Abs. 
3 und 10 Abs. 5, 

 b) die Bestimmungen über das Verfahren vor der Verwaltungsbehörde, ausgenommen § 18, 

 c) der § 22 Abs. 2 bis 4 über die Zulässigkeit eines Übereinkommens über die Entschädigung, 

 d) die Bestimmungen über die Leistung der Entschädigung mit der Maßgabe, dass die Leistungsfrist 
nach § 33 mit der Rechtskraft der Entscheidung über die Entschädigung oder – sofern die Parteien 
nicht etwas anderes vereinbart haben – mit dem Abschluss eines Übereinkommens über die 
Entschädigung beginnt, 

 e) die Bestimmungen über den Vollzug der Enteignung, 

 f) die Bestimmungen über die Rückübereignung, ausgenommen § 37 Abs. 4 erster Satz, 

 g) der § 45 über die Befreiung von der Verwahrungsgebühr bei Ausfolgung gerichtlicher Erläge. 

(2) Im Enteignungsbescheid ist auch über die Entschädigung abzusprechen, sofern ein 
Übereinkommen über die Entschädigung nicht zustande kommt. 

(3) Für die Bewertung des Enteignungsgegenstandes sind die Verhältnisse im Zeitpunkt der Erlassung 
des Enteignungsbescheides der Behörde maßgebend. Im verwaltungsgerichtlichen Verfahren sind 
allgemein beeidete und gerichtlich zertifizierte Sachverständige heranzuziehen, die nicht 
Landesbedienstete sind. 

(4) Die Kosten des Verfahrens sind, soweit sie nicht durch ein ungerechtfertigtes Einschreiten einer 
Partei hervorgerufen werden, von der Person zu tragen, auf deren Antrag die Enteignung erfolgt (§ 15 Abs. 
1). Der Enteignungsgegner hat Anspruch auf Ersatz der zur zweckentsprechenden Rechtsverteidigung 
notwendigen Kosten einer rechtsfreundlichen Vertretung und sachverständigen Beratung; ihm gebührt 
voller Kostenersatz, soweit der Enteignungsantrag ab- oder zurückgewiesen oder in einem nicht nur 
geringfügigen Umfang zurückgezogen wird, in allen anderen Fällen gebührt dem Enteignungsgegner eine 
Pauschalvergütung in Höhe von 1,5 % der festgesetzten Enteignungsentschädigung, mindestens aber 500 
Euro und höchstens 7.500 Euro. Über den Anspruch auf Kostenersatz ist in einem mit der Entscheidung 
über die Enteignung bzw. Entschädigung abzusprechen. 

(5) Auf Antrag des Enteigneten kann an die Stelle einer Geldentschädigung eine Entschädigung in 
Form einer gleichartigen und gleichwertigen Naturalleistung treten, wenn diese der Person, auf deren 
Antrag die Enteignung erfolgt (§ 15 Abs. 1), unter Abwägung des Einzelfalles wirtschaftlich zugemutet 
werden kann. Hierüber hat die Behörde in einem gesonderten Bescheid zu entscheiden. 

(6) Wenn der Gegenstand der Enteignung im Grundbuch eingetragen ist, hat die Behörde die 
Entscheidung über die Enteignung nach Eintritt der Rechtskraft dem Grundbuchsgericht zur Herstellung 
des rechtmäßigen Grundbuchsstandes zuzustellen. 

(7) Erlischt die elektrizitätsrechtliche Bewilligung einer Erzeugungsanlage, zu deren Errichtung im 
Wege der Enteignung eine Dienstbarkeit eingeräumt worden ist, so hat die Behörde den Eigentümer des 
belasteten Grundstückes oder seinen Rechtsnachfolger zu verständigen. Auf dessen Antrag ist die 
Dienstbarkeit unter Vorschreibung einer der geleisteten Entschädigung angemessenen Rückvergütung 
durch Bescheid aufzuheben. 

(8) Wird die Erzeugungsanlage, zu deren Errichtung ein Grundstück enteignet worden ist, beseitigt, 
so hat die Behörde auf Antrag des früheren Eigentümers oder seines Rechtsnachfolgers mit Bescheid die 
Rückübereignung gegen angemessene Entschädigung auszusprechen. Ein solcher Antrag muss innerhalb 
eines Jahres nach der Beseitigung der Anlage gestellt werden. 

§ 17 
Herstellung des rechtmäßigen Zustandes 

Wird eine bewilligungspflichtige Erzeugungsanlage ohne die erforderliche Bewilligung errichtet oder 
betrieben oder wird eine bewilligte Erzeugungsanlage ohne die erforderliche Bewilligung geändert oder 
nach der Änderung betrieben, so hat die Behörde unabhängig von der Einleitung eines Strafverfahrens den 
Inhaber der Erzeugungsanlage zur Herstellung des rechtmäßigen Zustandes innerhalb einer angemessenen, 
von der Behörde festzusetzenden Frist aufzufordern. Kommt der Anlageninhaber dieser Aufforderung 
innerhalb der gesetzten Frist nicht nach, so hat die Behörde mit Bescheid die zur Herstellung des 
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rechtmäßigen Zustandes erforderlichen Maßnahmen, wie die Einstellung der Bauarbeiten, die Einstellung 
des Betriebes, die Beseitigung der nicht bewilligten Anlage oder Anlagenteile, zu verfügen. 

§ 18 
Einstweilige Sicherheitsmaßnahmen 

(1) Um die durch eine Erzeugungsanlage, 

 a) verursachte Gefahr für das Leben oder die Gesundheit von Menschen oder das Eigentum 
abzuwehren oder 

 b) verursachte unzumutbare Belästigung der Nachbarn abzustellen, 

hat die Behörde, entsprechend dem Ausmaß der Gefährdung oder Belästigung, mit Bescheid die gänzliche 
oder teilweise Stilllegung der Erzeugungsanlage, die Stilllegung von Maschinen oder sonstige die Anlage 
betreffenden Sicherheitsmaßnahmen oder Vorkehrungen zu verfügen. Dies gilt nicht für 
Erzeugungsanlagen, für die eine Genehmigung oder Bewilligung nach der Gewerbeordnung, dem 
Abfallwirtschaftsgesetz, dem Mineralrohstoffgesetz oder dem Eisenbahngesetz erforderlich ist. 

(2) Hat die Behörde Grund zur Annahme, dass zur Gefahrenabwehr Sofortmaßnahmen an Ort und 
Stelle erforderlich sind, so darf sie nach Verständigung des Inhabers der Erzeugungsanlage, des 
Betriebsleiters oder des Eigentümers der Anlage, oder wenn eine Verständigung dieser Person nicht 
möglich ist, einer Person, die tatsächlich die Betriebsführung wahrnimmt, die im Abs. 1 angeführten 
Maßnahmen auch ohne vorangegangenes Verfahren und vor Erlassung eines Bescheides an Ort und Stelle 
treffen; hierüber ist jedoch binnen eines Monats ein schriftlicher Bescheid zu erlassen, widrigenfalls die 
getroffene Maßnahme als aufgehoben gilt. Dieser Bescheid gilt auch dann als erlassen, wenn er gemäß § 
19 des Zustellgesetzes wegen Unzustellbarkeit an die Behörde zurückgestellt worden ist. 

(3) Bescheide gemäß Abs. 1 und 2 sind sofort vollstreckbar. Sie treten mit Ablauf eines Jahres, vom 
Beginn der Vollstreckbarkeit an gerechnet, außer Wirksamkeit, sofern im Bescheid keine kürzere Frist 
festgesetzt wurde. Durch einen Wechsel in der Person des Inhabers der von den Maßnahmen gemäß Abs. 
1 oder 2 betroffenen Anlagen, Anlagenteile und Gegenstände wird die Wirksamkeit dieser Bescheide nicht 
berührt. 

(4) Liegen die Voraussetzungen für die Erlassung eines Bescheides gemäß Abs. 1 oder 2 nicht mehr 
vor und ist zu erwarten, dass in Hinkunft jene Vorschriften, deren Nichteinhaltung für die Maßnahmen 
gemäß Abs. 1 oder 2 bestimmend war, von der Person eingehalten werden, die die Erzeugungsanlage 
betreiben will, so hat die Behörde auf Antrag dieser Person die mit Entscheidung gemäß Abs. 1 oder 2 
getroffenen Maßnahmen ehestens zu widerrufen. 

§ 19 
Rechtsansprüche 

Folgende Bestimmungen dieses Hauptstückes räumen Rechtsansprüche ein: 

 a) den Nachbarn (§ 7 Abs. 2) die §§ 10 Abs. 1 und 2 sowie 11 Abs. 1, jeweils im Umfang der 
Bestimmung des § 9 Abs. 1 lit. b; 

 b) den Grundeigentümern und sonstigen dinglich Berechtigten mit Ausnahme der 
Hypothekargläubiger die §§ 14 Abs. 8, 15 und 16. 

2. Abschnitt 
Besondere Bestimmungen für Vorhaben der Energiewende 

§ 19a 
Allgemeines 

(1) In diesem Abschnitt verwendete Begriffe sind im Sinne des § 2 des Allgemeinen-Energiewende-
Gesetzes zu verstehen. 

(2) In den §§ 3 und 4 des Allgemeinen-Energiewende-Gesetzes finden sich Regelungen zu 
Anlaufstelle und Streitbeilegung. 

§ 19b 
Vollständigkeit des Antrages 

(1) Bei Vorhaben der Energiewende in Beschleunigungsgebieten hat die Behörde spätestens 30 Tage 
nach Einbringung die Vollständigkeit des Antrages zu bestätigen oder nach § 13 Abs. 3 des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 vorzugehen; bei Vorhaben außerhalb von Beschleunigungsgebieten 
verlängert sich diese Frist auf 45 Tage. Im Falle der Untätigkeit der Behörde gilt die Eingabe nach Ablauf 
der genannten Frist als vollständig eingebracht. 
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(2) Die Entscheidungspflicht der Behörde richtet sich nach § 73 des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991. In die Entscheidungsfrist sind nicht einzurechnen: 

 a) die Zeit für die Errichtung, Änderung oder das Repowering von Anlagen, ihrer Netzanschlüsse und 
der damit verbundenen erforderlichen Netzinfrastruktur; 

 b) die Dauer erforderlicher behördlicher Verfahren für umfassende Modernisierungen des Netzes, die 
notwendig sind, um die Netzstabilität, -zuverlässigkeit und -sicherheit sicherzustellen; 

 c) die Dauer alternativer Streitbeilegungsverfahren sowie von Verfahren über Rechtsbehelfe und 
Rechtsmittel. 

§ 19c 
Zeitpläne 

In Verfahren betreffend die Errichtung und den Betrieb oder die Änderung von Vorhaben der 
Energiewende, sind zur Straffung und Beschleunigung des Verfahrens von der Behörde geeignete Zeitpläne 
aufzustellen. 

§ 19d 
Veröffentlichung 

Erledigungen in Bewilligungsverfahren betreffend Vorhaben der Energiewende sind unverzüglich 
nach ihrer Erlassung mindestens vier Wochen auf dem Veröffentlichungsportal im Internet zu 
veröffentlichen (§ 9 des Bezirksverwaltungsgesetzes). 

III. Hauptstück 
Der Betrieb von Netzen 

1. Abschnitt 
Gemeinsame Bestimmungen für Netzbetreiber 

§ 20 
Geregelter Netzzugang 

(1) Die Netzbetreiber sind verpflichtet, den Netzzugangsberechtigten den Netzzugang zu den 
genehmigten Allgemeinen Bedingungen und festgelegten Systemnutzungsentgelten zu gewähren. 

(2) Die Netzzugangsberechtigten haben einen Rechtsanspruch, auf Grundlage der genehmigten 
Allgemeinen Bedingungen und den von der Regulierungsbehörde bestimmten Systemnutzungsentgelten 
die Benutzung des Netzes zu verlangen. 

... 
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Artikel IV 

Gesetz über die Errichtung und den Betrieb elektrischer Leitungsanlagen 
(Starkstromwegegesetz) 

LGBl.Nr. 22/1978, 7/1999, 58/2001, 45/2007, 44/2013, 78/2017, 4/2022, 15/2022 

1. Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen 

... 

2. Abschnitt 
Elektrizitätsrechtliche Bewilligung 

... 

§ 7 
Erteilung der elektrizitätsrechtlichen Bewilligung 

(1) Die elektrizitätsrechtliche Bewilligung ist, erforderlichenfalls unter Vorschreibung von Auflagen, 
zu erteilen, wenn die Leitungsanlage dem öffentlichen Interesse an der Versorgung der Bevölkerung oder 
eines Teiles derselben mit elektrischer Energie nicht widerspricht. 

(2) In der elektrizitätsrechtlichen Bewilligung hat eine Abstimmung mit den bereits vorhandenen oder 
bewilligten anderen Energieversorgungseinrichtungen und mit den Erfordernissen der Landwirtschaft, des 
Forstwesens, der Wildbach- und Lawinenverbauung, der Raumplanung, des Natur- und Denkmalschutzes, 
der Wasserwirtschaft und des Wasserrechtes, des öffentlichen Verkehrs, der sonstigen öffentlichen 
Versorgung, der Landesverteidigung, der Sicherheit des Luftraumes und des Dienstnehmerschutzes zu 
erfolgen. Sofern dadurch die Beeinträchtigung von Grundstücken verringert und das Bauvorhaben nicht 
wesentlich erschwert wird, hat in der elektrizitätsrechtlichen Bewilligung durch die Vorschreibung von 
Änderungen oder Ergänzungen der geplanten Leitungsanlage oder von sonstigen Auflagen eine 
Abstimmung mit den durch die Leitungsanlage berührten privaten Interessen zu erfolgen, es sei denn, dass 
der betroffene Grundeigentümer der Inanspruchnahme seines Grundstückes bereits schriftlich zugestimmt 
hat. 

(3) Die zur Wahrung der im Abs. 2 angeführten Interessen zuständigen Behörden, sonstigen 
Dienststellen und öffentlich-rechtlichen Körperschaften sind, soweit sie betroffen werden, im 
Ermittlungsverfahren zu hören. Soweit dieses Anhörungsrecht der Gemeinde zukommt, ist es eine Aufgabe 
ihres eigenen Wirkungsbereiches. 

(4) Das Verfahren zur Erteilung der elektrizitätsrechtlichen Bewilligung ist, sofern das Vorhaben auch 
einer Bewilligung nach dem Gesetz über Naturschutz und Landschaftsentwicklung bedarf, nach 
Möglichkeit mit diesem Verfahren zu verbinden. 

(5) Die Behörde kann in der elektrizitätsrechtlichen Bewilligung anordnen, dass die Leitungsanlage 
erst auf Grund einer besonderen Bewilligung in Betrieb genommen werden darf (Betriebsbewilligung), 
wenn die Einhaltung von Auflagen aus Sicherheitsgründen einer Überprüfung bedarf. Sie ist nach 
Einlangen der Anzeige der Betriebsfertigstellung (§ 9 Abs. 1) zu erteilen, wenn die Überprüfung ergibt, 
dass diesen Auflagen entsprochen worden ist. 

(6) Die sich aus der elektrizitätsrechtlichen Bewilligung ergebenden Rechte und Pflichten gehen auf 
jeden Erwerber der Leitungsanlage über. Der Rechtsübergang ist der Behörde unverzüglich anzuzeigen. 

... 

§ 10 
Erlöschen der elektrizitätsrechtlichen Bewilligung 

(1) Die elektrizitätsrechtliche Bewilligung erlischt, wenn 

 a) mit dem Bau nicht innerhalb von drei Jahren ab Eintritt der Rechtskraft der Bewilligung begonnen 
wird, 

 b) die Betriebsfertigstellung nicht innerhalb von fünf Jahren ab Eintritt der Rechtskraft der 
Bewilligung erfolgt, 

 c) der Betrieb nicht innerhalb eines Jahres nach Anzeige der Betriebsfertigstellung, in den Fällen der 
Erteilung einer Betriebsbewilligung gemäß § 7 Abs. 5 ab Eintritt der Rechtskraft derselben, 
aufgenommen wird, 

 d) der Bewilligungsinhaber gemäß § 9 Abs. 2 anzeigt, dass die Leitungsanlage dauernd außer Betrieb 
genommen wird, oder 

 e) der Betrieb der Leitungsanlage durch mehr als drei Jahre unterbrochen wurde. 
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(2) Die Fristen nach Abs. 1 lit. a bis c können von der Behörde verlängert werden, wenn die Planungs- 
oder Bauarbeiten oder betriebstechnische Gründe dies erfordern. Die Frist nach Abs. 1 lit. e kann verlängert 
werden, wenn die Leitungsanlage betriebsbereit ist und energiewirtschaftliche Gründe für ihren weiteren 
Bestand sprechen. Eine Fristverlängerung ist nur möglich, wenn vor Ablauf der Frist darum angesucht wird. 

(3) Das Erlöschen der elektrizitätsrechtlichen Bewilligung ist bescheidmäßig festzustellen. 
Gleichzeitig hat die Behörde, sofern es sich nicht um Erdkabel handelt, wenn und soweit es im öffentlichen 
Interesse gelegen ist oder von einem Grundeigentümer beantragt wird, dem über die Leitungsanlage 
Verfügungsberechtigten die Beseitigung der Leitungsanlage binnen angemessener Frist aufzutragen. 
Soweit dies wirtschaftlich zumutbar ist und privatrechtliche Vereinbarungen nicht entgegenstehen, kann 
auch die Wiederherstellung des früheren Zustandes aufgetragen werden. 

3. Abschnitt 
Besondere Bestimmungen für Vorhaben der Energiewende 

§ 10a 
Allgemeines 

(1) In diesem Abschnitt verwendete Begriffe sind im Sinne des § 2 des Allgemeinen-Energiewende-
Gesetzes zu verstehen. 

(2) In den §§ 3 und 4 des Allgemeinen-Energiewende-Gesetzes finden sich Regelungen zu 
Anlaufstelle und Streitbeilegung. 

§ 10b 
Überragendes öffentliches Interesse 

Bei der Abstimmung mit sonstigen im § 7 Abs. 2 genannten Interessen im Zuge der Erteilung einer 
elektrizitätsrechtlichen Bewilligung ist davon auszugehen, dass Leitungsanlagen zur Integration von 
erneuerbarer Energie oder von Energie aus Pumpspeicherkraftwerken in das Stromnetz im überragenden 
öffentlichen Interesse gelegen sind und der öffentlichen Gesundheit und Sicherheit dienen. 

§ 10c 
Veröffentlichung 

Erledigungen in Bewilligungsverfahren betreffend Vorhaben der Energiewende sind unverzüglich 
nach ihrer Erlassung mindestens vier Wochen auf dem Veröffentlichungsportal im Internet zu 
veröffentlichen (§ 4 des Gesetzes über das Amt der Landesregierung). 

3.4. Abschnitt 
Leitungsrechte 

§ 11 
Allgemeines 

(1) Wenn und insoweit es zur Errichtung und Erhaltung sowie zum Betrieb einer Leitungsanlage 
erforderlich ist, hat die Behörde auf Antrag an Grundstücken einschließlich der Privatgewässer, der 
öffentlichen Straßen sowie des sonstigen öffentlichen Gutes mit Bescheid Leitungsrechte einzuräumen. 

(2) Im Antrag auf Einräumung von Leitungsrechten sind die betroffenen Grundstücke und die Namen 
und Anschriften der Eigentümer und sonstigen dinglich Berechtigten mit Ausnahme der 
Hypothekargläubiger sowie der Inhalt der beanspruchten Leitungsrechte (§ 12) anzuführen. 

(3) Der Antrag ist abzuweisen, wenn 

 a) der dauernde Bestand der Leitungsanlage an einem bestimmten Ort aus zwingenden technischen 
Gründen oder mit Rücksicht auf die unverhältnismäßigen Kosten ihrer Verlegung die Enteignung 
erfordert, 

 b) der Bestand der Leitungsanlage nicht im öffentlichen Interesse liegt, 

 c) durch die Leitungsrechte der bestimmungsgemäße Gebrauch der zu benützenden Grundstücke 
wesentlich behindert würde, 

 d) über die Grundbenützung bereits privatrechtliche Vereinbarungen vorliegen. 

... 
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4.5. Abschnitt 
Enteignung 

§ 17 
Allgemeines 

Wenn es der dauernde Bestand einer Leitungsanlage an einem bestimmten Ort aus zwingenden 
technischen Gründen oder mit Rücksicht auf die unverhältnismäßigen Kosten ihrer Verlegung erfordert 
und der Bestand der Leitungsanlage im öffentlichen Interesse liegt, hat die Behörde über Antrag die für die 
Errichtung und den Betrieb der Leitungsanlage notwendigen Enteignungen auszusprechen. 

... 

5.6. Abschnitt 
Gemeinsame Bestimmungen 

... 

§ 22 
Behörden 

(1) Behörde im Sinne des Gesetzes ist 

 a) die Bezirkshauptmannschaft, soweit es sich um die Durchführung von Strafverfahren handelt, 

 b) die Landesregierung in allen übrigen Fällen. 

(2) Wenn es im Interesse der Zweckmäßigkeit, Einfachheit und Raschheit gelegen ist, kann die 
Landesregierung die örtlich zuständige Bezirkshauptmannschaft allgemein oder fallweise mit der 
Durchführung der Verfahren nach Abs. 1 lit. b betrauen und sie auch ermächtigen, im Namen der 
Landesregierung zu entscheiden. 

§ 23 
Strafbestimmungen 

(1) Eine Übertretung begeht, wer 

 a) der Dokumentationspflicht nach § 2a erster Satz nicht nachkommt; 

 b) eine nach § 3 dieses Gesetzes bewilligungspflichtige Leitungsanlage ohne Bewilligung errichtet, 
ändert, erweitert oder betreibt, 

 c) mit der Durchführung von Vorarbeiten vor Ablauf der Kundmachungsfrist gemäß § 5 Abs. 6 
beginnt, 

 d) die Grundeigentümer oder Nutzungsberechtigten nicht oder nicht rechtzeitig über den Beginn der 
Vorarbeiten in Kenntnis setzt (§ 5 Abs. 7), 

 e) die Anzeige des Rechtsüberganges nach § 7 Abs. 5 Abs. 6 unterlässt, 

 f) mit dem Betrieb der Leitungsanlage vor der Anzeige der Betriebsfertigstellung beginnt (§ 9 Abs. 
1), 

 g) die Anzeige der dauernden Außerbetriebnahme, einer mehr als ein Jahr dauernden 
Betriebsunterbrechung oder der darauf folgenden Wiederinbetriebnahme einer bewilligten 
Leitungsanlage unterlässt (§ 9 Abs. 2), 

 h) die gemäß § 14 Abs. 2 erforderlichen Vorkehrungen nicht innerhalb der hiefür festgesetzten Frist 
trifft, 

 i) den in Verordnungen und Entscheidungen, welche auf Grund dieses Gesetzes erlassen wurden, 
enthaltenen Geboten und Verboten zuwiderhandelt. 

(2) Übertretungen nach Abs. 1 sind mit einer Geldstrafe bis zu 2.000 Euro, bei besonders 
erschwerenden Umständen mit einer Geldstrafe bis zu 7.000 Euro zu bestrafen. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

... 
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Artikel V 

Gesetz über die Raumplanung 

(Raumplanungsgesetz) 

LGBl.Nr. 39/1996, 72/1996, 33/1997, 48/1998, 43/1999, 58/2001, 6/2004, 33/2005, 23/2006, 42/2007, 
35/2008, 19/2011, 28/2011, 44/2013, 22/2015, 54/2015, 2/2017, 78/2017, 4/2019, 19/2020, 1/2020, 
50/2021, 4/2022, 57/2023, ../20242 
 

I. Hauptstück 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 
Allgemeines 

(1) Die Raumplanung ist nach den Bestimmungen dieses Gesetzes durchzuführen. 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für Angelegenheiten, in denen die Gesetzgebung oder Vollziehung 
Bundessache ist. 

§ 2 
Raumplanungsziele 

(1) Die Raumplanung hat eine dem allgemeinen Besten dienende Gesamtgestaltung des Landesgebiets 
anzustreben. 

(2) Ziele der Raumplanung sind 

 a) die nachhaltige Sicherung der räumlichen Existenzgrundlagen der Menschen, besonders für 
Wohnen, Wirtschaft und Arbeit, einschließlich der Sicherung von Flächen für die Landwirtschaft 
unter besonderer Berücksichtigung der bodenabhängigen Lebensmittelerzeugung, 

 b) die Erhaltung der Vielfalt von Natur und Landschaft und der Schutz des Klimas, 

 c) der bestmögliche Ausgleich der sonstigen Anforderungen an das Gebiet. 

(3) Bei der Planung sind insbesondere folgende weitere Ziele zu beachten: 

 a) Mit Grund und Boden ist haushälterisch umzugehen, insbesondere sind Bauflächen bodensparend 
zu nutzen. 

 b) Die verschiedenen Möglichkeiten der Raumnutzung sind möglichst lange offen zu halten. 

 c) Die natürlichen und naturnahen Landschaftsteile, die Freiräume für die Landwirtschaft und die 
Naherholung sowie die Trinkwasserreserven sollen erhalten bleiben. 

 d) Die Siedlungsgebiete sind bestmöglich vor Naturgefahren und den nachteiligen Auswirkungen des 
Klimawandels zu schützen; die zum Schutz vor Naturgefahren und den nachteiligen Auswirkungen 
des Klimawandels notwendigen Freiräume sollen erhalten bleiben. 

 e) Flächen mit wichtigen Rohstoffvorkommen sind von Nutzungen, die ihre Gewinnung verhindern 
oder erheblich erschweren, freizuhalten. 

 f) Die für die Land- und Forstwirtschaft besonders geeigneten Flächen dürfen für andere Zwecke nur 
verwendet werden, wenn dafür ein überwiegendes öffentliches Interesse besteht. 

 g) Günstige Rahmenbedingungen für leistbares Wohnen sind anzustreben; die zur Deckung eines 
ganzjährig gegebenen Wohnbedarfs benötigten Flächen sollen nicht für Ferienwohnungen 
verwendet werden. 

 h) Die Siedlungsentwicklung hat nach innen zu erfolgen; die äußeren Siedlungsränder sollen nicht 
weiter ausgedehnt werden. 

 i) Die Ortskerne sind zu erhalten und in ihrer Funktion zu stärken. 

 j) Auf einen effizienten Einsatz von Energie ist zu achten und die nachhaltige Nutzung erneuerbarer 
Energien sowie von Abwärme und -kälte soll forciert werden. 

 k) Gebiete und Flächen für Wohnen, Wirtschaft, Arbeit, Freizeit, Einkauf und sonstige Nutzungen 
sind einander so zuzuordnen, dass Belästigungen möglichst vermieden werden. 

 l) Räumliche Strukturen, die eine umweltverträgliche Mobilität begünstigen, besonders für 
öffentlichen Verkehr, Fußgänger und Radfahrer, sind zu bevorzugen; Strukturen, die zu unnötigem 
motorisierten Individualverkehr führen, ist entgegenzuwirken. 

                                                           
2 RPG-Novelle (Windmessanlagen) 
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 m) Für Einrichtungen des Gemeinbedarfs sind geeignete Standorte festzulegen; die erforderlichen 
Flächen für notwendige Infrastruktureinrichtungen sind freizuhalten. 

... 

§ 5 
Grundlagenerhebung, Verarbeitung personenbezogener Daten, geographisches 

Informationssystem, Bericht 

(1) Das Land hat die Grundlagen für die überörtliche Raumplanung zu erheben sowie alle für die 
Raumplanung bedeutsamen Unterlagen zu sammeln und auf dem neuesten Stand zu halten. Die Gemeinden 
sind über das Vorliegen von wichtigen Unterlagen in Kenntnis zu setzen. 

(2) Jede Person sowie Dienststellen des Landes und der Gemeinden sind verpflichtet, den mit 
Aufgaben nach diesem Gesetz betrauten Dienststellen des Landes und der Gemeinden auf Verlangen über 
alle Umstände Auskunft zu geben und Daten im Sinne des Abs. 5 zu übermitteln, sofern diese zur Erfüllung 
der Aufgaben nach Abs. 4 erforderlich sind. Dies gilt nicht, soweit die betreffenden Dienststellen die 
relevanten Umstände durch Einsicht in die ihnen zur Verfügung stehenden elektronischen Register 
feststellen können. 

(3) Inhaber von Betrieben, die in den Anwendungsbereich der Richtlinie 2012/18/EU zur 
Beherrschung der Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen fallen (Seveso-Betriebe), sind 
verpflichtet, den Dienststellen des Landes und der Gemeinden auf Verlangen ausreichende Informationen 
zu den vom Betrieb ausgehenden Risiken als Grundlage für Entscheidungen über die Ansiedlung neuer 
Seveso-Betriebe, die Änderung bestehender Seveso-Betriebe oder neue Entwicklungen in der 
Nachbarschaft bestehender Seveso-Betriebe zu übermitteln. 

(4) Die Landesregierung, die Bezirkshauptmannschaften und die Organe der Gemeinden sind 
ermächtigt, personenbezogene Daten nach Abs. 5 wie folgt automationsunterstützt zu verarbeiten: 

 a) soweit dies zur Grundlagenerhebung nach § 5 Abs. 1, zum Zweck der Erlassung oder Änderung 
von Landesraumplänen, zur Erteilung von Ausnahmebewilligungen nach § 7 und zur Erlassung 
von Bausperren nach § 97b erforderlich ist; 

 b) soweit dies zum Zweck der Erlassung oder Änderung räumlicher Entwicklungspläne, von 
Flächenwidmungsplänen, Bebauungsplänen, Verordnungen nach den §§ 31 bis 34a und 
Bausperren nach den §§ 25 und 37 sowie zur Erteilung von Ausnahmebewilligungen nach den 
§§ 22 und 35 erforderlich ist; 

 c) soweit dies zur Erlassung von Verordnungen nach den §§ 16a und 16b, zur Erteilung von 
Ausnahmebewilligungen nach § 16a Abs. 3, zur Überwachung der Einhaltung der 
Ferienwohnungsregelungen nach den §§ 16 und 16a sowie zur Führung der 
Ferienwohnungsverzeichnisse nach § 16b erforderlich ist; 

 d) soweit dies zur Abwicklung von Entschädigungen nach den §§ 107c Abs. 3 und 27 erforderlich 
ist; 

 e) soweit dies zur Durchführung privatwirtschaftlicher Maßnahmen nach § 38a erforderlich ist; 

 f) soweit dies zur Durchführung von Grundstücksteilungen nach dem IV. Hauptstück sowie von 
Umlegungsverfahren und Grenzänderungen nach dem V. Hauptstück erforderlich ist; 

 g) soweit dies zur Durchführung von Zwangsversteigerungen nach § 57a erforderlich ist. 

(5) Folgende personenbezogene Daten dürfen nach Maßgabe des Abs. 4 verarbeitet werden: 

 a) Identifikationsdaten, Adressdaten und Erreichbarkeitsdaten von Grundstückseigentümern, 
dinglich Berechtigten, Planern, Sachverständigen und Planungsbeteiligten; 

 b) grundstücks- und anlagenbezogene Daten; 

 c) nutzungsbezogene Daten; 

 d) umweltbezogene Daten. 

(6) Die Übermittlung von Daten an Organe und Dienststellen des Bundes, des Landes und der 
Gemeinden ist, wenn nicht weitergehende Übermittlungen gesetzlich vorgesehen sind, nur auf deren 
Ersuchen und nur soweit zulässig, als diese Daten Voraussetzung für die Erfüllung der ihnen übertragenen 
Aufgaben sind. 

(7) Die Organe und Dienststellen des Landes und der Gemeinden haben bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten die zum Schutz der Geheimhaltungsinteressen der betroffenen Personen 
erforderlichen technischen und organisatorischen Vorkehrungen zu treffen. Als solche Vorkehrungen sind 
insbesondere der Schutz der Daten vor unbefugtem Zugriff und die Verschlüsselung der Daten bei der 
Übermittlung in öffentlichen Netzwerken vorzusehen. 
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(8) Soweit Daten nach Abs. 2 letzter Satz ermittelt werden können, besteht keine Informationspflicht 
der abfragenden Stelle nach Art. 14 der Datenschutz-Grundverordnung. 

(9) Zur systematischen Erfassung der Planungen und Planungsgrundlagen hat die Landesregierung ein 
geographisches Informationssystem (Vorarlberger Geographisches Informationssystem – VoGIS) zu 
führen. Das VoGIS hat jedenfalls die planlichen Darstellungen der Landesraumpläne und der 
Flächenwidmungspläne zuzüglich dem Beginn allfälliger Fristen nach § 12 Abs. 5 und 7 zu enthalten. Diese 
Inhalte sind auf der Homepage des Landes im Internet zu veröffentlichen. 

(10) Die Landesregierung erstellt spätestens alle fünf Jahre einen Bericht über die räumliche 
Entwicklung in Vorarlberg (Raumplanungsbericht) und legt ihn dem Landtag vor. 

II. Hauptstück 
Raumplanung durch das Land 

1. Abschnitt 
Landesraumpläne, Allgemeines 

§ 6 
Landesraumpläne 

(1) Die Landesregierung hat durch Verordnung Landesraumpläne zu erlassen, wenn im überörtlichen 
Interesse Regelungen zur Erreichung der Raumplanungsziele des § 2 erforderlich sind. Landesraumpläne 
haben – in Abstimmung mit anderen Planungen des Landes – die angestrebten Raumplanungsziele im 
einzelnen festzulegen und jene Maßnahmen vorzusehen, die zur Erreichung dieser Ziele im überörtlichen 
Interesse erforderlich sind. In der Verordnung ist erforderlichenfalls festzulegen, wie die im 
Landesraumplan ausgewiesenen Grundstücke im Flächenwidmungsplan zu widmen sind. 

(2) Landesraumpläne können für das gesamte Landesgebiet, für einzelne Landesteile oder für 
bestimmte Sachbereiche der Raumplanung erlassen werden. 

(3) Zum Landesgebiet im Sinne des Abs. 2 gehört auch der Bodensee, soweit dort Hoheitsrechte des 
Landes ausgeübt werden können. 

(4) Bei der Erstellung des Landesraumplanes ist auf Planungen des Bundes, der Gemeinden, anderer 
Länder und des benachbarten Auslands Bedacht zu nehmen. 

(5) Die Landesregierung hat den Entwurf eines Landesraumplanes samt allgemein verständlichem 
Erläuterungsbericht mindestens vier Wochen auf dem Veröffentlichungsportal im Internet zu 
veröffentlichen (§ 4 ALReg-G). Weiters sind jene Gemeinden, sonstigen öffentlichen Stellen und 
Regionalplanungsgemeinschaften, deren Interessen durch die Planung wesentlich berührt werden, von der 
Veröffentlichung zu verständigen. Die Unterlassung der Verständigung hat auf die Wirksamkeit der 
Verordnung keinen Einfluss. In der Veröffentlichung und der Verständigung ist auf die Möglichkeit zur 
Stellungnahme nach Abs. 6 hinzuweisen. 

(6) Während der Zeit der Veröffentlichung kann jede Person zum Entwurf schriftlich Stellung nehmen. 
Bei den Gemeinden eingelangte Stellungnahmen sind der Landesregierung innerhalb von zwei Wochen 
nach Beendigung der Veröffentlichung zu übermitteln. 

§ 7 
Wirkung, Ausnahmebewilligung 

(1) Verordnungen und Bescheide, die in Vollziehung von Landesgesetzen erlassen werden, dürfen, 
soweit sich aufgrund des betreffenden Landesgesetzes nichts anderes ergibt, einem Landesraumplan nicht 
widersprechen. 

(2) Die Landesregierung kann mit Bescheid für bestimmte Vorhaben Ausnahmen von 
Landesraumplänen bewilligen, wenn dadurch die Erreichung der mit dem Landesraumplan angestrebten 
Ziele und der anderen Raumplanungsziele nach § 2 nicht gefährdet wird. Die Bewilligung liegt im 
behördlichen Ermessen und kann erforderlichenfalls befristet und unter Bedingungen und Auflagen erteilt 
werden. Vor Erteilung der Bewilligung ist jenen Gemeinden, sonstigen öffentlichen Stellen und 
Regionalplanungsgemeinschaften, deren Interessen durch die Bewilligung wesentlich berührt werden, 
Gelegenheit zur Stellungnahme binnen angemessener Frist zu geben; § 6 Abs. 5 vierter Satz gilt sinngemäß. 

(3) Entgegen den Bestimmungen der Abs. 1 und 2 erlassene Bescheide sind mit Nichtigkeit bedroht. 

(4) Körperschaften des öffentlichen Rechts und von solchen verwaltete Stiftungen, Fonds und 
Anstalten dürfen als Träger von Privatrechten – unbeschadet anderer gesetzlicher Vorschriften – 
raumwirksame Maßnahmen nur im Einklang mit den im § 2 genannten Zielen und unter Bedachtnahme auf 
bestehende Landesraumpläne treffen. 
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§ 87a 
Änderung eines Landesraumplanes 

(1) Ein Landesraumplan darf nur aus wichtigen Gründen geändert werden. Er ist zu ändern 

 a) bei Änderung der maßgebenden Rechtslage oder 

 b) bei wesentlicher Änderung der für die Raumplanung bedeutsamen Verhältnisse. 

(2) Die Bestimmungen des § 6 Abs. 5 und 6 gelten sinngemäß. Eine Veröffentlichung des Entwurfs 
des Landesraumplanes auf dem Veröffentlichungsportal des Landes im Internet ist jedoch nicht 
erforderlich, wenn die von der Änderung betroffenen Gemeinden, sonstigen öffentlichen Stellen und 
Regionalplanungsgemeinschaften sowie die Eigentümer von Grundstücken, auf die sich die Änderung des 
Landesraumplanes bezieht, und der anrainenden Grundstücke vor der Beschlussfassung nachweislich über 
die beabsichtigte Änderung verständigt werden und ihnen eine angemessene Frist zur Stellungnahme 
eingeräumt wird. Der Pflicht zur nachweislichen Verständigung kann insbesondere dadurch entsprochen 
werden, dass die Gemeinde einen eingeschriebenen Brief an die ihr bekannte oder von ihr ohne 
Schwierigkeiten festzustellende Abgabestelle schickt oder, wenn dies nicht möglich ist, die Verständigung 
mindestens vier Wochen auf dem Veröffentlichungsportal im Internet veröffentlicht (§ 32e des 
Gemeindegesetzes). 

(3) Die Erleichterungen nach Abs. 2 gelten nicht bei Änderungen eines Landesraumplanes, die einer 
Umweltprüfung oder einer Umwelterheblichkeitsprüfung unterliegen. 

§ 97b 
Bausperre 

(1) Die Landesregierung hat durch Verordnung für ein bestimmtes Gebiet eine Bausperre zu erlassen, 
wenn dies zur Erlassung oder Änderung eines Landesraumplanes erforderlich ist. Vor Erlassung einer 
solchen Verordnung sind die von der Bausperre betroffenen Gemeinden zu hören. 

(2) Eine Bausperre hat die Wirkung, dass Baubewilligungen und Freigabebescheide nach dem 
Baugesetz, Bewilligungen nach dem Gesetz über Naturschutz und Landschaftsentwicklung und 
Bewilligungen zur Teilung von Grundstücken gemäß § 39 nur mit Genehmigung der Landesregierung 
erteilt werden dürfen. Die Landesregierung hat die Genehmigung zu erteilen, wenn das geplante Vorhaben 
den Zweck der Bausperre nicht beeinträchtigt. 

(3) Eine Bausperre ist aufzuheben, sobald der Grund für ihre Erlassung weggefallen ist. Eine 
Bausperre tritt, wenn sie nicht früher aufgehoben wird, zwei Jahre nach ihrer Erlassung außer Kraft. Sie 
kann vor Ablauf dieser Frist einmal auf die Höchstdauer eines Jahres verlängert werden, wenn der Grund 
für ihre Erlassung weiterhin besteht. 

§ 107c 
Benützung fremder Grundstücke 

(1) Die von der Landesregierung ermächtigten Personen sind berechtigt, zur Vorbereitung und 
Erlassung oder Änderung eines Landesraumplanes fremde Grundstücke und Bauwerke zu betreten und, 
sofern es die Bewirtschaftungsverhältnisse erlauben, Grundstücke zu befahren sowie die erforderlichen 
Vermessungen und sonstigen Arbeiten durchzuführen und alle hiefür notwendigen Zeichen anzubringen. 

(2) Mindestens zwei Wochen vor der Durchführung von Arbeiten nach Abs. 1 sind die betroffenen 
Grundeigentümer oder Nutzungsberechtigten persönlich zu verständigen. Diese Verständigung kann auch 
durch ortsübliche Kundmachung in der Gemeinde (Amtstafel, Gemeindeblatt) erfolgen. Alternativ kann 
die Verständigung durch den Bürgermeister durch Veröffentlichung der Durchführung der Arbeiten auf 
dem Veröffentlichungsportal im Internet erfolgen (§ 32e des Gemeindegesetzes); die Veröffentlichung ist 
während mindestens zwei Wochen vor der Durchführung der Arbeiten vorzunehmen. 

(3) Nach Beendigung von Arbeiten nach Abs. 1 ist der frühere Zustand wieder herzustellen. Für 
vermögensrechtliche Nachteile ist der Eigentümer vom Land angemessen zu entschädigen. Der Anspruch 
auf Entschädigung ist bei sonstigem Verlust des Anspruchs innerhalb von zwei Jahren nach Beendigung 
der Arbeiten geltend zu machen. Kommt eine Einigung über die Entschädigung nicht zustande, so kann der 
Eigentümer bei sonstigem Verlust des Anspruchs innerhalb eines Jahres nach Geltendmachung des 
Anspruchs die Festsetzung der Entschädigung bei der Landesregierung beantragen. Die Landesregierung 
hat die Entschädigung mit Bescheid festzusetzen. 
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2. Abschnitt 
Landesraumpläne, beschleunigter Ausbau erneuerbarer Energien 

§ 8 
Begriffe und Zweck 

(1) In diesem Abschnitt verwendete Begriffe sind im Sinne des § 2 des Allgemeinen-Energiewende-
Gesetzes zu verstehen; mit dem Begriff „Erneuerbare-Energien-Richtlinie“ wird die Richtlinie (EU) 
2018/2001 zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen bezeichnet. 

(2) Mit einem Landesraumplan betreffend Beschleunigungsgebiete (§ 9) oder Netz- und 
Speicherinfrastrukturgebiete (§ 10) wird der Zweck verfolgt, in bestimmten Gebieten Verfahren betreffend 
bestimmte Vorhaben der Energiewende zu erleichtern. Abgesehen von der Möglichkeit, in anderen 
Gesetzen an derart ausgewiesene Gebiete als Voraussetzung für die Verfahrenserleichterung anzuknüpfen, 
können in einem solchen Landesraumplan auch sonstige Maßnahmen im Sinne des § 6 Abs. 1 vorgesehen 
werden, um bestimmte Vorhaben der Energiewende zu erleichtern. 

§ 9 
Beschleunigungsgebiete 

(1) Die Landesregierung hat in einem Landesraumplan nach § 6 für erneuerbare Energiequellen 
Beschleunigungsgebiete auszuweisen. 

(2) Als Planungsgrundlage für die Ausweisung von Beschleunigungsgebieten hat die Landesregierung 
Gebiete zu erfassen, die für die Errichtung von Anlagen zur Erzeugung von Energie aus erneuerbaren 
Quellen und der damit zusammenhängenden Infrastruktur wie Netz- und Speicheranlagen einschließlich 
Wärmespeichern unter Bedachtnahme auf den nationalen Beitrag zum Gesamtziel der Union für 
erneuerbare Energie nach Art. 3 Abs. 1 der Erneuerbaren-Energien-Richtlinie benötigt werden; dabei sind 
bereits bestehende Anlagen entsprechend zu berücksichtigen. 

(3) Bei der Gebietserfassung nach Abs. 2 ist entsprechend den Vorgaben des Art. 15b Abs. 2 und 3 
der Erneuerbaren-Energien-Richtlinie insbesondere auf die Verfügbarkeit von erneuerbarer Energie und 
das Potenzial der verschiedenen Technologien, die prognostizierte Energienachfrage sowie die verfügbare 
und potenzielle Energieinfrastruktur (insbesondere Netz- und Speicherinfrastruktur) im jeweiligen Gebiet 
Bedacht zu nehmen; Mehrfachnutzungen von Flächen sind anzustreben. Zudem sind raumbedeutsame 
Planungen der in § 6 Abs. 4 genannten Gebietskörperschaften sowie der Verteiler- und 
Übertragungsnetzbetreiber zu berücksichtigen. Die nach Abs. 2 erfassten Gebiete sind von der 
Landesregierung auf der Homepage des Landes zu veröffentlichen und regelmäßig zu überprüfen sowie 
erforderlichenfalls anzupassen. 

(4) Im Zuge der Ausweisung von Beschleunigungsgebieten sind ausreichend homogene Gebiete auf 
Landflächen oder Binnengewässer festzulegen, in denen unter Berücksichtigung der Besonderheit des 
einzelnen Gebietes die Nutzung einer bestimmten Art von erneuerbarer Energiequelle voraussichtlich keine 
erheblichen Umweltauswirkungen verursacht. Zu diesem Zweck sind vorrangig künstliche und versiegelte 
Flächen einzubeziehen. Europaschutzgebiete, sonstige Naturschutzgebiete, Hauptzugrouten von Vögeln 
und auf der Grundlage von Sensibilitätskarten ermittelte Gebiete dürfen nicht einbezogen werden, es sei 
denn, es handelt sich um künstliche bzw. bebaute Flächen innerhalb solcher Gebiete. Bei diesen 
Festlegungen sind alle geeigneten Datensätze wie etwa Sensibilitätskarten für Wildtiere zu nutzen und 
verfügbare Daten im Zusammenhang mit der Entwicklung eines kohärenten Natura-2000-Netzes zu 
berücksichtigen. 

(5) Die Größe der einzelnen Beschleunigungsgebiete ist unter Bedachtnahme auf die Besonderheiten 
und Anforderungen jener Technologie zu bestimmen, die im jeweiligen Gebiet ausgebaut werden soll, 
wobei die Gebiete in Summe eine Größe aufweisen müssen die geeignet ist, angemessen zur Erreichung 
des nationalen Beitrages zum Gesamtziel der Union für erneuerbare Energie nach Art. 3 Abs. 1 der 
Erneuerbaren-Energien-Richtlinie beizutragen. 

(6) In einem Landesraumplan nach Abs. 1 sind abhängig von den Besonderheiten des jeweiligen 
Beschleunigungsgebietes, der dort auszubauenden Technologie und den ermittelten Umweltauswirkungen 
geeignete und verhältnismäßige Regeln für wirksame Minderungsmaßnahmen im Sinne des Art. 15c Abs. 
1 lit. b der Erneuerbaren-Energien-Richtlinie festzulegen. Diese müssen geeignet sein, negative 
Umweltauswirkungen bei der Errichtung von Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie und von 
Energiespeichern am selben Standort sowie bei Errichtung der für den Anschluss solcher Anlagen und 
Speicher an das Netz erforderlichen Anlagen zu vermeiden oder zumindest erheblich zu verringern. Ob die 
erforderlichen Minderungsmaßnahmen bei der Umsetzung eines Vorhabens im Einzelfall ergriffen und 
zeitnah durchgeführt werden, ist im Verfahren nach § 56d des Gesetzes über Naturschutz und 
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Landschaftsentwicklung oder vergleichbaren bundesrechtlichen Vorschriften zu prüfen und 
sicherzustellen. 

(7) Im Erläuterungsbericht zu einem Landesraumplan nach Abs. 1 ist insbesondere darzulegen, auf 
Grundlage welcher Bewertungen im Sinne des Abs. 4 das betreffende Beschleunigungsgebiet bzw. die 
vorgesehenen Minderungsmaßnahmen im Sinne des Abs. 6 festgelegt worden sind. Darüber hinaus sind 
die nach Abs. 2 erfassten Gebiete darzustellen, welche für das betreffende Beschleunigungsgebiet relevant 
sind. 

§ 10 
Netz- und Speicherinfrastrukturgebiete 

(1) Die Landesregierung kann ergänzend zur Ausweisung von Beschleunigungsgebieten (§ 9) in einem 
Landesraumplan nach § 6 zusätzlich besondere Gebiete für Netz- und Speicherprojekte im Sinne des Art. 
15e Abs. 1 der Erneuerbaren-Energien-Richtlinie ausweisen, deren Umsetzung für die Integration von 
erneuerbarer Energie in das Stromnetz erforderlich sind (Netz- und Speicherinfrastrukturgebiete). Durch 
Netz- und Speicherinfrastrukturgebiete sollen Beschleunigungsgebiete unterstützt und ergänzt werden. 

(2) Eine Ausweisung nach Abs. 1 ist nur zulässig, wenn dadurch Synergieeffekte in Bezug auf 
Beschleunigungsgebiete erzielt werden und im betreffenden Gebiet durch die Umsetzung der genannten 
Projekte keine erhebliche Umweltauswirkung zu erwarten ist oder eine solche Auswirkung angemessen 
vermindert werden kann (Abs. 3). Europaschutzgebiete und sonstige Naturschutzgebiete dürfen nicht 
einbezogen werden, es sei denn, es besteht im Falle von Netzprojekten unter Berücksichtigung der mit dem 
Gebiet verbundenen Ziele keine verhältnismäßige Alternative für den Ausbau. 

(3) In einem Landesraumplan nach Abs. 1 sind abhängig von den Besonderheiten des jeweiligen 
Gebietes und den ermittelten Umweltauswirkungen geeignete und verhältnismäßige Regeln für wirksame 
Minderungsmaßnahmen im Sinne des Art. 15e Abs. 1 lit. e der Erneuerbaren-Energien-Richtlinie 
festzulegen. Diese müssen geeignet sein, negative Umweltauswirkungen bei Netz- und Speicherprojekten 
zu vermeiden oder zumindest erheblich zu verringern. Ob die erforderlichen Minderungsmaßnahmen bei 
der Umsetzung eines Vorhabens im Einzelfall ergriffen und zeitnah durchgeführt werden, ist im Verfahren 
nach § 56d des Gesetzes über Naturschutz und Landschaftsentwicklung oder vergleichbaren 
bundesrechtlichen Vorschriften zu prüfen und sicherzustellen. 

2.3. Abschnitt 
Landesraumpläne, Umweltprüfung 

§ 10a 
Pflicht zur Umweltprüfung, Umwelterheblichkeitsprüfung 

(1) Landesraumpläne sind während der Ausarbeitung und vor ihrer Erlassung und Änderung einer 
Umweltprüfung nach diesem Abschnitt zu unterziehen, wenn durch sie 

 a) der Rahmen für die künftige Genehmigung von Vorhaben nach dem 
Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000 gesetzt wird, oder 

 b) Europaschutzgebiete (§ 26 Abs. 4 des Gesetzes über Naturschutz und Landschaftsentwicklung) 
erheblich beeinträchtigt werden könnten., oder 

 c) Beschleunigungsgebiete nach § 9 oder Netz- und Speicherinfrastrukturgebiete nach § 10 festgelegt 
werden. 

(2) Eine Umweltprüfung nach Abs. 1 ist nicht erforderlich, wenn ein Landesraumplan lediglich 
geringfügig geändert wird oder die Nutzung eines kleinen Gebietes auf lokaler Ebene betrifft. 

(3) Landesraumpläne, die einen Rahmen für die künftige Genehmigung von Vorhaben setzen und für 
die nicht bereits eine Pflicht zur Umweltprüfung nach den Abs. 1 und 2 besteht, sind dann einer 
Umweltprüfung zu unterziehen, wenn sie voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen haben. Diese 
Beurteilung (Umwelterheblichkeitsprüfung) hat auf der Grundlage der Prüfkriterien nach Anhang II der 
Richtlinie 2001/42/EG über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme zu 
erfolgen. 

(4) Im Rahmen der Umwelterheblichkeitsprüfung nach Abs. 3 ist das Amt der Landesregierung zur 
Frage der voraussichtlichen Erheblichkeit von Umweltauswirkungen zu konsultieren. 

(5) Das Ergebnis der Umwelterheblichkeitsprüfung nach Abs. 3, gegebenenfalls einschließlich der 
Gründe, weshalb keine Umweltprüfung durchgeführt wird, ist in den Erläuterungsbericht über den Entwurf 
des Landesraumplanes aufzunehmen. Darauf ist in der Veröffentlichung des Entwurfes des 
Landesraumplanes hinzuweisen. 
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(6) Durch Verordnung der Landesregierung können jene Landesraumpläne festgelegt werden, die nach 
Abs. 2 keiner obligatorischen Umweltprüfung (Abs. 1) bedürfen; weiters können bestimmte Arten von 
Landesraumplänen von der Pflicht zur Prüfung nach Abs. 3 ausgenommen werden. Diese Verordnung darf 
nur erlassen werden, wenn die davon betroffenen Pläne unter Berücksichtigung des Anhangs II der 
Richtlinie 2001/42/EG voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen haben. Abs. 4 ist 
sinngemäß anzuwenden. 

(7) In einem allgemein verständlichen Erläuterungsbericht ist zu begründen, weshalb die 
Voraussetzungen zur Erlassung der Verordnung nach Abs. 6 vorliegen. Der Erläuterungsbericht ist für die 
Dauer der Geltung der Verordnung auf der Homepage des Landes im Internet zu veröffentlichen. Die 
Landesregierung hat in der Verordnung auf die Veröffentlichung des Erläuterungsberichts hinzuweisen. 

§ 10b 
Umweltbericht 

(1) Im Rahmen der Umweltprüfung ist ein Umweltbericht zu erstellen, der in den Erläuterungsbericht 
über den Entwurf des Landesraumplanes aufzunehmen ist. Der Umweltbericht hat die voraussichtlichen 
erheblichen Auswirkungen, die die Durchführung des Landesraumplanes auf die Umwelt hat, zu  ermitteln, 
zu beschreiben und zu bewerten. Dabei sind auch vertretbare Alternativen, die die Ziele und den 
geographischen Anwendungsbereich des Landesraumplanes berücksichtigen, zu ermitteln, zu beschreiben 
und zu bewerten. Der Umweltbericht muss jedenfalls die in Anhang I der Richtlinie 2001/42/EG 
angeführten Informationen enthalten. 

(2) Der Umweltbericht hat die Angaben zu enthalten, die in vertretbarer Weise herangezogen werden 
können. Dabei sind der gegenwärtige Wissensstand und aktuelle Prüfmethoden, Inhalt und 
Detaillierungsgrad des Landesraumplanes, dessen rechtliche Stellung sowie das Ausmaß, in dem bestimmte 
Aspekte zur Vermeidung von Mehrfachprüfungen auf den unterschiedlichen Ebenen am besten geprüft 
werden können, zu berücksichtigen. 

(3) Zur Erlangung der in Anhang I der Richtlinie 2001/42/EG genannten Informationen können alle 
verfügbaren relevanten Informationen über die Umweltauswirkungen herangezogen werden, die auf 
anderen Ebenen oder aufgrund anderer Rechtsvorschriften erstellt wurden. 

(4) Bei Festlegung des Umfanges und des Detaillierungsgrades der in den Umweltbericht 
aufzunehmenden Informationen ist das Amt der Landesregierung zu konsultieren. 

§ 10c 
Stellungnahmerecht, Beteiligung der Öffentlichkeit 

(1) Der Entwurf des Landesraumplanes und der Erläuterungsbericht über den Entwurf des 
Landesraumplanes sind im Zuge der Veröffentlichung auch dem Amt der Landesregierung unter 
Einräumung einer angemessenen Frist zur Stellungnahme zu übermitteln. 

(2) Während der Zeit der Veröffentlichung können natürliche und juristische Personen sowie deren 
Vereinigungen, Organisationen oder Gruppen, insbesondere auch Organisationen zur Förderung des 
Umweltschutzes, zum Entwurf des Landesraumplanes sowie zum Umweltbericht schriftlich Stellung 
nehmen. Darauf ist in der Veröffentlichung des Entwurfes des Landesraumplanes hinzuweisen. 

§ 10d 
Grenzüberschreitende Auswirkungen 

(1) Wenn die Durchführung eines Landesraumplanes, der der Umweltprüfung unterliegt (§ 10a), 
voraussichtlich erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt eines ausländischen Staates haben wird, ist ihm 
der Entwurf des Landesraumplanes vor dessen Erlassung gemeinsam mit dem Umweltbericht (§ 10b) zu 
übermitteln. Dies gilt auch, wenn ein solcher Staat ein diesbezügliches Ersuchen stellt. Dem Staat ist eine 
angemessene Frist für die Mitteilung einzuräumen, ob er Konsultationen wünscht. 

(2) Wenn der ausländische Staat Konsultationen verlangt, haben diese sich zu erstrecken auf 

 a) die voraussichtlichen grenzüberschreitenden Auswirkungen, die die Durchführung des 
Landesraumplanes auf die Umwelt hat, sowie 

 b) die geplanten Maßnahmen zur Verminderung oder Vermeidung solcher Auswirkungen. 

Zu Beginn der Konsultationen ist ein angemessener Zeitrahmen für deren Dauer zu vereinbaren. 

(3) Sind mit einem ausländischen Staat Konsultationen zu führen, sind diesem alle erforderlichen 
Unterlagen zu übermitteln, um sicherzustellen, dass die mit Umweltangelegenheiten befassten Behörden 
und Dienststellen dieses Staates, die von den durch die Durchführung des Landesraumplanes verursachten 
Umweltauswirkungen betroffen sein könnten, sowie die Öffentlichkeit dieses Staates unterrichtet werden 
können und Gelegenheit erhalten, innerhalb einer angemessenen Frist Stellung zu nehmen. 
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(4) Die Abs. 1 bis 3 gelten für Mitgliedstaaten der Europäischen Union sowie Vertragsparteien des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum. Für andere Staaten gelten sie nur nach Maßgabe des 
Grundsatzes der Gegenseitigkeit. Besondere staatsvertragliche Regelungen bleiben unberührt. 

§ 10e 
Entscheidung 

(1) Bei der Erlassung des Landesraumplanes sind insbesondere der Umweltbericht (§ 10b), die 
abgegebenen Stellungnahmen (§ 10c) und die Ergebnisse der grenzüberschreitenden Konsultationen (§ 
10d) zu berücksichtigen. 

(2) Landesraumpläne, die aufgrund voraussichtlich erheblicher Auswirkungen auf 
Europaschutzgebiete einer Umweltprüfung nach § 10a zu unterziehen sind, müssen auch auf ihre 
Verträglichkeit mit den für das Europaschutzgebiet geltenden Erhaltungszielen geprüft werden. Der 
Landesraumplan darf nur erlassen werden, wenn das Europaschutzgebiet im Hinblick auf die 
Erhaltungsziele nicht beeinträchtigt wird. 

(3) Abweichend von Abs. 2 können Landesraumpläne dann erlassen werden, wenn deren 
Durchführung aus zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich solcher 
sozialer oder wirtschaftlicher Art, erforderlich ist und keine geeignete, die Erhaltungsziele des 
Europaschutzgebietes weniger beeinträchtigende Alternativlösung besteht. Kommt im Europaschutzgebiet 
ein prioritärer natürlicher Lebensraumtyp oder eine prioritäre Art vor und wird dieser Lebensraumtyp oder 
diese Art beeinträchtigt, so können bei der Gemeinwohlabwägung nur Erwägungen im Zusammenhang mit 
der Gesundheit des Menschen und der öffentlichen Sicherheit oder im Zusammenhang mit maßgeblichen 
günstigen Auswirkungen für die Umwelt berücksichtigt werden, andere zwingende Gründe des 
überwiegenden öffentlichen Interesses nur nach Stellungnahme der Kommission der Europäischen Union. 
Bei der Interessenabwägung ist davon auszugehen, dass Anlagen zur Erzeugung von erneuerbarer Energie, 
Leitungsanlagen sowie Speicheranlagen im überragenden öffentlichen Interesse gelegen sind und der 
öffentlichen Gesundheit und Sicherheit dienen. 

(4) Werden Landesraumpläne in Anwendung des Abs. 3 erlassen, so ist gleichzeitig sicherzustellen, 
dass alle notwendigen Ausgleichsmaßnahmen ergriffen werden, um den Zusammenhang des europäischen 
Schutzgebietsnetzes („Natura 2000“) nicht zu beeinträchtigen. Die Kommission der Europäischen Union 
ist über die ergriffenen Ausgleichsmaßnahmen zu unterrichten. 

§ 10f 
Bekanntgabe 

(1) Der konsultierte Staat (§ 10d) und das Amt der Landesregierung sind von der Erlassung des 
Landesraumplanes zu verständigen. Die Verpflichtung zur Kundmachung des Landesraumplanes bleibt 
unberührt. 

(2) In einer zusammenfassenden Erklärung ist darzulegen, 

 a) wie Umwelterwägungen in den Landesraumplan einbezogen wurden, 

 b) wie der Umweltbericht (§ 10b), die abgegebenen Stellungnahmen (§ 10c) und die Ergebnisse der 
geführten grenzüberschreitenden Konsultationen (§ 10d) berücksichtigt wurden, 

 c) aus welchen Gründen der Landesraumplan nach Abwägung mit den geprüften vertretbaren 
Alternativen gewählt wurde, und 

 d) welche Maßnahmen zur Überwachung (§ 10g) beschlossen wurden. 

Diese Erklärung ist für die Dauer der Geltung des Landesraumplanes auf der Homepage des Landes im 
Internet zu veröffentlichen. 

§ 10g 
Regelmäßige Überwachung 

Die Landesregierung hat zu überwachen, ob die Durchführung des Landesraumplanes erhebliche 
Auswirkungen auf die Umwelt hat. Erforderlichenfalls ist der Landesraumplan zu ändern. 

§ 10h 
Ausländische Pläne, Öffentlichkeitsbeteiligung 

Wenn ein ausländischer Staat im Rahmen eines Verfahrens nach der Richtlinie 2001/42/EG aufgrund 
von Auswirkungen auf die Umwelt des Landes Vorarlberg Unterlagen übermittelt und 
grenzüberschreitende Konsultationen durchführt, hat die Landesregierung die §§ 6 Abs. 5 und 6 sowie 10c 
sinngemäß anzuwenden. Besondere staatsvertragliche Regelungen bleiben unberührt. 
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III. Hauptstück 
Raumplanung durch die Gemeinden 

1. Abschnitt 
Regionale Abstimmung 

§ 10i 

Die Gemeinden sollen ihre Planungen nach diesem Hauptstück miteinander erarbeiten und haben sie 
miteinander abzustimmen, soweit sie Auswirkungen über die Gemeindegrenze hinaus haben und die 
Abstimmung nach den für die Raumplanung maßgeblichen Verhältnissen im Hinblick auf die 
Raumplanungsziele nach § 2 erforderlich ist. Insbesondere sind auch verbindliche öffentlich-rechtliche 
Vereinbarungen anzustreben. 

2. Abschnitt 
Räumlicher Entwicklungsplan 

§ 11 
Allgemeines 

(1) Die Gemeindevertretung hat als Grundlage insbesondere für die Flächenwidmungs- und die 
Bebauungsplanung unter Abwägung der Interessen nach § 3 für das gesamte Gemeindegebiet durch 
Verordnung einen räumlichen Entwicklungsplan zu erlassen. Die Verordnung richtet sich ausschließlich an 
die Gemeinde als Grundlage für Planungen und Maßnahmen nach diesem Hauptstück. Der räumliche 
Entwicklungsplan hat grundsätzliche Aussagen zu enthalten über 

 a) die wesentlichen örtlichen Vorzüge, deren Erhaltung und mögliche Verbesserung, 

 b) die Aufgaben in der Region und die übergemeindliche Zusammenarbeit, 

 c) die angestrebte Wirtschaftsstruktur, 

 d) die zu sichernden Freiräume für die Landwirtschaft unter besonderer Berücksichtigung der 
bodenabhängigen Lebensmittelerzeugung, für die Erhaltung und Entwicklung von Natur und 
Landschaft und den Schutz des Klimas sowie für Kinder und Jugendliche und die Naherholung, 

 e) die zu sichernden Freiräume zum Schutz vor Naturgefahren, 

 f) die angestrebte Siedlungsentwicklung; dabei sind insbesondere Siedlungsschwerpunkte, 
Verdichtungszonen, Freiräume für die Naherholung sowie die Gliederung der Bauflächen 
einschließlich der zeitlichen Abfolge der Bebauung unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse der 
Infrastruktur, des Schutzes vor Naturgefahren und vor nachteiligen Auswirkungen des 
Klimawandels und der Energieeffizienz zu berücksichtigen, 

 g) jene Siedlungsschwerpunkte, für die ein Quartiersentwicklungskonzept zu erstellen ist, 

 h) die Erhaltung und Stärkung des Ortskernes, 

 i) die Verkehrsabwicklung und die Ausgestaltung des Verkehrswegenetzes unter besonderer 
Berücksichtigung der Erfordernisse für den öffentlichen Verkehr, Fußgänger und Radfahrer, 

 j) die Energieversorgung unter besonderer Berücksichtigung der Integration und nachhaltigen 
Nutzung erneuerbarer Energien sowie von Abwärme und -kälte, 

 k) die erforderlichen Gemeinbedarfseinrichtungen, einschließlich solcher für den gemeinnützigen 
oder für den förderbaren Wohnbau, 

 l) die Handhabung der privatwirtschaftlichen Maßnahmen (§ 38a). 

(2) Bei der Erstellung des räumlichen Entwicklungsplanes ist auf Planungen des Bundes, des Landes 
sowie allfällige, gemeinsam mit anderen Gemeinden erarbeitete Entscheidungsgrundlagen, wie regionale 
Entwicklungskonzepte, Bedacht zu nehmen. Der räumliche Entwicklungsplan darf einem Landesraumplan 
nicht widersprechen. 

(3) Bereits vor der Beschlussfassung des Entwurfes des räumlichen Entwicklungsplanes ist die 
Mitwirkung der Bevölkerung in angemessener Weise zu gewährleisten. Der von der Gemeindevertretung 
beschlossene Entwurf des räumlichen Entwicklungsplanes samt allgemein verständlichem 
Erläuterungsbericht ist mindestens vier Wochen auf dem Veröffentlichungsportal im Internet zu 
veröffentlichen (§ 32e des Gemeindegesetzes). Auf die Möglichkeit zur Stellungnahme nach Abs. 5 ist 
hinzuweisen. 

(4) Die Landesregierung, die Sektion Vorarlberg des Forsttechnischen Dienstes für Wildbach- und 
Lawinenverbauung, alle angrenzenden Gemeinden und jene sonstigen öffentlichen Stellen und 
Regionalplanungsgemeinschaften, deren Belange durch den räumlichen Entwicklungsplan wesentlich 
berührt werden, sind von der Veröffentlichung zu verständigen. In der Verständigung ist auf die 
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Möglichkeit zur Stellungnahme nach Abs. 5 hinzuweisen. Die Unterlassung der Verständigung hat auf die 
Wirksamkeit der Verordnung keinen Einfluss. 

(5) Während der Zeit der Veröffentlichung kann jeder Gemeindebürger oder Eigentümer von 
Grundstücken, auf die sich der räumliche Entwicklungsplan bezieht, zum Entwurf schriftlich 
Änderungsvorschläge erstatten. Eingelangte Änderungsvorschläge und Äußerungen der im Abs. 4 erster 
Satz genannten Stellen sind der Gemeindevertretung vor der Beschlussfassung über den räumlichen 
Entwicklungsplan zur Kenntnis zu bringen. 

(6) Die Landesregierung hat die Gemeinde bei Inangriffnahme des räumlichen Entwicklungsplanes 
über die aus Sicht des Landes maßgebenden Planungen zu informieren und bei dessen Erstellung zu beraten. 
Der von der Gemeindevertretung beschlossene räumliche Entwicklungsplan ist der Landesregierung samt 
dem Erläuterungsbericht, den Äußerungen der im Abs. 4 erster Satz genannten Stellen, den 
Änderungsvorschlägen und Stellungnahmen zu übermitteln. 

(7) Der räumliche Entwicklungsplan bedarf zu seiner Wirksamkeit der Genehmigung der 
Landesregierung. Die Landesregierung hat nach Prüfung der nach Abs. 6 vorgelegten Äußerungen, 
Änderungsvorschläge und Stellungnahmen die Genehmigung durch Bescheid zu versagen, wenn der 
räumliche Entwicklungsplan den im § 2 genannten Zielen oder einem Landesraumplan widerspricht oder 
sonst rechtswidrig ist. 

(8) Wenn keine Versagungsgründe nach Abs. 7 vorliegen, ist der räumliche Entwicklungsplan durch 
Bescheid zu genehmigen und anschließend der Gemeinde zu übermitteln. Von der Landesregierung 
genehmigte räumliche Entwicklungspläne unterliegen nicht der Verordnungsprüfung gemäß § 84 des 
Gemeindegesetzes. 

(9) Die Landesregierung kann durch Verordnung nähere Vorschriften über die Erstellung, den Inhalt 
und die Form des räumlichen Entwicklungsplanes, die zu verwendenden Planzeichen, digitalen Daten und 
Formate sowie die allfälligen Anforderungen an Datenträger, Datenübermittlung und Datensicherheit 
erlassen. 

... 

§ 15 
Einkaufszentren 

(1) In Bauflächen (Grundwidmung) können besondere Flächen für Einkaufszentren festgelegt werden, 
sofern eine solche Widmung nach einem Landesraumplan in der betreffenden Gemeinde für zulässig erklärt 
ist. Wenn dies nach den für die Raumplanung maßgeblichen Verhältnissen aufgrund des Vorliegens der 
Voraussetzungen nach § 6, insbesondere unter Berücksichtigung der Raumplanungsziele nach § 2 Abs. 3 
lit. i, k und l erforderlich ist, ist im Landesraumplan insbesondere 

 a) die Widmung auch nur eingeschränkt für Einkaufszentren für bestimmte Warengruppen für 
zulässig zu erklären, und zwar für 

 1. Waren des nicht täglichen Bedarfs, die nach dem Kauf regelmäßig mit Kraftfahrzeugen abgeholt 
oder transportiert werden, wie Möbel, Baustoffe und -geräte, Gartenbedarf, Fahrzeuge, 
Maschinen, Elektro-Haushaltsgroßgeräte sowie Sportgroßgeräte, 

 2. sonstige Waren. 

 b) näher zu bestimmen, in welchen Gebieten, bis zu welchem Höchstausmaß der zu widmenden 
Flächen und bis zu welchem Höchstausmaß der Verkaufsfläche die Widmung für Einkaufszentren 
zulässig ist und allenfalls – hinsichtlich der Verkaufsflächen für die Warengruppe nach lit. a Z. 2 
– bis zu welchem Höchstausmaß Lebensmittel angeboten werden dürfen. 

(2) Bei der Beurteilung, ob Festlegungen nach Abs. 1 im Hinblick auf die für die Raumplanung 
maßgeblichen Verhältnisse erforderlich sind, sind allfällige Ausgleichsmaßnahmen, insbesondere auch 
solche zur Vermeidung nachteiliger Auswirkungen auf die Versorgungsstruktur in einer anderen Gemeinde, 
mit zu berücksichtigen. 

(3) Einkaufszentrum ist ein Gebäude oder Gebäudeteil, einschließlich damit im Zusammenhang 
stehender sonstiger überdachter Anlagen, für den Verkauf von 

 a) Waren nach Abs. 1 lit. a Z. 2 oder Waren nach Abs. 1 lit. a Z. 1 und 2, sofern die Verkaufsfläche 
600 m2 übersteigt, oder 

 b) Waren nach Abs. 1 lit. a Z. 1, sofern die Verkaufsfläche 1500 m2 übersteigt. 

(4) Mehrere Gebäude oder Gebäudeteile, einschließlich damit im Zusammenhang stehender sonstiger 
überdachter Anlagen, gelten als ein Einkaufszentrum nach Abs. 3, wenn sie in einem räumlichen 
Naheverhältnis stehen und 
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 a) eine bauliche, funktionale oder organisatorische Einheit bilden oder 

 b) in wirtschaftlicher oder organisatorischer Hinsicht die Wirkung eines nach einem Gesamtkonzept 
betriebenen Einkaufszentrums haben. 

(5) Als Verkaufsflächen gelten alle Flächen von Handels-, sonstigen Dienstleistungs- oder 
Produktionsbetrieben, die für die Kunden bestimmt und zugänglich sind, ausgenommen Stiegen, 
Verbindungsgänge, Sanitärräume und Räumlichkeiten, in denen keine Waren angeboten oder ausgestellt 
werden. Flächen, die ausschließlich für den Verkauf von Waren zum Zwecke des Weiterverkaufs bestimmt 
sind, gelten nicht als Verkaufsflächen. 

(6) Wenn bei Anlagen nicht auszuschließen ist, dass sie alleine oder mit anderen Anlagen ein 
Einkaufszentrum bilden, so hat der Bauwerber nachzuweisen, dass weder die Größe und die vorgesehene 
Nutzung der Verkaufsflächen nach Abs. 3 noch, sofern es sich um mehrere Gebäude oder Gebäudeteile 
handelt, die sonstigen Umstände nach Abs. 4 lit. a und b gegeben sind. 

(7) Die Gemeinde hat im Flächenwidmungsplan das Höchstausmaß der zulässigen Verkaufsfläche 
eines zu errichtenden Einkaufszentrums, hinsichtlich der Verkaufsfläche für die Warengruppe nach Abs. 1 
lit. a Z. 2 allenfalls auch das Höchstausmaß für Lebensmittel, festzusetzen. Sofern auf einer für ein 
Einkaufszentrum zu widmenden Fläche ein solches bereits besteht, sind die bestehenden Verkaufsflächen 
bei der Festsetzung des Höchstausmaßes der Verkaufsfläche zu berücksichtigen. Für eine besondere Fläche 
für ein Einkaufszentrum hat die Gemeinde ein Mindestmaß der baulichen Nutzung (§§ 28 Abs. 3 lit. b bzw. 
31 Abs. 1) festzulegen; für den Fall einer Verkaufsfläche von mehr als 900 m² hat die Gemeinde als 
Mindestmaß der baulichen Nutzung jedenfalls die Zahl der oberirdischen Geschosse festzulegen, welche 
mindestens zwei zu betragen hat, wobei ein Geschoss mindestens 80 % der Geschossfläche des 
Erdgeschosses aufweisen muss, um als ganzes Geschoss gezählt zu werden. 

(8) Die Errichtung eines Einkaufszentrums ist nur zulässig, wenn 

 a) eine entsprechende Widmung besteht, 

 b) das im Flächenwidmungsplan festgelegte Höchstausmaß der zulässigen Verkaufsfläche nicht 
überschritten wird, 

 c) das Mindestmaß der baulichen Nutzung (§§ 28 Abs. 3 lit. b bzw. 31 Abs. 1) nicht unterschritten 
wird, 

 d) die Stellplätze, abgesehen von höchstens einem Drittel der verpflichtend zu errichtenden 
Stellplätze, in Garagen oder auf Gebäuden errichtet werden und 

 e) eine Photovoltaikanlage Teil des Einkaufszentrums ist, deren Anlagenleistung geeignet ist, in 
Summe den für die Raumkühlung benötigten Strom abzudecken, es sei denn, eine solche Anlage 
ist aus technischen Gründen nicht möglich oder aufgrund zu geringer Sonneneinstrahlung am 
Standort nicht zweckmäßig. 

Dasselbe gilt für die Änderung einer Anlage, wodurch ein Einkaufszentrum erweitert wird oder entsteht, 
für die Verwendung einer bisher anderweitig verwendeten Anlage als Einkaufszentrum sowie für die 
Änderung der Verwendung eines nur eingeschränkt für den Verkauf bestimmter Waren zulässigen 
Einkaufszentrums durch den Verkauf anderer Waren. Lit. c und d gelten für entsprechende Änderungen 
bzw. Verwendungsänderungen nur, sofern dies zum Schutz des Orts- und Landschaftsbildes oder im 
Interesse des haushälterischen Umgangs mit Grund und Boden (§ 2 Abs. 3 lit. a) erforderlich ist und nicht 
mit einem wirtschaftlich unvertretbarem Aufwand verbunden wäre; im Falle des Abbruches eines 
bestehenden Einkaufszentrums oder sonstigen Handelsbetriebes gilt dies auch für die im Gegenzug 
erfolgende Neuerrichtung eines Einkaufszentrums bis 900 m² Verkaufsfläche am selben Standort. 

(9) Die Landesregierung kann mit Verordnung näher bestimmen, 

 a) welche Sortimente von Waren den Warengruppen nach Abs. 1 lit. a 

Z. 1 und 2 zuzuordnen sind, 

 b) inwieweit auf einer Verkaufsfläche für eine der Warengruppen nach Abs. 1 lit. a Z. 1 und 2 auch 
Randsortimente von Waren der anderen Warengruppe angeboten werden dürfen. 

§ 15a 
Sonstige Handelsbetriebe 

(1) In Bauflächen (Grundwidmung) können besondere Flächen für sonstige Handelsbetriebe festgelegt 
werden. Die Widmung kann auf Warengruppen nach § 15 Abs. 1 lit. a Z. 1 oder 2 beschränkt werden; 
weiters kann das zulässige Höchstausmaß der Verkaufsfläche, allenfalls auch das zulässige Höchstausmaß 
für Lebensmittel, festgelegt werden. Bei der Widmung ist unbeschadet der im § 2 genannten Ziele 
insbesondere auf die bestehende Siedlungsstruktur und eine angemessene Versorgungsstruktur in der 
Gemeinde und in benachbarten Gemeinden Bedacht zu nehmen. Für eine besondere Fläche für einen 
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sonstigen Handelsbetrieb hat die Gemeinde ein Mindestmaß der baulichen Nutzung (§§ 28 Abs. 3 lit. b 
bzw. 31 Abs. 1) festzulegen; für den Fall einer Verkaufsfläche von mehr als 900 m² hat die Gemeinde als 
Mindestmaß der baulichen Nutzung jedenfalls die Zahl der oberirdischen Geschosse festzulegen, welche 
mindestens zwei zu betragen hat, wobei ein Geschoss mindestens 80 % der Geschossfläche des 
Erdgeschosses aufweisen muss, um als ganzes Geschoss gezählt zu werden. 

(2) Bei der Beurteilung, ob die Voraussetzungen für eine Festlegung als besondere Fläche für sonstige 
Handelsbetriebe vorliegen und insbesondere diese Widmung den in § 2 genannten Zielen entspricht, sind 
allfällige Ausgleichsmaßnahmen, insbesondere auch solche zur Vermeidung nachteiliger Auswirkungen 
auf die Versorgungsstruktur in einer anderen Gemeinde, mit zu berücksichtigen. 

(3) Ein sonstiger Handelsbetrieb nach Abs. 1 ist ein Gebäude oder Gebäudeteil, einschließlich damit 
in Zusammenhang stehender sonstiger überdachter Anlagen, mit einer Verkaufsfläche von mehr als 300 
m2, sofern es sich nicht um ein Einkaufszentrum handelt. Die §§ 15 Abs. 4 bis 6 und 7 zweiter Satz gelten 
sinngemäß. 

(4) Sonstige Handelsbetriebe dürfen nur auf besonderen Flächen nach Abs. 1 errichtet werden; § 15 
Abs. 8 gilt sinngemäß mit der Maßgabe, dass die Verpflichtung nach § 15 Abs. 8 lit. d betreffend Stellplätze 
und jene nach § 15 Abs. 8 lit. e betreffend Photovoltaikanlagen nur gelten, wenn die Verkaufsfläche 600 m² 
übersteigt. 

... 

§ 21 
Verfahren, Allgemeines 

(1) Der von der Gemeindevertretung beschlossene Entwurf des Flächenwidmungsplanes samt 
allgemein verständlichem Erläuterungsbericht ist mindestens vier Wochen auf dem 
Veröffentlichungsportal im Internet zu veröffentlichen (§ 32e des Gemeindegesetzes). Auf die Möglichkeit 
zur Stellungnahme nach Abs. 3 ist hinzuweisen. 

(2) Die Landesregierung, alle angrenzenden Gemeinden und, sofern deren Belange durch den 
Flächenwidmungsplan wesentlich berührt werden, die Sektion Vorarlberg des Forsttechnischen Dienstes 
für Wildbach- und Lawinenverbauung und sonstige öffentliche Dienststellen sind von der Veröffentlichung 
zu verständigen. In der Verständigung ist auf die Möglichkeit zur Stellungnahme nach Abs. 3 hinzuweisen. 
Die Unterlassung der Verständigung hat auf die Wirksamkeit der Verordnung keinen Einfluss. 

(3) Während der Zeit der Veröffentlichung kann jeder Gemeindebürger oder Eigentümer von 
Grundstücken, auf die sich der Flächenwidmungsplan bezieht, zum Entwurf schriftlich 
Änderungsvorschläge erstatten. Eingelangte Änderungsvorschläge und Äußerungen der im Abs. 2 erster 
Satz genannten Stellen sind der Gemeindevertretung vor der Beschlussfassung über den 
Flächenwidmungsplan zur Kenntnis zu bringen. 

(4) Die Eigentümer von Grundstücken, die umgewidmet werden sollen, sind vor der Beschlussfassung 
nachweislich darüber in Kenntnis zu setzen; ihnen ist eine angemessene Frist zur Stellungnahme 
einzuräumen; wenn beabsichtigt ist, Flächen als Sondergebiete oder Betriebsgebiete zu widmen, sind auch 
die Eigentümer der an diese Flächen anrainenden Grundstücke vor der Beschlussfassung nachweislich 
darüber in Kenntnis zu setzen und ist ihnen eine angemessene Frist zur Stellungnahme einzuräumen. Der 
§ 87a Abs. 2 dritter Satz gilt sinngemäß. Bei Änderungen der Widmungsgrenzen aufgrund 
vermessungstechnischer Anpassungen, insbesondere bei Mappenberichtigungen oder Verbesserungen der 
Darstellung des Grenzverlaufes, besteht keine Verständigungspflicht. Mängel bei der Verständigung der 
Grundeigentümer haben auf die Wirksamkeit der Verordnung keinen Einfluss. 

(5) Der von der Gemeindevertretung beschlossene Flächenwidmungsplan ist der Landesregierung 
samt dem Erläuterungsbericht, den Äußerungen der im Abs. 2 genannten Stellen, den 
Änderungsvorschlägen und Stellungnahmen zu übermitteln. 

(6) Der Flächenwidmungsplan bedarf zu seiner Wirksamkeit der Genehmigung der Landesregierung. 
Die Landesregierung hat nach Prüfung der nach Abs. 5 vorgelegten Äußerungen, Änderungsvorschläge 
und Stellungnahmen die Genehmigung durch Bescheid zu versagen, wenn der Flächenwidmungsplan 

 a) den im § 2 genannten Zielen, einem Landesraumplan oder dem räumlichen Entwicklungsplan 
widerspricht oder sonst rechtswidrig ist, 

 b) überörtliche Interessen, insbesondere solche des Umweltschutzes und des Schutzes des 
Landschafts- und Ortsbildes, verletzt, 

 c) einen finanziellen Aufwand zur Folge hätte, durch den die Erfüllung der gesetzlichen oder 
vertraglichen Verpflichtungen der Gemeinde gefährdet würde oder 
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 d) auf Planungen des Bundes, des Landes oder anderer Gemeinden nicht Bedacht nimmt. 

(7) Wenn keine Versagungsgründe nach Abs. 6 vorliegen, ist der Flächenwidmungsplan durch 
Bescheid zu genehmigen und anschließend der Gemeinde zu übermitteln. Von der Landesregierung 
genehmigte Flächenwidmungspläne unterliegen nicht der Verordnungsprüfung gemäß § 84 des 
Gemeindegesetzes. 

... 

§ 23 
Änderung 

(1) Der Flächenwidmungsplan darf nur aus wichtigen Gründen geändert werden. Er ist zu ändern 

 a) bei Änderung der maßgebenden Rechtslage oder 

 b) bei wesentlicher Änderung der für die Raumplanung bedeutsamen Verhältnisse. 

(2) Als wichtiger Grund im Sinne des Abs. 1 erster Satz gilt jedenfalls auch, wenn 

 a) auf einem in einer Verdichtungszone gelegenen Grundstück nicht spätestens innerhalb von zehn 
Jahren nach der Ausweisung der Verdichtungszone eine der Widmung sowie dem Mindestmaß der 
baulichen Nutzung entsprechende rechtmäßige Bebauung erfolgt ist und eine solche Bebauung 
auch nicht begonnen wurde; oder 

 b) auf einer besonderen Fläche für Einkaufszentren (§ 15), sonstige Handelsbetriebe (§ 15a), 
Ferienwohnungen (§ 16a) oder publikumsintensive Veranstaltungsstätten (§ 16c) nicht spätestens 
innerhalb von zehn Jahren nach der Widmung als besondere Fläche eine der Widmung 
entsprechende rechtmäßige Bebauung erfolgt ist und eine solche Bebauung auch nicht begonnen 
wurde oder ein als Sondergebiet gewidmetes Grundstück nicht spätestens innerhalb von zehn 
Jahren nach der Widmung entsprechend der Widmung verwendet wurde. 

(3) Der Eigentümer eines in einer Verdichtungszone gelegenen Grundstücks, welches aus dem im 
Abs. 2 lit. a genannten wichtigen Grund umgewidmet werden soll, kann von der Gemeinde verlangen, dass 
das Grundstück eingelöst wird. Der Einlösungsantrag ist schriftlich innerhalb von sechs Monaten, nachdem 
der Grundeigentümer von der beabsichtigten Umwidmung verständigt wurde (§ 21 Abs. 4), zu stellen. Wird 
ein solcher Antrag gestellt, so hat die Gemeinde oder der Rechtsträger, der die der Widmung entsprechende 
Bebauung zu errichten beabsichtigt, mit Zustimmung der Gemeinde dem Eigentümer binnen eines Jahres 
schriftlich mitzuteilen, dass sie den Antrag annehmen, andernfalls die Gemeinde zumindest für einen 
Zeitraum von zehn Jahren von einer Umwidmung aus dem im Abs. 2 lit. a genannten wichtigen Grund 
abzusehen hat. § 20 Abs. 5 bis 8 gelten sinngemäß mit der Maßgabe, dass der frühere Eigentümer oder sein 
Rechtsnachfolger dann die Rückübereignung des Grundstücks gegen Rückersatz der erhaltenen 
Entschädigung verlangen kann, wenn nicht innerhalb von zehn Jahren nach dem Erwerb auf dem 
Grundstück eine der Widmung sowie dem Mindestmaß der baulichen Nutzung entsprechende rechtmäßige 
Bebauung begonnen wurde. 

(4) Zeiträume, in denen aufgrund von Bestimmungen nach diesem Gesetz eine der Widmung sowie 
einem allfälligen Mindestmaß der baulichen Nutzung entsprechende Bebauung nicht zulässig ist oder die 
betreffende Fläche als Vorbehaltsfläche gewidmet ist, sind in die Frist nach Abs. 2 nicht mit einzurechnen. 
Wird gegen eine Baubewilligung Beschwerde an das Verwaltungsgericht, Revision an den 
Verwaltungsgerichtshof oder Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof erhoben, ist der Fristablauf bis 
zur Entscheidung darüber gehemmt. Wenn auf einem in einer Verdichtungszone gelegenen Grundstück 
(Abs. 2 lit. a) oder auf einer besonderen Fläche (Abs. 2 lit. b) innerhalb der Zehnjahresfrist eine der 
Widmung sowie einem allfälligen Mindestmaß der baulichen Nutzung entsprechende rechtmäßige 
Bebauung erfolgt ist bzw. begonnen wurde, diese jedoch nicht fertiggestellt oder wieder abgebrochen wird, 
beginnt die Zehnjahresfrist mit dem Erlöschen der Baubewilligung (§ 31 Baugesetz) bzw. mit dem Abbruch 
der Bebauung neu zu laufen. 

(5) Für das Verfahren bei Änderung des Flächenwidmungsplanes gelten die Bestimmungen der §§ 21 
und 21a sinngemäß, soweit die Abs. 6 bis 8 nicht anderes bestimmen. 

(6) Der Beschluss des Entwurfes über die Änderung des Flächenwidmungsplanes obliegt dem 
Gemeindevorstand. Eine Veröffentlichung des Entwurfs des Flächenwidmungsplanes auf dem 
Veröffentlichungsportal im Internet ist nicht erforderlich, wenn die Eigentümer von Grundstücken, auf die 
sich die Änderung des Flächenwidmungsplanes bezieht, und von anrainenden Grundstücken vor der 
Beschlussfassung nachweislich über die beabsichtigte Änderung verständigt werden und ihnen eine 
angemessene Frist zur Stellungnahme eingeräumt wird. Diesfalls gilt der § 87a Abs. 2 dritter Satz 
sinngemäß. Eine solche Veröffentlichung des Entwurfs des Flächenwidmungsplanes ist auch nicht 
erforderlich, wenn die Widmung durch einen Landesraumplan vorgegeben ist. Die Anhörung der 
angrenzenden Gemeinden und sonstiger öffentlicher Dienststellen kann auf jene, deren Belange durch die 
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Änderung des Flächenwidmungsplanes wesentlich berührt werden, begrenzt werden; die Landesregierung 
ist jedenfalls anzuhören. 

(7) Kommt die Gemeinde der Verpflichtung zur Änderung des Flächenwidmungsplanes aufgrund 
eines Landesraumplanes, in dem die Widmung vorgegeben ist, innerhalb von vier Monaten nach Erlassung 
des Landesraumplanes nicht nach, kann die Bezirkshauptmannschaft anstelle und im Namen der Gemeinde 
den Flächenwidmungsplan durch Verordnung ändern. Die Veröffentlichung des Entwurfs hat zu entfallen. 
Die Änderung bedarf nicht der Genehmigung der Landesregierung gemäß § 21 Abs. 6 und 7. 

(8) Die Erleichterungen nach den Abs. 6 und 7 gelten nicht bei Änderungen des 
Flächenwidmungsplanes, die einer Umweltprüfung oder Umwelterheblichkeitsprüfung unterliegen. 

... 

§ 26 
Benützung fremder Grundstücke 

(1) Die vom Bürgermeister ermächtigten Personen sind berechtigt, zur Vorbereitung und Erlassung 
oder Änderung des Flächenwidmungsplanes fremde Grundstücke und Bauwerke zu betreten und, sofern es 
die Bewirtschaftungsverhältnisse erlauben, Grundstücke zu befahren sowie die erforderlichen 
Vermessungen und sonstigen Arbeiten durchzuführen und alle hiefür notwendigen Zeichen anzubringen. 

(2) Die Bestimmungen des § 107c Abs. 2 und 3 gelten sinngemäß. 

... 

4. Abschnitt 
Bebauungsplan 

§ 28 
Allgemeines 

(1) Die Gemeindevertretung hat unter Abwägung der Interessen nach § 3 durch Verordnung für das 
ganze Gemeindegebiet oder für Teile desselben einen Bebauungsplan zu erlassen, wenn es aus Gründen 
einer zweckmäßigen Bebauung erforderlich ist, insbesondere wenn 

 a) ein neues Gebiet bebaut oder ein schon bebautes Gebiet neu gestaltet werden soll, 

 b) es aus Gründen des Landschafts- und Ortsbildes oder des Schutzes vor Naturgefahren notwendig 
ist, 

 c) es für ein durchzuführendes Umlegungsverfahren (§ 41) zweckmäßig ist. 

(2) Der Bebauungsplan darf einem Landesraumplan, dem räumlichen Entwicklungsplan und dem 
Flächenwidmungsplan nicht widersprechen und hat insbesondere zu berücksichtigen 

 a) die im § 2 genannten Ziele, 

 b) die örtlichen Verhältnisse, 

 c) das Landschafts- und Ortsbild, 

 d) den Schutz vor Naturgefahren und vor nachteiligen Auswirkungen des Klimawandels, 

 e) die zweckmäßige räumliche Verteilung von Gebäuden und Anlagen, 

 f) die zweckmäßige Dichte der Bebauung von Bauflächen, 

 g) die Vermeidung von Belästigungen durch Lärm, Geruch und andere störende Einflüsse, 

 h) die Sicherung eines ausreichenden Maßes an Licht, Luft und Bewegungsmöglichkeit für die 
Menschen, 

 i) die Steigerung der Energieeffizienz und die nachhaltige Nutzung erneuerbarer Energien sowie von 
Abwärme und -kälte, 

 j) die Interessen der Sicherheit und des Verkehrs, insbesondere den Schutz der schwächeren 
Verkehrsteilnehmer. 

(3) Soweit es nach Abs. 2 erforderlich ist, sind durch den Bebauungsplan insbesondere festzulegen 

 a) die Art der baulichen Nutzung (z.B. Wohn-, Geschäfts-, Betriebsgebäude, befestigte Fläche für 
betriebliche Zwecke), 

 b) das Maß der baulichen Nutzung (§ 31), 

 c) die Art der Bebauung (§ 32), 

 d) der Wohnungsflächenanteil im Verhältnis zu anderen Nutzungen (§ 33), 

 e) das Höchstausmaß der Geschossfläche für Ferienwohnungen (§ 33a), 
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 f) die Mindest- oder Höchstzahl von Einstell- und Abstellplätzen für Bauwerke (§ 34) sowie das 
Mindestausmaß an Stellflächen für Fahrräder für Bauwerke (§ 34a), 

 g) die Höhenlage (§ 2 lit. j Baugesetz), 

 h) die Baugrenze (§ 2 lit. b Baugesetz), 

 i) die Baulinie (§ 2 lit. d Baugesetz), 

 j) die Straßenlinie der Straßen, die nicht Landesstraßen oder Bundesstraßen sind, 

 k) andere als in den §§ 5 und 6 des Baugesetzes vorgeschriebene Abstandsflächen bzw. Abstände, 

 l) besondere bauliche Maßnahmen zur Vermeidung schwerer Unfälle und zur Begrenzung deren 
Folgen bei rechtmäßig bestehenden Seveso-Betrieben (§ 14 Abs. 7 zweiter Satz), 

 m) die Höhe der Bauwerke und allenfalls die Zahl der Geschosse, 

 n) die äußere Gestaltung der Bauwerke (z.B. Flucht- und Firstrichtung, Gliederung, Dachform und -
eindeckung, Lauben, Balkone, Verputz, Farbe, Begrünung), 

 o) die Flächen, die im öffentlichen Interesse von jeder oder von einer bestimmten Bebauung 
freizuhalten sind (z.B. Umgebung von Denkmalen, landschaftlich und städtebaulich wertvolle 
Ausblicke, zur Erhaltung von Natur und Landschaft, aus Gründen des Klimaschutzes oder zur 
Anpassung an den Klimawandel frei zu haltende Flächen), 

 p) die Flächen für Gemeinschaftsanlagen (z.B. Kinderspielplätze, Ruhe-, Erholungsplätze, Garagen 
und Abstellplätze und Stellflächen für Fahrräder), 

 q) Zu- und Ausfahrten an Straßen, die nicht Landesstraßen oder Bundesstraßen sind, 

 r) Bestimmungen über Einfriedungen, 

 s) Bestimmungen über das Anpflanzen und die Erhaltung von Grünflächen, Bäumen und Sträuchern, 

 t) abzutragende Bauwerke. 

(4) Im Bebauungsplan müssen, soweit dies  bekannt ist, ersichtlich gemacht werden 

 a) die Grundstücksgrenzen, 

 b) die Straßenlinie der Landesstraßen und Bundesstraßen, 

 c) Zu- und Ausfahrten an Landesstraßen und Bundesstraßen, 

 d) die Lage der Wasserversorgungs-, Abwasserbeseitigungs- und Energieversorgungsanlagen, der 
Fernmeldeeinrichtungen und der Standplätze für Abfallbehälter. 

(5) Die Bestimmung des § 12 Abs. 10 gilt sinngemäß für Bebauungspläne. 

... 

§ 30 
Änderung 

(1) Der Bebauungsplan darf nur aus wichtigen Gründen geändert werden. Er ist zu ändern 

 a) bei Änderung der maßgebenden Rechtslage oder 

 b) bei wesentlicher Änderung der für eine zweckmäßige Bebauung bedeutsamen Verhältnisse. 

(2) Für das Verfahren bei Änderung des Bebauungsplanes gelten die Bestimmungen der §§ 29 und 
29a sinngemäß, soweit der Abs. 3 nicht anderes bestimmt. 

(3) Der Beschluss des Entwurfes über die Änderung des Bebauungsplanes obliegt dem 
Gemeindevorstand. Eine Veröffentlichung des Entwurfs der Änderung des Bebauungsplanes ist nicht 
erforderlich, wenn die Eigentümer der Grundstücke, auf die sich die Änderung des Bebauungsplanes 
bezieht, und der anrainenden Grundstücke vor der Beschlussfassung nachweislich über die beabsichtigte 
Änderung verständigt werden und ihnen eine angemessene Frist zur Stellungnahme eingeräumt wird; 
gleichzeitig ist die Landesregierung von der beabsichtigten Änderung zu verständigen. Der § 87a Abs. 2 
dritter Satz gilt sinngemäß. 

(4) Der § 23 Abs. 7 gilt sinngemäß. 

(5) Die Erleichterungen nach den Abs. 3 und 4 gelten nicht bei Änderungen des Bebauungsplanes, die 
einer Umweltprüfung oder Umwelterheblichkeitsprüfung unterliegen. 

... 

§ 34a 
Mindeststellflächen für Fahrräder 

(1) Die Gemeindevertretung kann, auch ohne dass ein Bebauungsplan erlassen wird, durch 
Verordnung für das Gemeindegebiet oder für Teile desselben ein Mindestausmaß an Flächen für das 
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Abstellen von Fahrrädern für Bauwerke festlegen. In der Verordnung kann auch bestimmt werden, ob und 
in welchem Ausmaß diese Flächen in einem Abstellraum bereitzustellen sind. 

(2) Für den Fall, dass durch Verordnung nach § 13a Abs. 1 Baugesetz des Baugesetzes Mindestflächen 
für das Abstellen von Fahrrädern festgelegt wurden, dürfen diese Flächen in einer Verordnung nach Abs. 1 
nicht niedriger festgelegt werden. 

... 

§ 38 
Benützung fremder Grundstücke 

(1) Die vom Bürgermeister ermächtigten Personen sind berechtigt, zur Vorbereitung und Erlassung 
oder Änderung eines Bebauungsplanes oder von Verordnungen aufgrund der §§ 31 bis 34a fremde 
Grundstücke und Bauwerke zu betreten und, sofern es die Bewirtschaftungsverhältnisse erlauben, 
Grundstücke zu befahren sowie die erforderlichen Vermessungen und sonstigen Arbeiten durchzuführen 
und alle hiefür notwendigen Zeichen anzubringen. 

(2) Die Bestimmungen des § 107c Abs. 2 und 3 gelten sinngemäß. 

... 

§ 42 
Einleitung des Verfahrens 

(1) Der Antrag auf Durchführung eines Umlegungsverfahrens ist von der Gemeinde 

 a) von Amts wegen oder 

 b) auf Ersuchen von den Eigentümern mindestens der Hälfte der umzulegenden Grundfläche 

zu stellen. 

(2) Die Gemeinde hat die im Abs. 3 lit. a angeführten Personen von der beabsichtigten Antragstellung 
nachweislich in Kenntnis zu setzen und ihnen eine angemessene Frist zur Stellungnahme einzuräumen. Der 
§ 87a Abs. 2 dritter Satz gilt sinngemäß. 

(3) Im Antrag ist darzulegen, welche Erwägungen für die Abgrenzung des Umlegungsgebiets 
maßgeblich sind. Dem Antrag müssen angeschlossen sein 

 a) ein Verzeichnis der zur Einbeziehung beantragten Grundstücke mit Angabe der 
Grundstücksnummern, der Einlagezahlen, des Flächenausmaßes sowie der Namen und Anschriften 
der betroffenen Eigentümer und der der Gemeinde bekannten dinglich Berechtigten, 

 b) ein Lageplan, aus dem der Grundstücksbestand des Umlegungsgebiets ersichtlich ist, 

 c) ein Hinweis auf den Flächenwidmungsplan und Bebauungsplan oder Planungen gemäß § 41 Abs. 
4, 

 d) Hinweise in Bezug auf städtebauliche, siedlungs- und verkehrstechnische Interessen, 

 e) die eingelangten Stellungnahmen nach Abs. 2. 

(4) Die Landesregierung hat durch Verordnung ein Umlegungsverfahren einzuleiten, wenn 

 a) ein Antrag nach Abs. 1 vorliegt, 

 b) das beantragte Umlegungsgebiet gemäß § 41 Abs. 3 festgelegt ist, 

 c) die Umlegung zur Verwirklichung der Raumplanungsziele und der Planungen nach diesem Gesetz 
erforderlich ist und 

 d) ein Landesraumplan, der Flächenwidmungsplan oder sonstige Planungen nach diesem Gesetz der 
Umlegung nicht entgegenstehen. 

Die Verordnung ist im Amtsblatt für das Land Vorarlberg kundzumachen. 

§ 43 
Rechtswirkungen der Einleitung des Verfahrens 

(1) Von der Erlassung einer Verordnung gemäß § 42 Abs. 4 bis zum Eintritt der Rechtskraft der 
Entscheidung über die Umlegung (§ 48) dürfen im Umlegungsgebiet – unbeschadet der nach anderen 
landesrechtlichen Vorschriften erforderlichen Bewilligungen – nur mit Genehmigung der Landesregierung 
durchgeführt werden 

 a) Teilungen von Grundstücken, 

 b) Einräumung von Bau- und Wegerechten, 

 c) Bauführungen, es sei denn, dass eine Baubewilligung vorliegt, die vor Erlassung der Verordnung 
gemäß § 42 Abs. 4 rechtskräftig geworden ist, 

 d) Veränderungen an Grundstücken, die deren bauliche Nutzbarkeit wesentlich beeinträchtigen. 
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(2) Eine Genehmigung nach Abs. 1 ist zu erteilen, wenn das beabsichtigte Vorhaben die Umlegung 
nicht beeinträchtigt. 

(3) Soweit eine im Abs. 1 angeführte Maßnahme ohne Genehmigung der Landesregierung 
durchgeführt worden ist und auch nachträglich keine Genehmigung erteilt wird, ist auf die durch diese 
Maßnahme gegebene Veränderung im Umlegungsverfahren nicht Bedacht zu nehmen. Verhindert oder 
erschwert diese Veränderung die Erreichung des Umlegungszwecks, so ist die entschädigungslose 
Wiederherstellung des früheren Zustands zu verfügen. 

(4) Die Landesregierung hat eine Verordnung gemäß § 42 Abs. 4 unverzüglich dem 
Grundbuchsgericht und dem Vermessungsamt bekannt zu geben. Das Grundbuchsgericht hat hierauf von 
Amts wegen bei den betroffenen Grundstücken die Einleitung des Umlegungsverfahrens im Grundbuch 
anzumerken. Die Anmerkung hat die Wirkung, dass nachfolgende grundbücherliche Eintragungen die 
grundbücherliche Durchführung der Umlegung nicht hindern. 

(5) Die von der Landesregierung oder vom Bürgermeister ermächtigten Personen sind berechtigt, zur 
Vorbereitung und Durchführung eines Umlegungsverfahrens fremde Grundstücke und Bauwerke zu 
betreten und, sofern es die Bewirtschaftungsverhältnisse erlauben, Grundstücke zu befahren sowie die 
erforderlichen Vermessungen und sonstigen Arbeiten vorzunehmen und alle hiefür notwendigen Zeichen 
anzubringen. Die Bestimmungen des § 107c Abs. 2 und 3 gelten sinngemäß. 

... 

§ 47 
Möglichkeit zur Einsichtnahme in den Umlegungsplan 

(1) Die Landesregierung hat zu veranlassen, dass im Gemeindeamt mindestens einen Monat in den 
Umlegungsplan Einsicht genommen werden kann. Auf die Möglichkeit zur Einsichtnahme ist während der 
Einsichtsfrist auf dem Veröffentlichungsportal im Internet hinzuweisen (§ 32e des Gemeindegesetzes). Die 
betroffenen Grundeigentümer und die der Gemeinde bekannten dinglich Berechtigten sind von der 
Gemeinde nachweislich von der Möglichkeit zur Einsichtnahme zu verständigen. Der § 87a Abs. 2 dritter 
Satz gilt sinngemäß. Der Umlegungsplan ist Menschen mit schwerer Sehbehinderung während der 
Einsichtsfrist auf Verlangen zu erläutern. 

(2) Während der Einsichtsfrist kann jeder Eigentümer und dinglich Berechtigte von bzw. an 
Grundstücken, die in die Umlegung einbezogen sind, zum Umlegungsplan beim Gemeindeamt schriftlich 
Einwendungen erheben oder Änderungsvorschläge erstatten. Darauf ist im Hinweis auf die Möglichkeit 
zur Einsichtnahme nach Abs. 1 hinzuweisen. Nach Ablauf der Einsichtsfrist hat die Gemeinde die bei ihr 
eingelangten Änderungsvorschläge der Landesregierung unverzüglich vorzulegen. 

... 

VI. Hauptstück 
Straf-, Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 57 
Strafen 

(1) Eine Verwaltungsübertretung begeht, wer 

 a) der Auskunftspflicht gemäß § 5 Abs. 2 oder 3 zuwiderhandelt, 

 b) gemäß den §§ 107c Abs. 1, 26 Abs. 1, 38 Abs. 1 und 43 Abs. 5 ermächtigte Personen an der 
Durchführung ihrer Arbeiten hindert oder von ihnen angebrachte Zeichen verändert oder entfernt, 

 c) die Teilung eines Grundstücks ohne die gemäß § 39 Abs. 1 erforderliche Bewilligung 
grundbücherlich durchführen lässt, 

 d) zum Zwecke der Umgehung oder Vereitelung dieses Gesetzes unwahre oder unvollständige 
Angaben macht, 

 e) entgegen den Bestimmungen der §§ 16a, 59 Abs. 22 oder 63 Abs. 4 Wohnungen oder Wohnräume 
als Ferienwohnung nutzt oder zur Nutzung als Ferienwohnung überlässt oder gegen Auflagen 
verstößt, die in einer Bewilligung gemäß den §§ 16a Abs. 3, 59 Abs. 22 oder 63 Abs. 4 
vorgeschrieben wurden, 

 f) in Gebäuden auf Flächen, auf denen nur Ferienwohnungen errichtet werden dürfen (§ 16a Abs. 1), 
einen ständigen Wohnsitz begründet, ausgenommen in den erforderlichen Wohnungen für das 
Aufsichts- und Wartungspersonal, 

 g) gegen eine Verpflichtung nach § 16a Abs. 5 und nach Abs. 5 iVm § 16a Abs. 5 verstößt. 

(2) Von der Bezirkshauptmannschaft sind Verwaltungsübertretungen nach 
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 a) Abs. 1 lit. a bis d sowie lit. f und g mit einer Geldstrafe bis 3.000 Euro, 

 b) Abs. 1 lit. e mit einer Geldstrafe bis 35.000 Euro zu bestrafen. 

(3) Übertretungen nach Abs. 1 lit. e sind auch strafbar, wenn sie im Ausland oder in einem anderen 
Bundesland begangen wurden. 

(4) Im Falle der Nutzung oder der Überlassung von Wohnungen und Wohnräumen zur Nutzung als 
Ferienwohnung (Abs. 1 lit. e) dauert die Strafbarkeit an, solange die Nutzung als Ferienwohnung fortdauert, 
und im Falle der Begründung und Aufrechterhaltung eines gemäß § 16a Abs. 2 verbotenen ständigen 
Wohnsitzes (Abs. 1 lit. f) bis zur Beseitigung des rechtswidrigen Zustands. 

(5) Besteht in einem Verfahren wegen einer Übertretung nach Abs. 1 lit. e aufgrund einer Anzeige 
einer Gemeinde oder auch sonst der begründete Verdacht, dass eine Wohnung oder ein Wohnraum, die 
bzw. der nicht als Ferienwohnung genutzt werden darf, als Ferienwohnung genutzt wurde, so hat der 
Eigentümer auf schriftliches Verlangen der Bezirkshauptmannschaft binnen angemessener Frist den 
Nachweis zu erbringen, wie die Wohnung oder der Wohnraum genutzt wurde; § 16a Abs. 5 letzter Satz gilt 
sinngemäß. 

(6) Im Verfahren wegen einer Übertretung nach Abs. 1 lit. e ist die Gemeinde, die Anzeige wegen 
einer solchen Übertretung erstattet hat, Partei und berechtigt, Beschwerde beim Landesverwaltungsgericht 
zu erheben (Art. 130 bis 132 B-VG). Sie ist Partei des Verfahrens vor dem Landesverwaltungsgericht und 
berechtigt, Revision beim Verwaltungsgerichtshof (Art. 133 B-VG) zu erheben. Die Parteistellung der 
Gemeinde erstreckt sich nicht auf die Strafbemessung in Verfahren wegen einer Übertretung nach Abs. 1 
lit. e. 

... 

§ 63 
Inkrafttretens- und Übergangsbestimmungen zur Novelle LGBl.Nr. 57/2023 

(1) Das Gesetz über eine Änderung des Raumplanungsgesetzes, LGBl.Nr. 57/2023, tritt mit Ablauf 
des Tages seiner Kundmachung in Kraft. 

(2) Bei Inkrafttreten der Novelle LGBl.Nr. 57/2023 bestehende räumliche Entwicklungspläne oder 
danach erlassene räumliche Entwicklungspläne, deren Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung 
spätestens zwölf Monate nach Inkrafttreten dieser Novelle erfolgt ist, sind spätestens im Zuge der ersten 
nach § 11b Abs. 2 erforderlichen Überprüfung und Anpassung auch im Hinblick auf die neuen 
Anforderungen nach § 11 Abs. 1 in der Fassung LGBl.Nr. 57/2023 zu überprüfen und erforderlichenfalls 
anzupassen. 

(3) Bei im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Novelle LGBl.Nr. 57/2023 baubehördlich bewilligten 
Wohnungen und Wohnräumen, die aufgrund der Ausnahme der gastgewerblichen Beherbergung in der 
Fassung vor LGBl.Nr. 57/2023 nicht als Ferienwohnungen gegolten haben, seit Inkrafttreten der Novelle 
(unter Umständen auch erst aufgrund einer späteren Verwendung) im Lichte des § 16 Abs. 3 in der Fassung 
LGBl.Nr. 57/2023 jedoch als Ferienwohnungen gelten, ist 

 a) die weitere Nutzung abweichend von § 16a Abs. 2 in der Fassung LGBl.Nr. 57/2023 im Rahmen 
der aufrechten Baubewilligung zulässig; 

 b) eine wesentliche Änderung im baurechtlichen Bewilligungsverfahren in Anwendung des § 16 in 
der Fassung vor Inkrafttreten der Novelle LGBl.Nr. 57/2023 zu beurteilen, sofern das 
Bauverfahren vor diesem Zeitpunkt eingeleitet worden ist. 

Dies gilt nicht, sofern Wohnungseigentum im Sinne des § 16 Abs. 3 lit. b in der Fassung LGBl.Nr. 57/2023 
erst nach dem Inkrafttreten der Novelle LGBl.Nr. 57/2023 begründet wird, es sei denn, der entsprechende 
Antrag auf Einverleibung des Wohnungseigentums wurde bereits vor diesem Zeitpunkt beim zuständigen 
Grundbuchsgericht eingebracht. 

(4) Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Novelle LGBl.Nr. 57/2023 bestehende Berechtigungen zur 
Nutzung von Wohnungen und Wohnräumen als Ferienwohnung (§ 16b Abs. 1 lit. b bis d) bleiben aufrecht 
wie bisher. 

(5) Für bei im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Novelle LGBl.Nr. 57/2023 rechtmäßig bestehende 
Seveso-Betriebe im Sinne des § 14 Abs. 7 zweiter Satz hat die Gemeinde innerhalb von zwei Jahren einen 
Bebauungsplan nach der genannten Bestimmung zu erlassen. Bis zum Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes 
dürfen Bauvorhaben betreffend den Seveso-Betrieb sowie Bauvorhaben auf Flächen innerhalb des 
Schutzabstandes nach § 12 Abs. 8 baurechtlich nur bewilligt werden, wenn dadurch die bestehende 
Gefährdung im Falle eines schweren Unfalles höchstens unwesentlich vergrößert oder die Begrenzung der 
Folgen eines solchen Unfalles höchstens unwesentlich erschwert werden. 



 Seite 43 von 53 

(6) Für bei Inkrafttreten der Novelle LGBl.Nr. 57/2023 bestehende Widmungen als Freifläche 
Sondergebiet für Lagerflächen gilt § 18 Abs. 4 lit. e in der Fassung LGBl.Nr. 57/2023 mit der Maßgabe, 
dass es auf den Zusammenhang mit Nutzungen nach § 18 Abs. 4 lit. a bis d in der Fassung 
LGBl.Nr. 57/2023 nicht ankommt. 

§ 64 
Außerkrafttretensbestimmungen zur Novelle ../2024 

(1) Der § 22 Abs. 2a in der Fassung LGBl.Nr. ../2024, tritt am 30. Dezember 2028 außer Kraft; auf 
dieser Grundlage erteilte Ausnahmebewilligungen vom Flächenwidmungsplan bleiben für die Dauer der 
Geltung einer befristeten Baubewilligung für vorübergehende Zwecke weiter bestehen. 

(2) Der § 64 in der Fassung LGBl.Nr. ../2024, tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2028 außer Kraft. 

§ 65 
Übergangsbestimmungen zur Novelle LGBl.Nr. ../2024 

(1) Die Erfassung der Gebiete durch die Landesregierung im Sinne des § 9 Abs. 2 hat bis zum 
21. Mai 2025 und die Ausweisung von Beschleunigungsgebieten nach § 9 Abs. 1 bis zum 21. Februar 2026 
zu erfolgen. 

(2) Bei Inkrafttreten der Novelle LGBl.Nr. ../2024 bestehende räumliche Entwicklungspläne sind 
spätestens im Zuge der ersten nach § 11b Abs. 2 erforderlichen Überprüfung und Anpassung auch im 
Hinblick auf die neuen Anforderungen nach § 11 Abs. 1 lit. j in der Fassung LGBl.Nr. ../2024 zu überprüfen 
und erforderlichenfalls anzupassen. 
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Artikel VI 

Baugesetz 

LGBl.Nr. 52/2001, 23/2003, 27/2005, 44/2007, 34/2008, 32/2009, 29/2011, 72/2012, 44/2013, 11/2014, 
12/2014, 17/2014, 22/2014, 23/2015, 37/2015, 54/2015, 8/2017, 47/2017, 78/2017, 34/2018, 35/2018, 
37/2018, 64/2019, 19/2020, 91/2020, 50/2021, 69/2021, 83/2021, 4/2022, 41/2022, 42/2022, 72/2022, 
85/2022, 44/2023, 48/2023, 58/2023 

... 

§ 7 
Abstandsnachsicht 

(1) Die Behörde kann Ausnahmen von den Vorschriften des § 5 Abs. 1 bis 6 sowie des § 6 Abs. 1 bis 
3 zulassen (Abstandsnachsicht), wenn die Interessen der Sicherheit, der Gesundheit sowie des Schutzes des 
Orts- und Landschaftsbildes nicht beeinträchtigt werden und überdies 

 a) der betroffene Nachbar zustimmt; die Zustimmung ist ab ihrem Einlangen bei der Behörde 
unwiderruflich; oder 

 b) ohne Abstandsnachsicht eine zweckmäßige Bebauung, z.B. wegen der besonderen Lage oder Form 
des Baugrundstückes, nicht möglich wäre; oder 

 c) bei einer Änderung eines nach den baurechtlichen Vorschriften rechtmäßig bestehenden 
Bauwerkes oder bei seinem Wiederaufbau innerhalb von sieben Jahren die Schattenpunkte nicht 
tiefer in das Nachbargrundstück hineinragen als bisher und die bisherigen Abstände nicht 
unterschritten werden; dies gilt nicht für den Wiederaufbau, soweit sich der bisherige rechtmäßige 
Bestand auf eine Abstandsnachsicht nach lit. g gestützt hat; oder 

 d) dies für eine Sanierung durch die nachträgliche Anbringung einer Außenwärmedämmung oder zur 
nachträglichen Anbringung von nicht bloß untergeordneten Solar- und Photovoltaikanlagen bis zu 
0,25 m notwendig ist; oder 

 e) bei der Errichtung oder Änderung von Nebengebäuden oder Nebenanlagen bis zu einer Höhe von 
1,80 m über dem Nachbargrundstück die Nachbarn nicht stärker beeinträchtigt werden, als dies bei 
Errichtung einer Einfriedung oder einer sonstigen Wand bis zur selben Höhe der Fall wäre; oder 

 f) bei der Änderung der Verwendung eines Gebäudes der Nachbar nicht stärker beeinträchtigt wird 
als bisher oder anzunehmen ist, dass bei Neuerrichtung des Gebäudes mit einer solchen 
Verwendung die Abstandsnachsicht erteilt werden könnte; oder 

 g) es sich um eine nachträgliche Ausnahme für ein bereits ausgeführtes Bauvorhaben handelt, sofern 
die Unterschreitung der Abstandsflächen oder Mindestabstände während eines Zeitraumes von 
zehn Jahren ab Vollendung des Bauvorhabens nicht von den betroffenen Nachbarn gegenüber der 
Behörde schriftlich beanstandet worden ist. 

(2) Soweit eine Abstandsnachsicht eine öffentliche Verkehrsfläche oder das Baugrundstück selbst (§ 
5 Abs. 5 und 6) betrifft, kann sie auch ohne Vorliegen einer Voraussetzung nach Abs. 1 lit. a bis g erteilt 
werden. 

(3) Ergeben sich aus einer nach dem Raumplanungsgesetz bewilligten Ausnahme von einem 
Bebauungsplan oder einer Verordnung über die Art der Bebauung kleinere Abstandsflächen oder 
Mindestabstände als nach § 5 Abs. 1 bis 6 oder § 6 Abs. 1 bis 3, ist zusätzlich eine Abstandsnachsicht im 
Sinne der Abs. 1 oder 2 erforderlich. 

... 

4. Abschnitt 
Technische und gestalterische Vorschriften 

§ 15 
Bautechnische Erfordernisse 

(1) Bauwerke und sonstige Anlagen müssen in allen ihren Teilen so geplant und ausgeführt werden, 
dass sie den Erfordernissen der mechanischen Festigkeit und Standsicherheit, des Brandschutzes, der 
Hygiene, der Gesundheit, des Umweltschutzes, der Nutzungssicherheit, des Schallschutzes, der 
Energieeinsparung und des Wärmeschutzes unter Berücksichtigung der Nutzung erneuerbarer Energien, 
des Verkehrs sowie des Schutzes des Orts- und Landschaftsbildes entsprechen. Weiters müssen sie 
sonstigen Anforderungen, soweit sich diese aus dem Recht der Europäischen Union ergeben, wie z.B. 
Anforderungen über die Infrastruktur für die elektronische Kommunikation, entsprechen. 

(2) Bauwerke für öffentliche Ämter, Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen, Schulen, 
Handelsbetriebe mit Waren des täglichen Bedarfs, Banken, Gesundheits- und Sozialeinrichtungen, 



 Seite 45 von 53 

Arztpraxen und Apotheken, Garagen mit mehr als 50 Einstellplätzen sowie öffentliche Toilettenanlagen 
sind insoweit barrierefrei auszuführen, dass Menschen mit Behinderungen sie ungehindert besuchen 
können. Inwieweit auch andere Bauwerke aufgrund ihrer besonderen Bedeutung für Menschen mit 
Behinderungen barrierefrei ausgeführt werden müssen, kann in einer Verordnung nach Abs. 3 festgelegt 
werden. 

(3) Zur Durchführung der Bestimmungen der Abs. 1 und 2 hat die Landesregierung unter 
Berücksichtigung der Erfordernisse des Rechts der Europäischen Union durch Verordnung nähere 
Vorschriften zu erlassen, besonders über die Tragfähigkeit von Bauwerken, Brandabschnitte, sonstigen 
Brandschutz, Sanitäreinrichtungen, Abwasser- und Abfallbeseitigung, Abgasanlagen, Schutz vor 
Feuchtigkeit, Wasserversorgung, Schutz vor gefährlichen Immissionen, Belichtung und Beleuchtung, 
Belüftung und Beheizung, Raumhöhe, Lagerung gefährlicher Stoffe, Erschließung, Aufzüge, Schutz vor 
Unfällen, barrierefreie Gestaltung, Schutz vor Schall und Erschütterungen, Gesamtenergieeffizienz, 
Warmwasserbereitung, Klimatisierung, Einstell- und Abstellplätze, Infrastruktur für die elektronische 
Kommunikation u.dgl. Hiebei ist den Unterschieden hinsichtlich Lage, Art, Größe und Verwendung der 
Bauwerke und sonstigen Anlagen Rechnung zu tragen. In einer solchen Verordnung ist jedenfalls auch zu 
regeln, welche Anforderungen hinsichtlich der Nutzung erneuerbarer Energien bei der Errichtung und 
wesentlichen Änderung von Heizungsanlagen – einschließlich des Austausches von Feuerstätten, die mit 
fossilen Brennstoffen betrieben werden – gelten. 

(4) Soweit es zur Umsetzung des Rechts der Europäischen Union erforderlich ist, ist in einer 
Verordnung nach Abs. 3 festzulegen, dass auch bereits rechtmäßig bestehende Bauwerke und sonstige 
Anlagen bestimmten Anforderungen, einschließlich solcher für Betrieb, Wartung, Überwachung und 
Dokumentation, entsprechen müssen; insbesondere sind auch Bestimmungen über die Inspektion von 
Heizungsanlagen und Klimaanlagen einschließlich der Inspektionsberichte sowie über die Überwachung 
von Hausinstallationen zu erlassen. Weiters kann die Landesregierung in einer Verordnung nach Abs. 3 
festlegen, dass und inwieweit bereits rechtmäßig bestehende Bauwerke und sonstige Anlagen auch 
Anforderungen gemäß Empfehlungen der Kommission oder des Rates der Europäischen Gemeinschaft 
sowie Anforderungen der Energieeinsparung und der Nutzung erneuerbarer Energien (Abs. 1) oder der 
barrierefreien Gestaltung (Abs. 2) entsprechen müssen. Festlegungen nach dem letzten Satz sind nur dann 
zulässig, wenn der zu ihrer Erfüllung erforderliche Aufwand und der dadurch erreichbare Nutzen 
verhältnismäßig sind. 

(5) In einer Verordnung nach Abs. 3 kann die Behörde ermächtigt werden, auf Antrag Ausnahmen 
von der Anwendung bestimmter in ihr festgelegter Vorschriften zuzulassen, und zwar 

 a) in einzelnen, durch örtliche oder sachliche Verhältnisse bedingten Fällen, sofern den 
Anforderungen der Abs. 1 und 2 trotzdem entsprochen wird; oder 

 b) sofern der Bauwerber nachweist, dass das gleiche Schutzniveau wie bei Anwendung der 
Vorschriften der Verordnung erreicht wird. 

(6) Die Landesregierung hat die in einer Verordnung nach Abs. 3 festgelegten Erfordernisse der 
Energieeinsparung spätestens alle fünf Jahre zu überprüfen und erforderlichenfalls anzupassen. 

... 

§ 17 
Schutz des Orts- und Landschaftsbildes 

(1) Bauwerke und sonstige Anlagen müssen so angeordnet und hinsichtlich Größe, Form, Farbe und 
Baustoffen so gestaltet sein, dass sie sich in die Umgebung, in der sie optisch in Erscheinung treten, 
einfügen oder auf andere Art der Umgebung gerecht werden. 

(2) Auf eine erhaltenswerte Charakteristik des Orts- oder Landschaftsteiles, dem das Bauwerk oder 
die sonstige Anlage zuzuordnen ist, sowie auf erhaltenswerte Sichtbeziehungen mit anderen Orts- oder 
Landschaftsteilen ist besonders Rücksicht zu nehmen. Die Charakteristik eines Ortsteiles ist jedenfalls dann 
erhaltenswert, wenn der Ortsteil durch kulturhistorisch oder architektonisch wertvolle Bauwerke geprägt 
ist. 

(3) Der Abbruch von Bauwerken und Bauwerksteilen darf die erhaltenswerte Charakteristik des Orts- 
oder Landschaftsteiles, dem das Bauwerk zuzuordnen ist, nicht erheblich beeinträchtigen. 

(4) Die Gemeindevertretung kann zum Schutz des Orts- und Landschaftsbildes nach den Abs. 1 und 2 
durch Verordnung bestimmen, dass Ankündigungen und Werbeanlagen nur in einer bestimmten Art, Form 
und Größe ausgeführt und innerhalb der Gemeinde nur an bestimmten Orten errichtet oder an bestimmten 
Orten nicht errichtet werden dürfen. Dasselbe gilt für Antennenanlagen für Mobilfunk; dabei ist auf die 
telekommunikationstechnischen Erfordernisse Rücksicht zu nehmen. Weiters kann die 
Gemeindevertretung durch Verordnung für bestimmte Ortsteile, sofern dies zum Schutz des Orts- und 
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Landschaftsbildes nach den Abs. 1 und 2 erforderlich ist, bestimmen, dass die Freistellung für Solar- und 
Photovoltaikanlagen nach § 20 Abs. 2 nicht gilt. 

(5) An einem Gebäude darf grundsätzlich nur eine Anlage für den Empfang von Rundfunksignalen 
angebracht werden. Weitere Empfangsanlagen dürfen nur dann angebracht werden, wenn ein Anschluss an 
eine Gemeinschaftsantennenanlage unmöglich ist oder nur mit wirtschaftlich unvertretbarem Aufwand 
möglich wäre. Anlagen für den Empfang von Rundfunksignalen sind so anzubringen, dass das Orts- und 
Landschaftsbild möglichst wenig beeinträchtigt wird. 

(6) Ein Bauvorhaben, dem Interessen des Schutzes des Orts- und Landschaftsbildes nach den Abs. 1 
bis 3 entgegenstehen, ist nur zulässig, wenn eine Gegenüberstellung der sich aus der Durchführung des 
Bauvorhabens ergebenden Vorteile für das Gemeinwohl mit den entstehenden Nachteilen für das Orts- und 
Landschaftsbild ergibt, dass die Vorteile für das Gemeinwohl offenkundig überwiegen. Die Nachteile für 
das Orts- und Landschaftsbild sind jedenfalls soweit zu vermeiden, als dadurch die Erreichung der Vorteile 
für das Gemeinwohl nicht vereitelt wird. 

5. Abschnitt 
Baubewilligungsverfahren und Anzeigeverfahren 

1. Unterabschnitt 
Bewilligungspflichtige, anzeigepflichtige und freie Bauvorhaben 

§ 18 
Bewilligungspflichtige Bauvorhaben 

(1) Einer Baubewilligung bedürfen 

 a) die Errichtung oder wesentliche Änderung von Gebäuden; ausgenommen sind jene kleinen 
Gebäude, die nach § 19 lit. a bis c nur anzeigepflichtig sind, weiters Gebäude, soweit es die 
Verwendung für den Betrieb eines Gastgartens betrifft und die insofern nach § 19 lit. d nur 
anzeigepflichtig sind; 

 b) die wesentliche Änderung der Verwendung von Gebäuden, ausgenommen ist die Verwendung für 
den Betrieb eines Gastgartens, die nach § 19 lit. d nur anzeigepflichtig ist; 

 c) die Errichtung oder wesentliche Änderung von Bauwerken, die keine Gebäude sind, sofern durch 
diese Bauwerke Gefahren für die Sicherheit oder die Gesundheit einer großen Anzahl von 
Menschen entstehen können, z.B. Tribünen, offene Parkdecks u.dgl.; 

 d) die Errichtung oder wesentliche Änderung von Feuerstätten, deren Verbrennungsgase über eine 
Abgasanlage oder direkt ins Freie abgeleitet werden, und von Einrichtungen zur Ableitung dieser 
Gase; ausgenommen sind jene Feuerstätten und Einrichtungen zur Ableitung der Gase, die durch 
gewerberechtlich befugte Fachleute ausgeführt werden oder die sich außerhalb von Gebäuden 
befinden; 

 e) die Aufstellung oder wesentliche Änderung von ortsfesten Maschinen oder sonstigen ortsfesten 
technischen Einrichtungen, sofern durch sie die Sicherheit oder Gesundheit von Menschen 
gefährdet oder Nachbarn belästigt werden können; 

 f) andere Bauvorhaben, wenn für sie eine Abstandsnachsicht erforderlich ist. 

(2) Die Errichtung oder wesentliche Änderung von Ankündigungen und Werbeanlagen innerhalb 
bebauter Bereiche bedarf einer Baubewilligung. Ausgenommen und frei sind 

 a) Hinweiszeichen nach straßenrechtlichen Vorschriften oder ähnlich diesen gestaltete 
Hinweiszeichen, die zur Auffindung von Betriebsstätten oder ähnlichen Einrichtungen dienen; 

 b) gesetzlich gebotene Betriebsstättenbezeichnungen bis zu einer Größe von 1 m²; weiters 
Geschäftsbezeichnungen von Bauausführenden für die Dauer der Bauausführung im 
Baustellenbereich; 

 c) Ankündigungen und Werbeanlagen von Wählergruppen, die sich an der Werbung für die Wahl zu 
den allgemeinen Vertretungskörpern, zum Europäischen Parlament oder zu den satzungsgebenden 
Organen (Vertretungskörpern) der gesetzlichen beruflichen Vertretungen beteiligen, sofern sie 
frühestens vier Wochen vor der Wahl angebracht werden; dies gilt sinngemäß bei der Wahl des 
Bundespräsidenten sowie im Rahmen von Volksabstimmungen, Volksbegehren und 
Volksbefragungen aufgrund landes- oder bundesrechtlicher Vorschriften sowie von Europäischen 
Bürgerinitiativen; 

 d) Ankündigungen und Werbeanlagen für vorübergehende Zwecke im Rahmen einzelner 
Veranstaltungen sportlicher oder kultureller Art oder für gemeinnützige Zwecke. 
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§ 19 
Anzeigepflichtige Bauvorhaben 

Wenn die Abstandsflächen und Mindestabstände eingehalten werden, sind folgende Bauvorhaben 
anzeigepflichtig: 

 a) die Errichtung oder wesentliche Änderung von Nebengebäuden zu Wohngebäuden, wenn das 
Nebengebäude eine überbaute Fläche von höchstens 25 m² und eine Höhe von höchstens 3,5 m 
über dem Gelände hat und in einer Baufläche liegt; 

 b) die Errichtung oder wesentliche Änderung  von Wartehäuschen bei Haltestellen des öffentlichen 
Personenverkehrs; 

 c) die Errichtung oder wesentliche Änderung von Telefonzellen und ähnlich kleinen Gebäuden; 

 d) die Errichtung oder wesentliche Änderung von Gebäuden sowie die wesentliche Änderung der 
Verwendung von Gebäuden, soweit es die Verwendung für den Betrieb eines Gastgartens betrifft 
und dieser keiner Genehmigung nach der Gewerbeordnung 1994 bedarf; 

 e) die Errichtung oder wesentliche Änderung von Bauwerken, die keine Gebäude sind, sofern sie 
nicht nach § 18 Abs. 1 lit. c bewilligungspflichtig sind; 

 f) die Errichtung oder wesentliche Änderung von Einfriedungen an öffentlichen Verkehrsflächen, 
ausgenommen ortsübliche Einfriedungen für land- oder forstwirtschaftlich genutzte Grundstücke, 
sowie von sonstigen Einfriedungen, wenn sie das Nachbargrundstück um mehr als 1,80 m 
überragen; 

 g) die Errichtung oder wesentliche Änderung von ortsfesten Behältern für flüssige Brenn- oder 
Treibstoffe mit einem Inhalt von mehr als 300 l; 

 h) die Aufstellung von Zelten und sonstigen gebäudeähnlichen Einrichtungen mit mehr als 100 m² 
Grundfläche sowie die Aufstellung von kleineren Zelten und sonstigen gebäudeähnlichen 
Einrichtungen für die Dauer von mehr als sechs Monaten auf demselben Grundstück; 

 i) die Aufstellung von Wohnwagen und ähnlichen Unterkünften für die Dauer von mehr als einem 
Monat auf demselben Grundstück oder auf einer Baustelle für die Dauer von mehr als zwei Jahren; 

 j) die Aufstellung von beweglichen Verkaufsständen und ähnlichen Einrichtungen; 

 k) der Abbruch von Gebäuden oder Gebäudeteilen; 

 l) der Abbruch von anderen Bauwerken oder Bauwerksteilen, wenn durch den Abbruch die 
Sicherheit oder Gesundheit von Menschen oder die Verkehrssicherheit gefährdet oder das Orts- 
und Landschaftsbild beeinträchtigt werden können. 

§ 20 
Freie Bauvorhaben 

(1) Bauvorhaben (§ 2 Abs. 1 lit. e), die weder einer Baubewilligung noch einer Bauanzeige bedürfen, 
sind frei. Dies gilt besonders für bloße Erhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten sowie, unwesentliche 
Änderungen von Bauwerken oder sonstigen Anlagen sowie für Bauvorhaben nach den Abs. 2 bis 6. 

(2) Die Anbringung von Solar- und Photovoltaikanlagen an bestehenden Bauwerken ist jedenfalls frei, 
sofern die Abstandsflächen und Mindestabstände eingehalten werden und 

 a) die Anlage in die Dach- oder Wandfläche oder in das Geländer von Balkonen, Terrassen oder 
Brüstungen u.dgl. eingefügt oder in einem maximalen Abstand von bis zu 30 cm parallel zur Dach- 
oder Wandfläche dazu angebracht wird und über diese nicht hinausragt; oder 

 b) im Falle der Anbringung auf einem Flachdach der Dachüberstand maximal 1,2 m beträgt und der 
Abstand zum Dachrand mindestens der Höhe des Dachüberstandes entspricht. 

Dies gilt nicht, soweit eine Verordnung der Gemeindevertretung nach § 17 Abs. 4 letzter Satz anderes 
bestimmt. 

(3) Die Errichtung und Änderung von Ladestationen für Elektrofahrzeuge sowie deren Einbau in 
bestehende Bauwerke sind jedenfalls frei, sofern die Abstandsflächen und Mindestabstände eingehalten 
werden. 

(4) Weiters sind folgende Bauvorhaben Folgende Bauvorhaben sind frei, sofern die Abstandsflächen 
und Mindestabstände eingehalten werden und es sich nicht um Gebäude handelt: 

 a) Anlagen zur Gartengestaltung wie Steingärten, Hochbeete, Grillkamine u.dgl.; 

 b) Kinderspielplätze einschließlich Spielplatzeinrichtungen. 

(5) Schließlich sind Baustelleneinrichtungen, ausgenommen Wohnunterkünfte, für die Dauer der 
Bauausführung sind frei. 
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(6) Die Landesregierung kann durch Verordnung bestimmen, dass die Errichtung und Änderung von 
Wärmepumpen sowie die zu ihrer Aufstellung erforderlichen Anlagen frei sind, sofern die Abstandsflächen 
und Mindestabstände eingehalten werden und weder eine Gefährdung der Gesundheit von Menschen noch 
eine das ortsübliche Ausmaß im Wohngebiet übersteigende Belästigung der Nachbarn zu erwarten ist. 

... 

3. Unterabschnitt 
Baubewilligungsverfahren 

... 

§ 24 
Bauantrag 

(1) Die Erteilung der Baubewilligung ist bei der Behörde schriftlich zu beantragen. 

(2) Der Bauantrag hat Art, Lage, Umfang und die beabsichtigte Verwendung des Bauvorhabens 
anzugeben. 

(3) Dem Bauantrag sind anzuschließen 

 a) die Zustimmung des Eigentümers bzw. Bauberechtigten, sofern die antragstellende Person nicht 
selbst Eigentümer des Baugrundstückes oder bauberechtigte Person ist; 

 b) die zur Beurteilung des Bauvorhabens erforderlichen Pläne, Berechnungen und Beschreibungen; 

 c) der Nachweis einer rechtlich gesicherten Verbindung des Baugrundstückes mit einer öffentlichen 
Verkehrsfläche gemäß § 4 Abs. 2; 

 d) ein Verzeichnis der Nachbarn unter Angabe der Anschrift;  

 e) bei Bauvorhaben betreffend eine dem Wetten- oder Glücksspielrecht unterliegende Betriebsstätte 
der Nachweis der für die Tätigkeit erforderlichen Berechtigung nach Wetten- oder 
Glücksspielrecht. 

(3a) Die Übermittlung von Nachweisen und Verzeichnissen gemäß Abs. 3 ist nicht erforderlich, soweit 
die zu beweisenden Tatsachen und Rechtsverhältnisse durch Einsicht in die der Behörde zur Verfügung 
stehenden elektronischen Register festgestellt werden können. 

(4) Der Bauantrag und die Unterlagen gemäß Abs. 3 können der Behörde entweder physisch (in 
Papier) oder elektronisch übermittelt werden. Je nach dem gilt: 

 a) Im Falle einer physischen Einbringung kann die Behörde je nach Erforderlichkeit innerhalb von 
zwei Wochen auch die Vorlage weiterer Ausfertigungen oder, sofern elektronisch verfügbar, auch 
die Übermittlung einer elektronischen Ausfertigung verlangen. 

 b) Im Falle der elektronischen Einbringung ist der Behörde von der antragstellenden Person 
mit der Antragstellung mitzuteilen, ob sie im Teilnehmerverzeichnis registriert ist und an der elektronischen 
Zustellung mit Zustellnachweis nach dem Zustellgesetz teilnimmt; erfolgt eine solche Mitteilung nicht, 
kann die Behörde je nach Erforderlichkeit innerhalb von zwei Wochen auch die Vorlage weiterer 
physischer Ausfertigungen verlangen; dasselbe gilt sinngemäß, wenn sich trotz ursprünglich gegenteiliger 
Mitteilung erst während des Verfahrens herausstellt, dass die antragstellende Person an der elektronischen 
Zustellung mit Zustellnachweis nicht teilnimmt. 

(4a) Der Bauantrag gilt nur dann als vollständig eingebracht, wenn allfällige von der Behörde gemäß 
Abs. 4 lit. a oder b rechtzeitig verlangte Ausfertigungen übermittelt werden. 

(5) Erstreckt sich der Bauantrag für ein bewilligungspflichtiges Bauvorhaben auch auf ein für sich 
genommen nur anzeigepflichtiges Bauvorhaben, ist dieses wie ein bewilligungspflichtiges Bauvorhaben 
anzusehen und der Antrag hierüber im Baubewilligungsverfahren mitzuerledigen. Die Nachbarn haben 
insofern jedoch kein Mitspracherecht. 

... 

§ 26 
Nachbarrechte, Übereinkommen 

(1) Der Nachbar hat im Verfahren über den Bauantrag das Recht, durch Einwendungen die Einhaltung 
der folgenden Vorschriften geltend zu machen: 

 a) § 4 Abs. 4, soweit mit Auswirkungen auf sein Grundstück zu rechnen ist; 

 b) §§ 5 bis 7, soweit sie dem Schutz des Nachbarn dienen; 

 c) § 8 Abs. 1 und 2, soweit mit Immissionen auf seinem Grundstück zu rechnen ist und sein 
Grundstück nicht mehr als 100 Meter vom Baugrundstück entfernt ist; 
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 d) § 8 Abs. 3, soweit der benachbarte Betrieb in den Anwendungsbereich von anderen 
anlagenrechtlichen Vorschriften fällt, diese die Vorschreibung nachträglicher Aufträge zu Lasten 
des Inhabers des Betriebes vorsehen und sein Grundstück nicht mehr als 100 Meter vom 
Baugrundstück entfernt ist; 

 e) die Festlegungen des Bebauungsplanes über die Baugrenze, die Baulinie und die Höhe des 
Bauwerks, soweit das Bauwerk nicht mehr als 20 Meter von seinem Grundstück entfernt ist; 

 f) §§ 12 Abs. 8, 14 Abs. 7 und § 63 Abs. 5 zweiter Satz Raumplanungsgesetz betreffend Seveso-
Betriebe und die diesbezüglich seinem Schutz dienenden Festlegungen des Bebauungsplanes. 

(2) Die im Zuge einer mündlichen Verhandlung getroffenen Übereinkommen sind von der Behörde in 
der Niederschrift zu beurkunden. 

... 

§ 28 
Baubewilligung 

(1) Die Behörde hat über den Bauantrag ehestens zu entscheiden. 

(2) Die Baubewilligung ist zu erteilen, wenn das Bauvorhaben nach Art, Lage, Umfang, Form und 
Verwendung den bau- und raumplanungsrechtlichen Vorschriften entspricht und auch sonst öffentliche 
Interessen, besonders solche der Sicherheit, der Gesundheit, des Verkehrs, des Denkmalschutzes, der 
Energieeinsparung und des haushälterischen Umgangs mit Grund und Boden (§ 2 Abs. 3 lit. a 
Raumplanungsgesetz), nicht entgegenstehen. 

(3) Die Baubewilligung ist zu versagen, wenn die im Abs. 2 für eine Bewilligung genannten 
Voraussetzungen nicht gegeben sind und auch durch Befristungen, Auflagen oder Bedingungen gemäß § 
29 nicht erfüllt werden können. 

(4) In der Baubewilligung sind die Pläne und Beschreibungen genau zu bezeichnen. Dem Antragsteller 
ist eine Ausfertigung der Pläne und Beschreibungen mit einem angebrachten Vermerk über die Bewilligung 
zu übermitteln. 

(5) Eine Baubewilligung für ein Bauvorhaben auf einer Freifläche hat die Behörde unverzüglich der 
Bezirkshauptmannschaft vorzulegen. 

(6) Wenn seit Beginn von Bauarbeiten, die über Vorarbeiten im Sinne des § 27 hinausgehen und die 
aufgrund einer dem Bauwerber rechtskräftig erteilten Baubewilligung durchgeführt werden, mehr als ein 
Jahr vergangen ist, verliert eine übergangene Partei, der bis dahin die Baubewilligung nicht zugestellt 
wurde, ihre Stellung als Partei, sofern sie nicht schon davor die Zustellung des Bescheides beantragt hat. 

... 

4. Unterabschnitt 
Anzeigeverfahren 

§ 32 
Bauanzeige 

(1) Die Bauanzeige ist bei der Behörde schriftlich einzubringen. 

(2) In der Bauanzeige sind Art, Lage, Umfang und die beabsichtigte Verwendung des Bauvorhabens 
anzugeben. Die im § 24 Abs. 3 lit. a bis c angeführten Unterlagen sind ihr anzuschließen. Der § 24 Abs. 3a 
gilt sinngemäß. 

(3) Die Bauanzeige und Unterlagen gemäß Abs. 2 können der Behörde entweder physisch (in Papier) 
oder elektronisch übermittelt werden. Je nach dem gilt: 

 a) Im Falle einer physischen Einbringung kann die Behörde je nach Erforderlichkeit innerhalb von 
zwei Wochen auch die Vorlage weiterer Ausfertigungen oder, sofern elektronisch verfügbar, auch 
die Übermittlung einer elektronischen Ausfertigung verlangen. 

 b) Im Falle der elektronischen Einbringung ist der Behörde von der antragstellenden Person mit der 
Antragstellung mitzuteilen, ob sie im Teilnehmerverzeichnis registriert ist und an der 
elektronischen Zustellung mit Zustellnachweis nach dem Zustellgesetz teilnimmt; erfolgt eine 
solche Mitteilung nicht, kann die Behörde je nach Erforderlichkeit innerhalb von zwei Wochen 
auch die Vorlage weiterer physischer Ausfertigungen verlangen; dasselbe gilt sinngemäß, wenn 
sich trotz ursprünglich gegenteiliger Mitteilung erst während des Verfahrens herausstellt, dass die 
antragstellende Person an der elektronischen Zustellung mit Zustellnachweis nicht teilnimmt. 

(4) Der § 25 Abs. 3 gilt sinngemäß. 



 Seite 50 von 53 

(5) Die Bauanzeige gilt nur dann als vollständig eingebracht, wenn allfällige von der Behörde gemäß 
Abs. 3 lit. a oder b rechtzeitig verlangte Ausfertigungen übermittelt werden. 

§ 33 
Erledigung 

(1) Ist das angezeigte Bauvorhaben bewilligungspflichtig, so hat die Behörde dies mit schriftlichem 
Bescheid festzustellen. 

(2) Die Behörde hat das anzeigepflichtige Bauvorhaben mit schriftlichem Bescheid freizugeben, wenn 
das Bauvorhaben nach Art, Lage, Umfang, Form und Verwendung den bau- und raumplanungsrechtlichen 
Vorschriften entspricht und auch sonst öffentliche Interessen, besonders solche der Sicherheit, der 
Gesundheit, des Verkehrs, des Denkmalschutzes, der Energieeinsparung und des haushälterischen 
Umgangs mit Grund und Boden (§ 2 Abs. 3 lit. a Raumplanungsgesetz), nicht entgegenstehen. Auflagen 
nach § 29 Abs. 5 sind zulässig. 

(3) Erfüllt das anzeigepflichtige Bauvorhaben die im Abs. 2 genannten Voraussetzungen nicht, ist es 
mit schriftlichem Bescheid zu untersagen. Anstelle einer Untersagung kann die Behörde auch bloß 
schriftlich mitteilen, dass und weshalb das Bauvorhaben die Voraussetzungen für eine Freigabe nicht 
erfüllt. 

(4) Bescheide nach den Abs. 1 bis 3 sowie eine Mitteilung nach Abs. 3 müssen spätestens sechs 
Wochen, bei Bauvorhaben nach § 19 lit. d spätestens drei Monate nach Vorliegen einer vollständigen 
Bauanzeige nachweisbar abgefertigt, z.B. der Post zur Zustellung übergeben werden. Später abgefertigte 
Bescheide nach den Abs. 2 und 3 sind rechtswidrig, eine verspätete Mitteilung wirkungslos. 

(5) Wenn eine Mitteilung nach Abs. 3 ergangen ist, kann der Bauwerber beantragen, dass über die 
ursprüngliche Bauanzeige entschieden wird, oder eine neue, geänderte Bauanzeige einbringen. In beiden 
Fällen ist eine neuerliche Mitteilung nach Abs. 3 zweiter Satz ausgeschlossen und verkürzt sich die Frist 
(Abs. 4) auf vier Wochen. 

(6) Über Beschwerden beim Landesverwaltungsgericht gegen Bescheide nach den Abs. 1 bis 3 ist 
spätestens nach drei Monaten zu entscheiden. 

§ 34 
Berechtigung zur Ausführung des Bauvorhabens 

(1) Wenn das Bauvorhaben freigegeben wird, darf es ausgeführt werden, sobald die Entscheidung über 
die Freigabe rechtskräftig ist. 

(2) Im Übrigen darf mit der Ausführung des Bauvorhabens sechs Wochen, mit der Ausführung eines 
Bauvorhabens nach § 19 lit. d drei Monate nach Einlangen der vollständigen Bauanzeige begonnen werden, 
wenn die Behörde innerhalb dieser Frist weder einen Bescheid nach § 33 Abs. 1 bis 3 noch eine Mitteilung 
nach § 33 Abs. 3 abgefertigt hat. 

(3) Mit der Ausführung des Bauvorhabens darf auch begonnen werden, wenn zwar fristgerecht eine 
Mitteilung nach § 33 Abs. 3 erfolgt ist, dann die Behörde aber nicht innerhalb der vier Wochen nach § 33 
Abs. 5 einen Bescheid abgefertigt hat. 

(4) Der Partei ist in den Fällen der Abs. 1 bis 3 eine Ausfertigung der Pläne und Beschreibungen mit 
einem entsprechenden Vermerk zu übermitteln. 

(5) Die Berechtigung zur Ausführung des Bauvorhabens erlischt, wenn nicht binnen drei Jahren ab 
dem Tag, ab dem das Bauvorhaben ausgeführt werden darf, mit der Ausführung des Bauvorhabens 
begonnen wird. Weiters erlischt sie, wenn die bereits begonnene Ausführung durch drei Jahre unterbrochen 
worden ist. Die Frist ist von der Behörde auf schriftlichen Antrag um jeweils drei Jahre zu verlängern, 
sofern kein Untersagungsgrund gemäß § 33 Abs. 3 vorliegt. Der § 31 Abs. 1 zweiter und dritter Satz gilt 
sinngemäß. 

5. Unterabschnitt 
Besondere Bestimmungen für Vorhaben der Energiewende 

§ 34a 
Allgemeines 

(1) In diesem Abschnitt verwendete Begriffe sind im Sinne des § 2 des Allgemeinen-Energiewende-
Gesetzes zu verstehen. 

(2) In den §§ 3 und 4 des Allgemeinen-Energiewende-Gesetzes finden sich Regelungen zu 
Anlaufstelle und Streitbeilegung. 
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§ 34b 
Vollständigkeit des Antrages bzw. der Anzeige 

(1) Bei Vorhaben der Energiewende hat die Behörde spätestens 30 Tage nach Einbringung die 
Vollständigkeit des Antrages bzw. der Anzeige zu bestätigen oder nach § 13 Abs. 3 des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 vorzugehen; bei bewilligungspflichtigen Vorhaben außerhalb von 
Beschleunigungsgebieten verlängert sich diese Frist auf 45 Tage. Im Falle der Untätigkeit der Behörde gilt 
die Eingabe nach Ablauf der genannten Frist als vollständig eingebracht. 

(2) Die Entscheidungspflicht der Behörde richtet sich nach § 73 des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991. In die Entscheidungsfrist sind nicht einzurechnen: 

 a) die Zeit für die Errichtung, Änderung oder das Repowering von Anlagen, ihrer Netzanschlüsse und 
der damit verbundenen erforderlichen Netzinfrastruktur; 

 b) die Dauer erforderlicher behördlicher Verfahren für umfassende Modernisierungen des Netzes, die 
notwendig sind, um die Netzstabilität, -zuverlässigkeit und -sicherheit sicherzustellen; 

 c) die Dauer alternativer Streitbeilegungsverfahren sowie von Verfahren über Rechtsbehelfe und 
Rechtsmittel. 

§ 34c 
Schutz des Orts- und Landschaftsbildes 

(1) Im Zuge einer nach § 17 Abs. 6 durchzuführenden Interessenabwägung ist davon auszugehen, dass 
in Beschleunigungs- sowie in Netz- und Speicherinfrastrukturgebieten gelegene Bauvorhaben betreffend 
Anlagen zur Erzeugung von erneuerbarer Energie und Speicheranlagen im überragenden Interesse des 
Gemeinwohls gelegen sind. 

(2) Sofern dies zum Schutz des Orts- und Landschaftsbildes nach § 17 Abs. 1 und 2 erforderlich ist, 
kann die Gemeindevertretung durch Verordnung bestimmen, dass Abs. 1 für bestimmte Ortsteile oder 
bestimmte Arten von Anlagen nicht anzuwenden ist. 

§ 34d 
Solar- und Photovoltaikanlagen sowie Wärmepumpen 

(1) Die Behörde hat über einen Bauantrag nach § 24 betreffend die Errichtung oder Änderung einer 
der nachfolgend genannten Anlagen innerhalb von drei Monaten ab Vorliegen des vollständigen 
Bauantrages mit Bescheid zu entscheiden: 

 a) Solar- und Photovoltaikanlagen auf Bauwerken oder anderen künstlichen Strukturen 
(ausgenommen auf künstlichen Wasserflächen) und 

 b) Energiespeicher am selben Standort in bzw. auf Bauwerken oder anderen künstlichen Strukturen 
(ausgenommen auf künstlichen Wasserflächen). 

(2) Weiters hat die Behörde über einen Bauantrag nach § 24 oder über eine Bauanzeige nach § 32 
betreffend die Errichtung oder Änderung einer der nachfolgend genannten Anlagen innerhalb eines Monats 
ab Vorliegen des vollständigen Bauantrages oder der vollständigen Bauanzeige mit Bescheid zu 
entscheiden: 

 a) Solar- und Photovoltaikanlagen im Sinne des Abs. 1 lit. a, deren Kapazität 100 kW nicht übersteigt 
und  

 b) Wärmepumpen mit einer Leistung von weniger als 50 MW. 

(3) Eine Anlage im Sinne des Abs. 2 lit. a, deren Kapazität die bestehende, durch die 
verfahrenseinleitende Person nachzuweisende Kapazität des Anschlusses an das Verteilernetz nicht 
überschreitet, gilt als nach § 28 Abs. 2 bewilligt (Bewilligungsfiktion) bzw. darf nach § 34 Abs. 1 
ausgeführt werden, wenn die Behörde nicht innerhalb eines Monats ab Vorliegen des vollständigen 
Bauantrages bzw. der vollständigen Bauanzeige mit Bescheid darüber entschieden hat. 

(4) Die Behörde hat der verfahrenseinleitenden Person und den Parteien ohne unnötigen Aufschub 
eine schriftliche Bescheinigung über den Eintritt der Bewilligungsfiktion nach Abs. 3 auszustellen. Im 
Anzeigeverfahren ist der verfahrenseinleitenden Person ebenfalls eine schriftliche Bescheinigung über die 
Berechtigung zur Ausführung nach Abs. 3 auszustellen. 

(5) Gegen eine durch Bewilligungsfiktion nach Abs. 3 erteilte Baubewilligung kann jede Partei 
Beschwerde beim Landesverwaltungsgericht (Art. 132 B-VG) wegen Verletzung ihrer nach § 26 Abs. 1 
gewährleisteten Rechte erheben. Eine solche Baubewilligung gilt mit Ablauf der Frist nach Abs. 3 als 
erlassen, wobei die maßgebliche Beschwerdefrist mit Zustellung der Bescheinigung über die 
Bewilligungsfiktion (Abs. 4) zu laufen beginnt; die §§ 68 bis 70 des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 gelten sinngemäß. 
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§ 34e 
Veröffentlichung 

Erledigungen in Bewilligungs- und Anzeigeverfahren, einschließlich Bescheinigungen nach § 34d 
Abs. 4, betreffend Vorhaben der Energiewende sind unverzüglich nach ihrer Erlassung mindestens vier 
Wochen auf dem Veröffentlichungsportal im Internet zu veröffentlichen (§ 9 des 
Bezirksverwaltungsgesetzes bzw. § 32e des Gemeindegesetzes). 

6. Abschnitt 
Bauausführung 

§ 35 
Planabweichungen 

Von einem bewilligten oder aufgrund einer Bauanzeige zulässigen Bauvorhaben darf nur dann 
abgewichen werden, wenn die Änderung des Bauvorhabens 

 a) rechtskräftig bewilligt wurde; 

 b) für sich genommen anzeigepflichtig ist, allfälligen Auflagen und Bedingungen der Baubewilligung 
nicht widerspricht und die Berechtigung zur Ausführung (§ 34) gegeben ist; oder 

 c) für sich genommen frei ist und allfälligen Auflagen und Bedingungen der Baubewilligung nicht 
widerspricht. 

... 

§ 49 
Nachträgliche Aufträge 

(1) Wird der Behörde – aus Anlass einer Überprüfung nach § 48a oder sonst – bekannt, dass 
rechtmäßig bestehende Bauwerke im Sinne des § 48a die Sicherheit oder die Gesundheit von Menschen 
durch Brand erheblich gefährden, hat die Behörde gegenüber dem Eigentümer oder Bauberechtigten mit 
Bescheid nachträgliche Aufträge zu erteilen, soweit dies zur Beseitigung der Gefährdung erforderlich ist 
und der damit verbundene Aufwand in einem vertretbaren Verhältnis zum erzielbaren Erfolg steht. 

(2) Wird der Behörde bekannt, dass ein rechtmäßig bestehendes Bauwerk oder eine rechtmäßig 
bestehende sonstige Anlage die in einer Verordnung nach § 15 Abs. 4 festgelegten Anforderungen nicht 
einhält, hat sie gegenüber dem Eigentümer oder Bauberechtigten mit Bescheid nachträgliche Aufträge zu 
erteilen, soweit dies zur Durchsetzung der Anforderungen erforderlich ist. 

(3) Die Behörde hat in den nachträglichen Aufträgen nach den Abs. 1 und 2 unter Bedachtnahme auf 
den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit angemessene Fristen festzulegen, innerhalb derer sie zu erfüllen 
sind. Die Vorschriften der §§ 29 Abs. 5 und 38 bis 40 gelten sinngemäß. 

... 

§ 49c 
Information 

Soweit nicht von anderer Seite Vorsorge getroffen wird, hat die Landesregierung dafür zu sorgen, dass 

 a) Eigentümer und Nutzer von Gebäuden oder Gebäudeteilen auf geeignete Weise über die 
verschiedenen Methoden und praktischen Verfahren zur Verbesserung der Gesamtenergieeffizienz 
informiert werden; dabei ist auch über Energieausweise und Inspektionsberichte über Heizungs- 
und Klimaanlagen und die zur Verbesserung der Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden zur 
Verfügung stehenden Finanzinstrumente zu informieren; 

 b) Informationen und Beratungen über die Nettovorteile, die Kosten und die Energieeffizienz von 
Anlagen und Systemen für die Nutzung von Wärme, Kälte und Elektrizität aus erneuerbaren 
Energien bereitgestellt werden, insbesondere auch zu verfügbaren Finanzinstrumenten und 
Anreizen zur Beschleunigung des Umstieges auf Heizungsanlagen, die auf erneuerbarer Energie 
basieren; 

 c) geeignete Anleitungen und Schulungen für Energieberater zur Verfügung stehen; auf die optimale 
Kombination von möglichen Energieeffizienzverbesserungen, der Nutzung erneuerbarer Energien 
und dem Einsatz von Fernwärme und -kälte bei der Planung, der Errichtung und der Renovierung 
von Gebäuden ist dabei besonders zu achten; 

 d) den relevanten Marktteilnehmern, insbesondere Ingenieurbüros und Ziviltechnikern einschlägiger 
Fachrichtungen, erforderlichenfalls Empfehlungen oder Leitlinien zur Verfügung stehen, damit 
diese in der Lage sind, bei der Planung, der Errichtung und der Renovierung von Gebäuden die 
optimale Kombination von erneuerbaren Energien, hocheffizienten Technologien und Fernwärme 
und -kälte sachgerecht in Erwägung zu ziehen; 
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 e) zur Verhinderung von Krankheitsausbrüchen durch Legionella Informationen baulicher Art 
betreffend wirksame und gemessen an den Risiken verhältnismäßige Maßnahmen zur 
Risikobeherrschung zur Verfügung stehen. 

§ 49d 
Vorbildfunktion 

(1) Das Land und die Gemeinden haben im Hinblick auf die Verbesserung der Gesamtenergieeffizienz 
von Gebäuden und die Nutzung erneuerbarer Energien sowie im Hinblick auf die Integration und Nutzung 
von erneuerbarer Energie, insbesondere auch  hinsichtlich des Anteils der genutzten erneuerbarer Energien 
in öffentlichen Gebäuden, eine Vorbildfunktion. 

(2) Das Land fördert die Nutzung von mit erneuerbarer Energie betriebenen Wärme- und 
Kälteversorgungssystemen und -ausrüstungen in Gebäuden, einschließlich innovative Technologien wie 
intelligente und mit erneuerbarer Energie betriebene elektrische Wärme- und Kälteversorgungssysteme und 
die entsprechende Ausrüstung. 

(23) Die Landesregierung hat durch Verordnung nähere Bestimmungen zur Vorbildfunktion nach Abs. 
1 und 2 zu erlassen, soweit dies zur Umsetzung des Rechts der Europäischen Union erforderlich ist. 

... 


